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Tagesordnungspunkt 1:  
Begrüßung 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Schönen guten 

Morgen, meine Damen und Herren! Ich darf Sie 

sehr herzlich zur 17. Sitzung der Arbeitsgruppe 1 

der Endlagerkommission begrüßen.  

Wir weisen darauf hin, dass von dieser Sitzung 

eine Tonaufzeichnung gefertigt wird, die später 

als Audiodatei auf der Webseite der Kommission 

eingestellt wird. Wir werden - wie üblich - auch 

ein Stenografisches Wortprotokoll erstellen las-

sen, dass ebenfalls im Internet veröffentlicht 

wird. Ich gehe wie in den vergangenen Sitzungen 

von Ihrer Zustimmung zu diesem Vorgehen aus.  

Ich weise den Besucher Herrn Mehnert darauf 

hin, dass im Internet veröffentlichte Beratungs-

unterlagen zur heutigen Sitzung vor dem Sit-

zungssaal ausliegen. Ich bitte Sie nun, die Mobil-

telefone leise zu stellen. Sie sehen, welches Pri-

vileg der Vorsitzende durch einen guten Sprech-

zettel hat, was mir aber insgesamt Anlass gibt, 

nachdem Frau Lorenz-Jurczok uns jetzt seit eini-

gen Sitzungen betreut, darauf hinzuweisen, dass 

wir ein sehr gutes Arbeitsverhältnis haben und, 

nicht nur bezüglich der Formalien im Sprechzet-

tel sehr gut betreut sind. Herzlichen Dank an die-

ser Stelle. 

(Beifall) 

Dann darf ich die AG-Mitglieder begrüßen, die 

ständigen Gäste, von denen Herr Dürr entschul-

digt ist und Herr Fuder und Herr Fox anwesend 

sind. Ich weiß von Herrn Geilhufe noch nicht, 

ober er heute kommt. Das gibt uns die Gelegen-

heit, darauf einzugehen, dass wir noch weitere 

Gäste begrüßen wollten. Dazu wird Herr Meister 

kurz etwas sagen. 

Vorsitzender Ralf Meister: Ein Satz, verbunden 

mit einer Entschuldigung von meiner Seite. Wir 

haben aus dem Workshop „Junge Erwachsene“ 

in der vergangenen Sitzung beschlossen, dass 

zwei, die dort mit Delegation in diesen Kreis vor-

geschlagen worden sind, von uns aufgenommen 

werden in die Sitzung. Wir haben formaliter 

keine Einladung ausgesprochen. Sie haben es 

mitbekommen: Wir haben es in der vergangenen 

Sitzung sehr offensiv begrüßt, aber wir haben for-

maliter keine Einladung ausgesprochen. Dadurch 

gab es eine ganz kleine Unsicherheit. Allerdings 

ist Cécile Marchand, die beim letzten Mal dabei 

war, aufgrund anderer Verpflichtungen heute 

nicht in der Lage. Der andere „Junge Erwach-

sene“, Herr Arab (phon.) war nicht in der Lage, 

heute zu dieser Sitzung zu kommen. Trotzdem 

werden wir formal die Einladung in diesem 

Kreis einfach noch einmal aussprechen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. 

Dann begrüße ich noch Frau Krause und Frau    

Kazmierzak, die ich persönlich noch nicht 

kenne, von der Firma Prognos und Frau Simic 

und Herrn Hagedorn von der Firma Demos, die 

im Zuge der Erörterung des Beteiligungskonzepts 

heute sicherlich zu Wort kommen werden. 

Mir liegt eine förmliche Entschuldigung von 

Herrn Ott vor, der gegen 14.30 Uhr kommt. Ich 

habe momentan festzustellen, dass Herr Thom-

auske, Herr Grunwald und Herr Zdebel nicht da 

sind. Ich weiß nicht, ob sie noch kommen wer-

den. Herr Dr. Völker ist angekündigt. Wir werden 

das am Rande festhalten. 

 

Tagesordnungspunkt 2:  
Beschlussfassung über die Tagesordnung und 

Protokoll der 16. Sitzung 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Die Tagesord-

nung geht Ihnen immer relativ kurzfristig zu, 

nicht zuletzt deshalb, weil wir sie relativ aktuell 

zusammenstellen, Sie auf der anderen Seite aber 
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auch nicht mit Überraschungen konfrontieren 

wollen.  

Haben Sie noch Anmerkungen zu dieser Tages-

ordnung haben? Sie ist, was den heutigen Haupt-

diskussionspunkt angeht, in dem Sinne ein Rah-

men. - Ich danke und gehe von Ihrer Zustim-

mung aus. 

Das Protokoll über die 16. Sitzung liegt der Ge-

schäftsstelle jetzt vor. Es wird uns in den kom-

menden Tagen zugesandt. Sie haben bitte wieder 

die Möglichkeit, innerhalb von 14 Tagen Ihre 

Anmerkungen zu machen, damit das Protokoll 

dann als von der Arbeitsgruppe angenommen ins 

Internet gestellt werden kann. 

 

Tagesordnungspunkt 3:  
Zuschriften 
Internetauftritt und Internetforum 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wir haben es uns 

zum guten Brauch gemacht, die Frage „Zuschrif-

ten“ an den Anfang zu stellen.  

Es gab zu dem Tagesordnungspunkt „Zuschrif-

ten“ keine neuen Mitteilungen. Es wäre gut, 

wenn wir darum werben könnten. Sprich: Die 

Überlegung, wie unser Internetauftritt besser ge-

staltet werden kann, dass er auf mehr Resonanz 

stößt. 

Unter diesem Tagesordnungspunkt ist auch die 

Frage der von der AG 1 angesprochenen Aufglie-

derung der Audiodateien zu besprechen. In mei-

nem Sprechzettel steht, die Geschäftsstelle hat 

wunschgemäß den Sachverhalt geprüft. Kann ei-

ner von Ihnen kurz uns das Ergebnis mitteilen? 

Frau Lorenz-Jurczok, bitte. 

Frau Lorenz-Jurczok (Geschäftsstelle): Herr Vo-

ges ist sicherlich auf dem Weg hierher, hat aber 

wahrscheinlich, obwohl wir ihm den Raum ge-

nannt haben, das Problem, erst einmal zu diesem 

Raum zu kommen.  

Herr Voges hat sich das Ganze noch einmal ange-

guckt, um, wie wir es beim letzten Mal angedeu-

tet haben, die Audiodatei jetzt aufzugliedern. Na-

türlich gibt es da IT-technische Möglichkeiten. 

Aber man muss dann dazu ein Begleitpapier le-

gen, um zu sagen: Ab der Zeit Tagesordnungs-

punkt 3, wie wir es bei den Sprungmarken bei 

der Videoeinstellung der Kommissionssitzung 

haben. Das ist wiederum eine Aufgabe, die eine 

Veränderung der Internetseite beinhaltet. Dann 

muss das da noch auch noch hineingestellt wer-

den. Es ist in dem Sinne mit Arbeit und Zeit ver-

bunden, was dann wieder zu konträr den Bedürf-

nissen anderer Zuschriften steht, die die Audio-

datei so schnell wie möglich haben wollen. Wir 

geben uns immer Mühe, diese Audiodatei zeit-

nah, wenn wir sie von der Technik hier aus dem 

Haus bekommen, zu prüfen und kurz anzuhören, 

ob alles in Ordnung ist, sie entsprechend vorzu-

bereiten und dann auf unserer Internetseite zu 

veröffentlichen. Das würde dann wiederum mehr 

Zeit in Anspruch nehmen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank, 

Frau Lorenz-Jurczok. Sofern von Herrn Voges im 

Nachgang nicht deutlich andere Überlegungen 

angestellt werden, würde ich vorschlagen, wir 

bleiben bei dem Vorgehen, sie möglichst schnell 

einzustellen. Wir bitten Herrn Voges, zu veran-

lassen, dass diese Gliederung in einem über-

schaubaren Zeitraum auch ins Internet einge-

stellt wird, damit dem Interesse derjenigen, die 

es schnell sehen wollen, entsprochen wird. Weil 

die Audiodateien nach unseren Vorstellungen 

mehrere Jahre im Internet zur Verfügung stehen 

sollen, ist es sicherlich sinnvoll, im Verlauf von 

vier Wochen die Gliederung nachzureichen. Ich 

würde darum bitten, dass man beides macht, so-

dass wir den kurzfristigen Bedarf abdecken und 
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die langfristige Art der besseren Einstiegsmög-

lichkeit trotzdem erschließen. Damit ist dieser 

Zielkonflikt hoffentlich aufgelöst.  

Es gibt außerdem zum Internetauftritt noch eine 

im Umlaufverfahren beschlossene Ausschrei-

bung. Der entsprechende Antrag ist auf dem 

Weg. Wir gehen davon aus, dass die Beauftra-

gung des Dienstleisters - das ist in dem Fall mei-

nes Wissens der Dienstleister, der die Homepage 

insgesamt für uns eingerichtet hat und betreut - 

die entsprechende Nachbesserung, die wir veran-

lasst haben, auch übernimmt und dass wir zu ei-

ner zeitnahen Realisierung kommen. Hier fehlt 

noch der Vertragsschluss. Das ist aber sicherlich 

eine Formalie, die innerhalb von ein paar Tagen 

abgewickelt werden kann. 

 

Tagesordnungspunkt 4:  
Umsetzung des Beteiligungskonzeptes 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Unter diesem Ta-

gesordnungspunkt sollte uns in verschiedenen 

Stufen, die ich gerne Herrn Hagedorn überlasse, 

zunächst kurz gesagt werden, wie der Stand der 

Überarbeitung des Gesamttextes ist. Ich weiß 

nicht, ob Sie sich diesbezüglich mit Herrn Meis-

ter abgesprochen haben. Ich glaube, es fehlte 

noch eine Zuarbeit von Herrn Thomauske. Das 

wäre der Text „Beteiligungskonzept“. 

Dann würde ich Sie bitten, uns vorzustellen, wie 

der Stand der weiteren Planung der aktuellen 

Umsetzung ist. Dabei würde als ein Unterpunkt 

die Frage auftauchen, dass Frau Kotting-Uhl ge-

beten, sie für den nächsten Workshop als Bot-

schafterin zu entschuldigen, weil sie eine andere 

terminliche Verpflichtung hat, sodass wir einen 

neuen Botschafter finden sollten. Dieser Punkt 

sollte bitte auch in Ihrem Bericht zur Sprache 

kommen.  

Ich erteile erst einmal Herrn Hagedorn das Wort. 

Hans Hagedorn (DEMOS): Zunächst zu dem Be-

teiligungskonzept. Im Prinzip liegen alle Zuar-

beiten vor. Herr Thomauske hat seine Anmer-

kungen auch hinzugefügt. Es hakt derzeit eigent-

lich an der Entscheidung über die drei noch offe-

nen Punkte, die in der AG 1 oder in der Kommis-

sion getroffen werden müssen.  

Ich habe gestern kurz mit Herrn Adler gespro-

chen. Wir sind uns eigentlich einig: Das müsste 

jetzt einfach noch inhaltlich beschlossen wer-

den. Dann kann man dieses Konzept auch finali-

sieren, also letztendlich diese Bearbeitungsmar-

kierung annehmen. 

Das leitet gleich über zu dem Entscheidungsbe-

darf, der jetzt noch besteht. Es wurde gerade eine 

Tischvorlage verteilt. Darin haben wir einmalauf-

geführt, was in den neuen Formaten gerade der 

Status ist und welchen Entscheidungsbedarf es 

gibt. Dort, wo es keinen Entscheidungsbedarf 

gibt, können Sie es nachlesen. Ich nenne jetzt 

nur die fünf Punkte, wo es etwas zu entscheiden 

gibt.  

Das eine ist die Informationskampagne, die 

grundsätzlich bei dem Bürgerdialog angeregt 

worden ist. Sie ist jetzt auch als Entwurfsfassung 

im Beteiligungskonzept vorgesehen. Allerdings 

stellt sich jetzt die Frage, zu welchem Zeitpunkt 

und in welcher Intensität bzw. ob es überhaupt 

gemacht werden soll. Das ist vielleicht heute 

Abend im nichtöffentlichen Teil noch ein 

Thema, wo es um die verschiedenen Auftrags-

vergaben geht.  

Dann gibt es für den Workshop „Junge Erwach-

sene und Beteiligungspraktiker“ die Frage: Wie 

soll der dritte Workshop, der optional im Ange-

bot vorgesehen ist, durchgeführt werden? Dazu 

gab es verschiedene Überlegungen. Grundsätz-
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lich sollte es schon den Teilnehmern ein biss-

chen überlassen werden, was sie für sinnvoll 

halten. Es stellt sich natürlich die Frage, welche 

Rahmenbedingungen die Kommission sieht. Die 

Empfehlung wäre, dass man das gemeinsam mit 

den anderen Veranstaltungen im April vorsieht, 

wo es darum geht, den Kommissionsbericht im 

Entwurf zu diskutieren. Das wäre ein sinnvoller 

Zeitpunkt, wo sich die Beteiligungspraktiker und 

die jungen Erwachsenen das auch noch einmal 

anschauen könnten.  

Dann zu Punkt 6, Dialogangebote kritische Grup-

pen. Das wird später noch Thema unter TOP 7 

sein. Da steht immer noch im Raum, ob die Do-

kumentenanalyse gemacht wird. Es wäre auf je-

den Fall eine Empfehlung, das gegebenenfalls 

auch im Rahmen des Evaluationsgutachtens ab-

decken zu lassen. Das wäre eine gute Möglich-

keit, um aus diesem Bereich Informationen in 

den Bericht aufnehmen zu können.  

Ganz wichtig für heute ist das Format unter 

Punkt 8, Kommissionsbericht im Entwurf. Die 

geplante Veranstaltung für den April sollte heute 

entschieden und auf den Weg gebracht werden, 

gegebenenfalls - wenn möglich - vielleicht sogar 

schon die Veranstaltung im Juni/Juli.  

Soweit der Kurzüberblick über den Stand des Be-

teiligungsverfahrens. Vielleicht noch einmal 

kurz zu den Punkten, wozu ich jetzt nichts ge-

sagt habe: Die laufen jetzt eigentlich relativ rund. 

Wir haben in allen Formaten die ersten Work-

shops gehabt. Die Kommunikation mit den Bot-

schaftern läuft jeweils sehr gut. In der AG 3 ist 

jetzt ein sehr gutes Arbeitsteam für die große 

Fachveranstaltung im Januar gebildet worden. 

Von daher sind wir mit dem aktuellen Status ei-

gentlich sehr zufrieden. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Ich schlage vor, dass wir die von Ihnen als Ent-

scheidungsbedarf markierten Punkte aufrufen. 

Die Frage der nichtöffentlichen Sitzung stellt 

sich nur, wenn wir konkrete Vergabegestaltun-

gen besprechen wollen. Aber die konzeptionel-

len Fragen sollten wir heute Vormittag gemein-

sam beraten. Herr Miersch, bitte. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Ich habe eine kurze 

Nachfrage. Sie sagten, die ersten Workshops 

seien durchgeführt worden. Können Sie ganz 

kurz sagen: Zu welchem Thema? Welche Ziel-

gruppe? Wie viele Teilnehmer? Könnten Sie 

auch bisschen zum Verlauf, zur Resonanz etc. sa-

gen? 

Hans Hagedorn (DEMOS): Der erste Workshop 

mit den Regionen ist von Prognos durchgeführt 

worden. Da war die Resonanz sehr hoch. Es gab 

ein bisschen Unsicherheiten im Zusammenhang 

mit dem Einladungsprozedere. Letztendlich hat 

es sich dann so dargestellt, dass es zwar einen 

Überhang an offiziellen Teilnehmern aus den 

Verwaltungen und aus der Politik der Landkreise 

gab, aber auch eine Gruppe von bürgerschaftli-

chen Gruppen, die sich während der Veranstal-

tung sehr gut artikulieren konnte. Ich denke, 

letztendlich war die Mischung sehr gut. Es wur-

den also alle Perspektiven gut beleuchtet.  

Es waren mehr als hundert Personen, was so gar 

nicht geplant war. Deshalb müssen wir für den 

nächsten Workshop einen anderen Raum suchen 

und die Moderationskräfte ein bisschen verstär-

ken.  

Ich habe mit Frau Blome von der Evaluation ge-

sprochen. Das Feedback der Teilnehmer schätzt 

sie als sehr gut ein. Es wurde als konstruktive 

Arbeitsatmosphäre empfunden. Ich denke, es ist 

ein sehr gut gelungen, einen Einstieg in die lau-

fende Kommunikation mit den Regionen zu fin-

den, was sich bis in das Standortsuchverfahren 

fortsetzen wird. , ist sehr gut gelungen.  
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Der andere Workshop „Junge Erwachsene und 

Beteiligungspraktiker“ hat in Dortmund stattge-

funden. Es war gar nicht so einfach, dafür Teil-

nehmer zu finden, einerseits aufgrund der Kurz-

fristigkeit, andererseits auch, weil es im Bereich 

der jungen Erwachsenen gar nicht so einfach 

war, glaubhaft zu machen, dass es sich für sie 

lohnt, dort ein Wochenende hinzukommen und 

der großen Kommission etwas erzählen zu kön-

nen. Von daher ist es sehr gut, dass die beiden 

Botschafter, die aus den Reihen der jungen Er-

wachsenen gewählt wurden formell eingeladen 

werden. Das ist ein gutes Zeichen, damit die 

nächsten Workshops auch ernst genommen wer-

den.  

Wenn wir später über den Berichtsentwurf und 

vielleicht auch über die inhaltlichen Punkte re-

den, werden wir sehen, dass es den jungen Er-

wachsenen vor allen Dingen wichtig ist, dass die 

Kriterien im Vorfeld noch intensiver diskutiert 

werden, als es vielleicht ohnehin geplant ist, und 

dass sie auch während des Standortsuchverfah-

rens weiterhin immer wieder Gegenstand der 

Diskussion sind und nicht völlig in Stein gemei-

ßelt sind. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. 

Frau Kotting- Uhl, bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Danke schön. Ich 

dachte, wir hätten in dieser AG schon eine Aus-

wertung vorgenommen. Aber ich habe Herrn 

Miersch so verstanden, dass das nicht der Fall 

war. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Das haben wir 

beim letzten Mal gemacht. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Dann liegt das viel-

leicht daran, dass ich letztes Mal nicht da war. 

Entschuldigung. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Okay. Dann erkläre ich 

vielleicht nur noch, warum ich das nächste Mal 

nicht dabei sein werde.  

Wir haben ab Freitag unseren Bundesparteitag, 

und dort wird es um eine ganze Menge Atom-

müllthemen gehen, also auch um Themen, die 

uns in der Kommission durchaus betreffen. Da 

sollte ich als für diese Themen Zuständige in der 

Fraktion dabei sein. Deswegen bitte ich darum, 

mich da zu entschuldigen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. Ich 

würde gerne zunächst die Fragen zu der „Infor-

mationskampagne“, „Kommissionsbericht im 

Entwurf“ und „Vorstellung Kommissionsbe-

richt“, also die Ziffern 2, 8 und 9, erörtern. 

Wir haben die Beteiligungskonzeption so ausge-

richtet, dass sie zunächst einen Haltepunkt Ende 

Januar hat. Die bisher verabredeten Formate en-

den Ende Januar mit dem erklärten Ziel, dass die 

Möglichkeit erwächst, dass die bis zu diesem 

Zeitpunkt im Rahmen der Beteiligung erarbeite-

ten Ideen, Vorstellungen und Anmerkungen Ein-

gang in den Entwurf des Kommissionsberichts 

finden können. Wir haben für die folgende Ar-

beit eine Zeitplanung der Kommission für die Er-

arbeitung des Endberichts, der momentan vor-

sieht, dass die Beschlussfassung zum Endbericht 

in der 27. Sitzung der Kommission am 16. Ju-

ni 2016 stattfindet. Das heißt, wir haben aktuell 

für den Zeitraum zwischen Februar und Juni 

2016 keine verabredeten Beteiligungsformate. 

Deshalb ist es wichtig, dass wir uns die Ziffern 2, 

8 und 9 und dann auch die Frage des dritten 

Workshops der jungen Erwachsenen als Ele-

mente in dieser Zeitphase ansehen. 

Ich fange bewusst von hinten an und stelle fest: 

Die Vorstellung des Kommissionsberichts ist von 

der Verantwortung der Vorsitzendenrunde ges-

tern in die Verantwortung der AG 1 zurückgege-

ben worden. Wir müssten uns überlegen, welche 
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Funktion und welcher Aufwand damit verbun-

den wären, etwas in öffentlicher Veranstaltung 

vorzustellen, was zu diesem Zeitpunkt - das ist 

jedenfalls der Arbeitstitel - schon übergeben ist. 

Dieser Halbsatz, dass zu diesem Zeitpunkt schon 

übergeben ist, ist nicht ganz zwingend, weil die 

Übergabezeitpunkte wiederum noch nicht genau 

feststehen. Aber wir haben gestern gesagt, ein 

sinnvoller Übergabezeitpunkt ist die letzte Sit-

zungswoche, und die ist wiederum Anfang Juli 

2016.  

Ich weiß, dass ich mehr Informationen habe, aber 

Sie werden den Faden mit mir wieder zurecht-

spinnen.  

Wir haben gestern auch einen Moment lang über-

legt, ob dann die Übergabe erst im September er-

folgen sollte, weil die Bundestagsabgeordneten 

in der letzten Sitzungswoche sicherlich gerne 

das Papier abheften, dass aber keine Befassung 

zu diesem Zeitpunkt möglich ist. Es wäre unrea-

listisch, dass sich der Bundestag in seiner letzten 

Sitzung aus Anlass der Übergabe des Berichts 

mit diesem Thema befasst.  

Trotzdem hat sich gestern nicht die Situation er-

geben oder die Stimmung durchgesetzt - man hat 

nicht zu Ende diskutiert -, dass man die Über-

gabe in den September verschiebt. Sie wissen, 

dass wir uns eigentlich in die Hand versprochen 

haben, dass wir am 30. Juni 2016 fertig sind. Je-

denfalls sind alle bürokratischen Elemente bis 

hin zur Budgetierung auf den 30. Juni 2016 aus-

gerichtet. Es gibt momentan kein Zeichen dafür, 

dass es zu einer anderen Situation kommt. Ich 

hatte gestern beispielsweise vorgeschlagen, dann 

müssen wir in unseren Zeitplan bleiben. Viel-

leicht sind technische Sache wie Layout und 

Drucken in der Sommerpause möglich, sodass 

die massenhafte Veröffentlichung erst später er-

folgt.  

Also zunächst einmal die Feststellung: Es wird 

eine Übergabe in der ersten Juliwoche geben. Al-

les andere wäre momentan spekulativ. Das heißt, 

es bleibt dabei, dass die Kommission die Be-

schlussfassung am 15. Juni 2016 durchführt, so-

dass wir jetzt überlegen müssen, was im Kontext 

mit der Übergabe sinnvoll ist. Sie merken an der 

Art, wie ich aushole, dass ich mir nicht so ganz 

im Klaren darüber bin, ob wir nicht lieber Kraft 

darauf verwenden sollten, noch am Entwurf des 

Berichts zu diskutieren, als den übergebenen Be-

richt in der öffentlichen Veranstaltung vorzustel-

len.  

Das ist jedenfalls der erste Punkt. In dem Sinne 

bin ich jetzt auf dem Blatt von DEMOS unter 

Punkt 9, wozu ich kurz die Diskussion eröffnen 

wollte, weil wir von hinten sehen müssen, wie 

wir die Ressourcen verteilen und welche Kräfte 

wir in welche Formate stecken. Deshalb erlaube 

ich mir, von hinten anzufangen, und würde um 

zwei, drei Wortmeldungen bitten. Vielleicht zu-

nächst Herr Hagedorn, damit er uns die Überle-

gungen zur Vorstellung des Kommissionsbe-

richts noch einmal in Erinnerung ruft, welche 

Funktion es haben könnte, der Öffentlichkeit ei-

nen - das ist jetzt meine Arbeitshypothese - fix 

und fertigen Bericht vorzustellen. Herr Hage-

dorn, bitte. 

Hans Hagedorn (DEMOS): Zum Zeitpunkt der 

Konzepterstellung war die Vorstellung, dass der 

Bericht dann komplett fertig ist, nicht mehr an-

gefasst wird und informativ mit an die Öffent-

lichkeit übergeben werden soll.  

Bei der anderen Diskussion im Hintergrund über 

die Phase des „schwarzen Lochs“, und was ei-

gentlich in dieser Phase passiert, wo das Gesetz 

vom Bundestag evaluiert wird, macht es durch-

aus Sinn, darüber nachzudenken, ob man das 

nicht ohnehin in diese Phase dieses ganzen oder 

halben Jahres bis zur Novellierung des Gesetzes 
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hineindenkt, um dort eine wie auch immer gear-

tete Information und Beteiligung der Öffentlich-

keit mitzudenken. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Ich stehe dem ausge-

sprochen skeptisch gegenüber. Ich würde anre-

gen, dass die Vorsitzenden und die Arbeitsgrup-

pensprecher, wenn der Kommissionsbericht fer-

tig ist, eine Pressekonferenz bzw. eine offizielle 

Vorstellung bei der Bundespressekonferenz ma-

chen. Ich halte das für angemessen.  

Dann ist doch das Spannende, dass dieser Be-

richt nicht in den Schubladen verschwindet. 

Deswegen würde ich anregen - ich glaube, dazu 

können wir Abgeordneten durchaus beitragen, 

zumindest was unseren Teil angeht; der Bundes-

rat müsste dann überlegen, wie er das macht - 

dass wir sicherstellen, dass das im September 

nach der Sommerpause - denn das ist das 

Schwierige: wir müssen die Sommerpause über-

winden - wieder auf die Tagesordnung gesetzt 

wird. Ich glaube, es macht dann Sinn in einer 

der ersten Sitzungswochen nach der Sommer-

pause der Kommission im Umweltausschuss - 

denn dort werden die Leute sitzen, die letztlich 

federführend für diese ganze Sache zuständig 

sind - die Möglichkeit zu geben, diesen Bericht 

vorzustellen. Das kann öffentlich passieren. Da 

können die Interessierten auch dazukommen. 

Dann braucht man keine Mittel dafür einzuset-

zen und hat die Information dort eingespeist, wo 

es dann letztlich weitergehen muss. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. Ich 

glaube, das waren zwei Elemente, die sich nicht 

unbedingt widersprechen. Wir müssten sehen, 

dass das, was Herr Miersch jetzt ausgeführt hat, 

sehr nah am Parlament ist. Das, was Herr Hage-

dorn mit dem Schlagwort „schwarzes Loch“ an-

gedeutet hat, ist etwas, was wir überhaupt noch 

weiter diskutieren werden, nämlich: Inwieweit 

findet es in der Phase zwischen der Abgabe des 

Berichts und dem Inkraftsetzen des Standortaus-

wahlgesetzes mit der Option, dass aus dem Rah-

men des Standortauswahlgesetzes dann neue In-

stitutionen geschaffen werden können, weil es 

wieder eine gesetzliche Grundlage gibt - das be-

zeichnen wir immer etwas despektierlich als das 

„schwarz Loch“ -, also in diesen zwölf Monaten, 

etwas statt? Das war jetzt die Idee von Herrn Ha-

gedorn. Diese Idee steht nicht im Widerspruch 

zu dem, was Herr Miersch gesagt hat. Herr Fox, 

bitte. 

Andreas Fox: Vielen Dank. Herr Hagedorn hat 

gerade schon darauf hingewiesen, dass in irgend-

einer Form auch direkt nach der Veröffentli-

chung eine Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden 

sollte. Der Vorschlag von Herrn Miersch, damit 

in den Umweltausschuss zu gehen, macht sicher-

lich Sinn, und zwar in dem Sinne, dass die par-

lamentarische Seite von vornherein einbezogen 

ist.  

Nach dem Gesetz, wie es jetzt steht, ist auf jeden 

Fall auch zwingend einzuplanen, dass tatsäch-

lich - nicht nur irgendwie, sondern tatsächlich - 

eine Öffentlichkeitsbeteiligung unmittelbar nach 

der Erstellung des Berichts direkt zum Bericht 

stattfindet. Das heißt, es muss eine formelle Öf-

fentlichkeitsbeteiligung mit entsprechenden In-

formationen und mit entsprechenden Möglich-

keiten, dazu dann auch Stellung zu nehmen und 

das entsprechend aufzuarbeiten, stattfinden. Ich 

nehme an, das muss letztlich auch vor der Ent-

scheidung im Bundestag geschehen. Das heißt, 

das wird noch ein längerer Prozess werden. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Sommer, 

bitte. 

Jörg Sommer: Vielen Dank. Auch auf die Gefahr 

hin, dass ich mich jetzt als nicht textsicher mit 

dem Standortauswahlgesetz erweisen sollte. Herr 

Dürr, könnten Sie das heraussuchen und noch 
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einmal kurz sagen? Mir ist es neu, dass nach Vor-

stellung des Berichts im Standortauswahlgesetz 

noch einmal eine Bürgerbeteiligung vorgesehen 

ist. Vielleicht haben wir auch nur aneinander 

vorbeigeredet mit Öffentlichkeitsinformation 

und -beteiligung. Das weiß ich nicht.  

Was aber im Standortauswahlgesetz sicher steht, 

ist die Art und Weise, wie dieser Bericht an die 

Öffentlichkeit gelangt. Darin steht eindeutig, 

dass wir das auf der einen Seite an unsere Kun-

den übergeben - Bundestag und Bundesrat -, und 

separat steht deutlich darin: Wir stellen den Be-

richt in unserer letzten öffentlichen Sitzung vor 

und veröffentlichen ihn unmittelbar danach. Da-

ran sollten wir uns auch halten. Ich denke, damit 

wäre der Teil der Vorstellung des Berichts, also 

diesem Pfad, damit Genüge getan und wäre auch 

korrekt. 

Über den zweiten Pfad, wie wir für die Überwin-

dung des „schwarzen Lochs“ sorgen, diskutieren 

wir noch weiter. Das ist auch eine Frage, was wir 

nachher im Bericht schreiben, wie es weiterge-

hen soll.  

Der dritte Pfad ist: Wo finden wir Treiber dafür, 

dass es weitergeht? Das sind die Berichterstatter; 

das sehe ich auch so. Ich halte es für einen sehr 

klugen Aufschlag, nach der Sommerpause in den 

Umweltausschuss - möglichst auch noch unter 

Beteiligung des einen oder anderen Kommissi-

onsmitglieds - öffentlich hineinzugehen. Das ist 

dann nämlich genau die Tür aus der Kommis-

sion hinaus in das Parlament. Ich würde es auf 

alle Fälle begrüßen und gerne wahrnehmen wol-

len, dass wir das tun. Das wird uns nicht daraus 

entlassen, uns noch über das despektierlich ge-

nannte „schwarze Loch“ Gedanken zu machen. 

Das hängt sicherlich auch mit der Frage zusam-

men, wann dieses Begleitgremium und von wem 

installiert wird und mit welchen Funktionen es 

ausgestattet wird. aber das haben wir noch alles 

nicht ausdekliniert. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Das Übliche ist, 

dass man einfach die Redeliste abarbeitet. Das 

andere ist natürlich die Frage: Was machen wir 

gerade? Wir wollen uns über ein Format verstän-

digen und haben jetzt drei Zugänge. Der erste 

Zugang ist der von Herrn Miersch. Den würde 

ich nicht weiter diskutieren wollen, weil der aus 

meiner Sicht im Sinne von „So arbeitet der Bun-

destag; so wird ein Gesetzgebungsverfahren ein-

geleitet“ zu verstehen ist. Das brauchen wir jetzt 

nicht zu erörtern. Das sehe ich so. Das meine ich 

doch nicht negativ. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Nein. 

Abg. Hubertus Zdebel: Wir sollten hier ein biss-

chen mehr Realismus reinbekommen an einer 

bestimmten Stelle. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Sagt der Linke. 

(Heiterkeit)  

Abg. Hubertus Zdebel: Ich kann mich dazu noch 

einmal melden. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Dann machen Sie 

das gleich als Zwischenruf, weil ich das schlicht 

nicht verstehe. Mein Vorschlag war der, zu sa-

gen: Die Tatsache, dass der Bericht dem Bundes-

tag übergeben wird und dass der Bundestag sich 

entscheidet, ihn dann unter anderem im Um-

weltausschuss öffentlich zu diskutieren, ist et-

was, was wir jetzt nicht weiter vertiefen müssen, 

denn das werden sie so tun. Das war jetzt nur 

meine Anmerkung, die finde ich ziemlich real-

politisch finde. 

Abg. Hubertus Zdebel: Ich meine, es ist doch 

schon häufiger gesagt worden. Dieses „schwarz 

Loch“ ist doch nicht neu. Wir wussten vorher 

alle schon, dass nach dem 30. Juni 2016, wenn 

der offizielle Termin ist, die Sommerferien statt-
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finden und dass man ein ganz schmales Zeitfens-

ter hat, um das Ganze realistischerweise im Bun-

destag zu diskutieren. Spätestens Anfang 2017 

fängt doch der Bundestagswahlkampf an; dar-

über muss man sich doch im Klaren sein. Ob 

dann noch irgendetwas beschlossen wird im 

Bundestag? Ich bin sowieso Mitglied einer klei-

neren Oppositionspartei. Das wäre dann eher 

eine Frage an die Große Koalition, ob sie dann 

überhaupt bereit ist, an das Standortauswahlge-

setz - in welcher Form auch immer - heranzuge-

hen.  

Nach meiner realistischen Einschätzung ist es e-

her zu erwarten, dass bestimmte Themen nach 

dem Dezember 2016 im Bundestag eher nicht 

mehr beschlossen werden dürften. Das ist von 

vornherein das Problem dieser Kommission ge-

wesen. Deswegen gab es auch die Debatte dar-

über: Wie geht der Prozess weiter? Diese Debatte 

haben wir ja angesichts des Zeitdrucks in der 

Kommission und der neuen Themen geführt. Ich 

will das jetzt nicht alles wiederholen, aber da 

liegt ja das Problem.  

Insofern ist es jetzt völlig realistisch, zu sagen, 

den Bericht am 30. Juni 2016 öffentlich zu ma-

chen, auch in der Form, wie Herr Miersch es ge-

sagt hat. Dass sich danach die politischen Gre-

mien - unter anderem der Umweltausschuss - 

nach der Sommerpause mit dieser Thematik wei-

ter beschäftigen werden, ist doch ohnehin klar.  

Die Frage lautet für mich vor allen Dingen: Wie 

kann eine Öffentlichkeitsbeteiligung gewährleis-

tet sein? Das ist die entscheidende Frage. An-

sonsten bleibt das dann wieder eine relativ ein-

same Geschichte in den politischen Gremien. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Okay. Ich glaube, 

es war gut, uns das noch einmal so eindringlich 

in Erinnerung zu rufen. 

Jetzt wäre aber der zweite Punkt die Frage: Was 

steht im Gesetz? Warum ist das im Zeitplan der 

Kommission nicht berücksichtigt? Im Zeitplan 

der Kommission ist momentan vorgesehen, dass 

am Donnerstag, den 15. Juni 2016, die Beschluss-

fassung über den Endbericht stattfindet. Diese 

Sitzung wird nun mit Sicherheit nicht die öffent-

liche Vorstellung des Berichts sein. Von daher 

fehlt in dem Zeitplan momentan eine Sitzung. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Ich würde Herrn Fox 

gerne noch einmal bitten, uns zu sagen, auf wel-

che Passage des Gesetzes er seine Ausführungen 

bezogen hat. In § 5 Abs. 4 heißt es: „Die Kommis-

sion stellt den Bericht zum Standortauswahlver-

fahren im Rahmen ihrer letzten Sitzung öffent-

lich vor.“  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Das war das, was 

Herr Sommer sagte, genau. Wenn meine Beiträge 

nicht zur Strukturierung beitragen, dann wären 

jetzt Herr Jäger, Frau Kotting-Uhl, Herr Becker 

und Herr Fox dran. Sie müssten sich überlegen, 

wie lange wir darüber diskutieren. Nachdem 

Herr Miersch zwischenruft, dürfen Sie natürlich 

auch dazwischenrufen. Vorher war übrigens der 

Zwischenruf von Herrn Zdebel. Bitte, Herr Fox.  

Andreas Fox: Ich beziehe mich auf § 9, Grunds-

ätze der Öffentlichkeitsbeteiligung, also tatsäch-

lich Öffentlichkeitsbeteiligung. Dort steht in Ab-

satz 2, zu den bereitzustellenden Informationen, 

zu denen die Öffentlichkeit Stellung beziehen 

kann - wohlgemerkt: in einem formellen Verfah-

ren; das kann ja nicht anders sein -, gehören ers-

tens die Vorschläge für die Entscheidungsgrund-

lagen. Diese Vorschläge für die Entscheidungs-

grundlagen werden hier erarbeitet und werden 

von der Kommission erarbeitet. Das heißt, der 

Bericht der Kommission ist das, was hier in 

Punkt 1 genannt ist. Das bedeutet, zum Bericht 

der Kommission muss letztlich eine Öffentlich-

keitsbeteiligung durchgeführt werden - vor der 

Entscheidung des Bundestages.  
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Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Das passt vielleicht ganz 

gut genau zu diesem Punkt, der jetzt als Zwi-

schenruf von Ihnen gekommen ist, Herr Fox. 

Dazu wollte ich auch etwas ausführen. 

Wir sprechen jetzt über den Punkt 9, Vorstellung 

des Endberichts. Ich halte die Vorschläge, die 

von den Berichterstattern gekommen sind, für 

sehr tragfähig in Richtung der Zielgruppe Bun-

destag und Bundesrat und auch breite Öffent-

lichkeit, was eine Pressekonferenz angeht. Die 

Frage der Einbeziehung der breiten Öffentlich-

keit ist sicherlich schwieriger. Ich meine, da 

müssen wir den Bogen weiter schlagen und den 

Punkt 1 mit behandeln.  

Herr Fox, Sie haben aus meiner Sicht gerade den 

Punkt 8 angesprochen und nicht den Punkt 9, 

sondern vorlaufend, was im April passieren 

muss. Die Dinge haben eine Verbindung. Wir 

müssen den Entwurf im April, wenn wir ihn fer-

tig haben, der Öffentlichkeit präsentieren und 

damit einen Prozess starten, so dass wir eine Be-

wertung, ein Feedback zu diesem Bericht erhal-

ten und dieses Feedback auch noch bearbeiten, 

um am Ende Feedback an die gesamten Inputge-

ber zu geben. Das muss in etwas zeitgleich mit 

dem Abschluss des Berichts stattfinden. Insofern 

sind wir dann bei Punkt 9. 

Das heißt, in Sachen Öffentlichkeitspräsentation 

haben wir zwei wesentliche Eckpunkte. Das ist 

dieser Punkt 8, mit dem wir uns noch einmal be-

schäftigen müssen. Ein wesentliches Element des 

Abschlusses von Punkt 8 ist die Präsentation des 

fertigen Berichts im Rahmen von Punkt 9 sozusa-

gen. Die beiden Dinge müssen wir miteinander 

verschränken.  

Unabhängig davon ist der weitere Transport in 

Richtung der politischen Entscheidungsträger. 

Dann findet natürlich im üblichen Umfang des 

Gesetzgebungsverfahrens wieder eine weitere Be-

teiligung vieler Stakeholder statt. Aber das ist 

nichts Neues, sondern das ist sozusagen verfah-

rensmäßig festgelegt. 

Deswegen würde ich dafür werben, dass wir die 

beiden Punkte miteinander verbinden, insbeson-

dere was den Punkt Öffentlichkeitsbeteiligung 

angeht.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Verbinden hat 

immer den Nachteil, dass wir noch mehr mitei-

nander verbinden. Frau Kotting-Uhl, bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich bin erstaunlicher-

weise mal wieder mit Herrn Jäger einer Meinung. 

Ich will es noch einmal ein bisschen sortieren: 

§ 9 bezieht sich auf die Öffentlichkeitsbeteili-

gung im Verfahren, im späteren Suchverfahren. 

In § 5 steht als letzter Satz, dass die Kommission 

den Bericht ihrer letzten Sitzung öffentlich vor-

stellt. Das haben wir meinem Eindruck nach be-

reits evaluiert, indem wir nämlich festgelegt ha-

ben, dass wir, bevor der Bericht fertig ist, eine öf-

fentliche Befassung machen. Wir wollen ja, be-

vor wir den Bericht an Bundestag und Bundesrat 

übergeben, ihn öffentlich befassen lassen. Soweit 

waren wir schon, oder habe ich da etwas Fal-

sches in Erinnerung? Mich gucken so viele skep-

tisch an. Soweit waren wir, nicht?  

Wenn wir danach alles eingearbeitet haben und 

bearbeitet haben, unseren Bericht nach dieser öf-

fentlichen Befassung, dann ist der Neuigkeits-

wert für die Öffentlichkeit nicht mehr so groß. 

Dann reicht es meiner Meinung nach, wenn wir 

ihn übergeben haben - oder kurz davor oder kurz 

danach - eine informelle Veröffentlichung, also 

eine Pressekonferenz oder was auch immer. Aber 

dass wir noch einmal eine Öffentlichkeitsbeteili-

gung mit Einflussmöglichkeiten machen, er-

schließt sich mir nicht, denn das hatten wir ja 

gerade.  
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Insofern ist dann die Übergabe an Bundestag und 

Bundesrat, und dann haben die das Gesetz wei-

ter zu bespielen. Auch das erfolgt natürlich mit 

Öffentlichkeitsbeteiligung; denn selbstverständ-

lich wird der Bundestag bei einem so gewichti-

gen Verfahren eine öffentliche Anhörung ma-

chen. Das geht gar nicht anders. Das heißt, von 

September bis Ende des Jahres wird sich der 

Bundestag damit auch unter öffentlicher Wahr-

nehmung und öffentlicher Beteiligung befassen.  

Dann sind wir im Jahr 2017. Ich glaube, da wird 

es sehr schwierig, für dieses Thema überhaupt ir-

gendein öffentliches Interesse zu finden. Es wird 

dann ruhen, bis das Jahr um ist, bis die neue Re-

gierung - oder wie auch immer - gewählt ist, der 

neue Bundestag zusammengestellt ist. Das ist 

vielleicht das „schwarze Loch“.  

2018 geht es hoffnungsvoll zumindest mit den 

Vorbereitungen des Verfahrens los. 2017 wäre 

dann, wenn ich es richtig verstehe, das „schwarz 

Loch“, wobei ich aber glaube, dass wir uns über-

heben, wenn wir annehmen, dass wir eine große 

öffentliche Aufmerksamkeit dafür durchhalten   

oder gar erst erwecken können, weil dann Wahl-

kampf ist. Ich würde uns da nicht unter einen so 

hohen Anspruch stellen. Ich weiß auch nicht, 

was da schlimm sein soll. Man kann ja einzelne 

Veranstaltungen versuchen. Aber dass man sagt, 

die Kommission, obwohl sie nicht mehr existiert, 

muss dann versuchen, noch eine Öffentlichkeits-

beteiligung hinzubekommen, die dann wohlmög-

lich in die Hose geht, dieser Aufgabe würde ich 

mich nicht gerne stellen. Deswegen wäre ich e-

her dafür, dieses „schwarze Loch“, diese Wahl-

kampfjahr-Loch, zu akzeptieren.  

Thorben Becker: Den letzten Punkt sehe ich tat-

sächlich anders. Ich sehe es ähnlich, wie Herr 

Fox es gesagt hat, dass das Gesetz in § 9 eine An-

forderung stellt, die es dann verfahrensmäßig 

nicht einlöst, also eine Anforderung, die Ent-

scheidungsgrundlagen nicht im Entwurf, son-

dern so, wie die Kommission sie dann beschlos-

sen hat, einer Öffentlichkeitsbeteiligung zu un-

terziehen. Das ist aber keine Aufgabe für die 

Kommission. Die hat ihre Arbeit dann beendet. 

Insofern ist das keine Aufgabe für die Öffentlich-

keitsbeteiligung an der Arbeit der Kommission, 

sondern das ist etwas, was danach zu erfolgen 

hat.  

Ich denke, es ist durchaus sinnvoll, dass die 

Kommission Vorschläge macht, wie das erfolgen 

kann oder soll, um das zu präzisieren. Aber die 

Arbeit der Kommission endet mit der Vorstel-

lung des Berichts. Ich glaube, dazu sollten wir 

jetzt keine weitergehenden Vorschläge machen, 

die dann in eine komische Mischform münden.  

Ich denke, es ist sinnvoll, diese Veranstaltung 

unter Punkt 9zu machen, und zwar auch als eine 

Erklär-Veranstaltung. Wir machen vorher eine 

sehr intensive Öffentlichkeitsbeteiligung mit der 

Zusage, so viel wie möglich davon aufzunehmen. 

Dann gibt es irgendwann den fertigen Bericht. 

Ich denke, es macht durchaus Sinn, in einer Ver-

anstaltung, die sich in erster Linie an diejenigen 

richtet, die sich vorher eingebracht haben, zu er-

klären, was aufgenommen wurde und was nicht. 

Das ist jetzt aber nicht die große öffentliche Ver-

anstaltung. 

Herr Gaßner, Sie hatten nach einer Gewichtung 

gefragt, was Ressourcen angeht. Von der Gewich-

tung her sollten wir alles auf die Phase vorher le-

gen, auf die Phase der echten Beteiligung. Aber 

wenn wir noch etwas übrig haben, dann macht 

eine solche Veranstaltung durchaus Sinn. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich glaube, jetzt 

sind wir fast durch. Ich hoffe, dass die nächsten 

Beiträge das Ergebnis halten. Herr Janß, bitte. 

Dr. Eberhard Janß (Geschäftsstelle): Danke 

schön. Ich möchte versuchen, anknüpfend an 
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Ihre Frage, Herr Gaßner, nach der Sitzungspla-

nung 2016 und dem dort vorgesehenen Ende mit 

der Übergabe des Berichts, ein wenig zur Klar-

heit      oder auch zur Unklarheit beizutragen. 

Für die Sitzungsplanung 2016 stand ganz klar 

erst einmal die Zeitplanung für die Berichterstel-

lung im Vordergrund: Welches sind die Eck-

punkte dafür? Die Eckpunkte sind hier ge-

nan000nt worden. Ein erster Eckpunkt ist die Be-

schlussfassung über den Bericht am 15. Ju-

ni 2016. Das ist so weit Konsens.  

Ein weiterer Eckpunkt dieses Papiers ist die 

Übergabe des Berichts Anfang Juli. Die Sitzungs-

planung erhält noch keine Aussage dazu, wann 

denn die Vorstellung des Berichts erfolgen soll 

und in welcher Form. Auf das Standortauswahl-

gesetz haben Frau Kotting-Uhl und Sommer in 

diesem Zusammenhang schon hingewiesen. 

Demnach hat die Kommission in ihrer letzten 

Sitzung den Bericht öffentlich vorzustellen.  

Nach den mir bekannten und auch in die Sit-

zungsplanung eingeflossenen Vorstellungen der 

Kommissionsvorsitzenden soll die Vorstellung 

des Berichts nach der Übergabe des Berichts er-

folgen. Wenn dem gefolgt wird, stellt sich die 

Frage, wann die Vorstellung des Berichts erfol-

gen soll. Eventuell in einem Zeitraum ab der auf 

die Übergabe folgenden Woche bis hin nach der 

Sommerpause. Es sind alle Facetten genannt 

worden, Stichwort: mögliches Medieninteresse.  

Die zweite Frage, die sich aus meiner Sicht in 

diesem Zusammenhang stellt, lautet: In welchem 

Rahmen soll die Vorstellung des Berichts erfol-

gen? Nach dem Gesetz hat sie in letzter Sitzung 

der Kommission öffentlich zu erfolgen. Das 

könnte eine reguläre öffentliche Sitzung der 

Kommission sein. Die reguläre öffentliche Sit-

zung der Kommission könnte aber auch, wenn es 

gewünscht wird, in ein Beteiligungsformat einge-

bettet sein. Danke schön. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank, 

Herr Janß. Herr Fuder, bitte. 

Michael Fuder: Ich schließe mich Herrn Becker 

voll und ganz an. Das ist inhaltlich argumentiert, 

und auf diese Art und Weise werden wir den ge-

setzlichen Vorgaben, wenn ich es richtig sehe, 

auch gerecht.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gut, dann würde 

ich die Überlegungen, die wir diskutiert haben, 

in vier Phasen einteilen. Die erste Phase wäre: 

Was machen wir bis zur Fertigstellung? Es ist be-

nannt worden, dass es dazu der intensivsten Be-

fassung bedarf, nicht zuletzt, weil wir dort noch 

in der Verpflichtung sind, die Beteiligung zur 

Berichtsentwicklung und Berichtserstellung zu 

organisieren.  

Die zweite Phase wäre der Block, den ich jetzt 

einmal wie folgt nenne: Vorstellung des Berichts, 

Übergabe des Berichts, Erklär-Veranstaltung. Das 

wäre das Zeitfenster, zu dem sich Herr Janß ge-

rade noch einmal geäußert hat, dass dort letzt-

endlich noch nicht alles im Klaren ist, sodass 

wir da noch eine Mitsprachemöglichkeit haben.  

Die dritte Phase beginnt mit der Übergabe des 

Berichts, in der der Bundestag sich hoffentlich 

sehr intensiv mit dem Bericht befasst. Das ist 

das, was die Abgeordneten - unter anderem Herr 

Zdebel - eingebracht haben. 

Die vierte Phase wäre das, was wir „Wahlkampf/ 

Gesetzgebungsverfahren/schwarzes Loch“ nen-

nen. Damit sollten wir uns im Moment nicht 

weiter intensiv befassen. Dazu hatte Frau Kot-

ting-Uhl noch einmal Ausführungen gemacht. 

Also bleibt zunächst einmal, wenn wir die Blö-

cke drei und vier, die ich genannt habe, nicht in 

den Mittelpunkt stellen, die Bitte analog dem Pa-

pier von DEMOS, sich mit den Punkten 8 und 9 

zu befassen. Es wurde der Vorschlag gemacht, 
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dass wir uns zunächst mit Punkt 9 befassen. Zu 

Punkt 9 wäre jetzt die Frage: Wollen wir die Dis-

kussion noch weiterführen, oder geben wir das 

zunächst zurück in die Vorsitzendenrunde, um 

einen Abgleich zwischen der Vorstellung vorzu-

nehmen, wie die letzte öffentliche Sitzung nach 

Übergabe des Berichts sein könnte, in Verbin-

dung mit einer Halbtagesveranstaltung, wie sie 

Herr Hagedorn vorgeschlagen hat, oder mit einer 

Erklär-Veranstaltung, wie sie Herr Becker vorge-

schlagen hat? Wenn wir uns einig sind, dass das 

verschmolzen werden soll, würde ich das erst 

einmal an Herrn Hagedorn zurückgeben und sa-

gen: Ja, es findet etwas statt; wir müssen das 

noch verfeinern.  

Wären Sie damit einverstanden, dass wir das so 

fassen? Das würde bedeuten: Ziffer 9 wird gestal-

tet. Wie es im Einzelnen gestaltet wird, ist si-

cherlich auch mit den Vorsitzenden der Kom-

mission abzustimmen. Aber wir haben in Verbin-

dung mit dem Beitrag von Herrn Becker, den 

Herr Fuder unterstützt hat und zu dem andere 

genickt haben, doch ein Interesse, dass es eine 

Art Erläuterung bzw., Erklärung gibt, die über 

das hinaus geht, als dass die Sitzung der Kom-

mission als letzte Sitzung öffentlich ist. Darf ich 

das so interpretieren, dass wir für ein Mehr an 

Öffentlichkeit werden wollen, als nur eine öf-

fentliche Sitzung einzuberufen? Ich sehe Nicken 

dazu. 

Dann würden wir jetzt bitte noch intensiver über 

die Frage diskutieren: Was passiert in der Zeit 

zwischen Januar/Februar und der Übergabe des 

Berichts? Dazu haben sich Herr Jäger und Frau 

Kotting-Uhl geäußert. Dazu hatte ich mich einlei-

tend dahingehend geäußert, dass ich sage, dies-

bezüglich sollten wir intensiv etwas machen. Das 

ist Konsens hier. Ich finde es sehr gut, dass wir 

diesen Konsens entwickelt haben, dass die Betei-

ligung der Öffentlichkeit nicht im Januar endet, 

sondern dass wir eine intensive Behandlung des 

im Werden seienden Berichts auch in der Öffent-

lichkeit haben wollen.  

Um das zu vereinfachen, stelle ich zunächst fest, 

dass es, glaube ich, Konsens ist, dass eine Orien-

tierung des dritten Workshops an dem Kommis-

sionsbericht, wenn es dort auch auf Interesse 

stößt - ich würde noch einmal sagen, man sollte 

das Interesse dort wecken - erfolgt. Ich bin jetzt 

unsystematisch und gehe jetzt zu Punkt 5: Wenn 

die Möglichkeit gegeben ist, diesen optionalen 

dritten Workshop auf den Entwurf des Kommis-

sionsberichts im Entwurf auszurichten, dann fin-

den wir das alle gut. Können wir das so festhal-

ten? Dann würde ich Herrn Hagedorn und Herrn 

Janß bitten, dass mit denjenigen, die das veran-

stalten, vereinbart. 

Sie hatten zwei Punkte gesagt. Einerseits sagten 

Sie, Sie wollen die dortigen Interessen nicht 

übergehen, und andererseits haben Sie gefragt, 

ob sich das zum Bericht verhalten sollte. Dann 

wäre das mit der Ergänzung, die Herr Sommer 

machen möchte, in Ordnung. Herr Sommer, 

bitte. 

Jörg Sommer: Ich möchte keine Ergänzung ma-

chen, sondern eine kleine Korrektur unserer Po-

sitionierung bewirken. Als Botschafter in diesem 

Jugendformat möchte ich noch eindeutig sagen: 

Das, was an diesem dritten Workshop gemacht 

wird, muss am übernächsten Wochenende an-

lässlich des zweiten Workshops mit den Jugend-

lichen geklärt werden. Da gibt es Wünsche und 

Vorstellungen. Eine ist in der Tat, über den Be-

richt zu diskutieren. Eine ist es, dass man even-

tuell auch an der anderen Veranstaltung teilneh-

men möchte, die mit anderen Beteiligten über 

den Bericht spricht, und sich dort miteinander 

vorbereiten möchte. Ich denke, die Jugendlichen 

sind kompetent genug, am übernächsten Wo-

chenende gemeinsam mit den sie betreuenden 

Akteuren aus der AG heraus zu entwickeln, wel-

che Vorstellungen sie für den dritten Workshop 
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haben. Wenn uns das überzeugt, dann müssen 

wir dem noch zustimmen. Das ist der Vorbehalt, 

den wir in der Planung haben. Aber ich würde 

nicht versuchen, die Jugendlichen zu orientie-

ren. Den Begriff hätte ich gerne aus dem Proto-

koll gestrichen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Dann machen 

wir das gemäß der guten parlamentarischen Pra-

xis. Hiermit streiche ich meinen Begriff aus dem 

Protokoll. Ich glaube, dass wir uns mit den Aus-

führungen von Herrn Sommer einverstanden er-

klären können. Das ist genau das, was wir haben 

wollen. Ob das jetzt in der Form geschieht oder 

in der Form, wie Sie es sagten, dass man sich auf 

die Veranstaltung, die wir unter Punkt 8 anden-

ken, vorbereitet, ist kein Thema, das wir hier zu 

erörtern haben. Das kommt aus dem Selbstlauf 

dieses Workshops. Vielen Dank, Herr Sommer. 

Damit wären wir wieder Punkt Beteiligungsfor-

mat 8 und bei der Bitte, dass wir uns darauf kon-

zentrieren, zu entscheiden, ob wir in einer wich-

tigen Phase der Berichtserstellung, nämlich 

nachdem der Entwurf im März eine bestimmte 

Kontur gefunden hat und bevor wir in die Klau-

sursitzung im Mai gehen, zwischen März und 

Mai eine mehrtägige Präsenzveranstaltung ma-

chen. Ich persönlich halte das für unabdingbar 

und für ausgesprochen wichtig und hätte dazu 

gerne zwei bis drei Wortmeldungen. Wir brau-

chen einen Haltepunkt, der deutlich macht, dass 

die Kommission die Aufgabe, den Bericht zur 

Diskussion zu stellen, tatsächliche wahrnimmt. 

Dazu ist eine zweitägige Präsenzveranstaltung si-

cherlich ein wesentliches Element. Ob es dabei 

bleiben sollte, müssen wir sehen.  

Zur Ziffer 8 und zum Zeitraum April Herr Jäger, 

bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Wir stehen dann vor der 

Aufgabe, der Öffentlichkeit einen Bericht im Ent-

wurf vorzustellen. Das erinnert mich an die Situ-

ation, die wir vor unserem Bürgerdialog im Juni, 

hatten, als wir intensiv gefragt haben: Wer ist die 

Öffentlichkeit? Welche sind die Zielgruppen? 

Das hat am Ende zu den Formaten geführt, die 

wir jetzt praktizieren, beginnend mit der breiten 

Öffentlichkeit im Bürgerdialog und ansonsten 

die Zielgruppe regionale Vertreter, Fachöffent-

lichkeit sowie jungen Erwachsenen und Beteili-

gungspraktiker.  

Daran würde ich - das wäre mein Vorschlag - an-

schließen und sagen: Diejenigen, die sich vorher 

damit befasst haben, sollten wir speziell adres-

sieren und sagen: Jetzt ist der Bericht vollstän-

dig, und es wird nicht nur die Möglichkeit gege-

ben, über das, was in den Vorveranstaltungen 

diskutiert worden ist, zu diskutieren, sondern in 

Gänze. Das heißt, das wären sozusagen die pri-

mären Adressaten.  

Natürlich haben wir dann wieder das Problem: 

Wie kommen wir an die sogenannte breite Öf-

fentlichkeit heran? Das ist mit Sicherheit die 

größte Herausforderung. Dazu müssten wir uns 

wahrscheinlich ein separates Format, wahr-

scheinlich verknüpft mit der Frage der Informati-

onskampagne - Punkt 2 -, vornehmen. Aber dann 

hätten wir ein Setup. Die Zielgruppen, die wir 

jetzt schon an Bord haben, nehmen wir entweder 

gemeinsam oder in getrennten Formaten - Herr 

Hagedorn wird sicherlich Hinweise geben kön-

nen, was da sinnvoll ist -, und in der Folge steu-

ern wir den Prozess von April bis zum Vorstel-

len, wo der Schlusspunkt, auch bezogen auf 

diese Zielgruppen gesetzt wird. Das heißt, wir 

könnten uns sehr stark an den jetzigen Formaten 

orientieren und eben nur einen anderen inhaltli-

chen Fokus auf den Gesamtbericht legen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Auf der Redner-

liste stehen noch Herr Fuder, Herr Kudla und 

Herr Sommer. Ich würde darum bitten, dass in 

den Beiträgen jeweils auch zu der Frage, ob es 
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eine mehrtägige Präsenzveranstaltung geben soll, 

Stellung genommen werden soll. Herr Fuder, 

bitte. 

Michael Fuder: Ich schließe direkt an Herrn Jä-

ger an. Wenn ich mir das vom Prozess her vor-

stelle, dann erleben wir jetzt über mehrere Mo-

nate hinweg, dass sich verschiedene Gruppen 

aus der Bevölkerung in jeweils ganz spezifischer 

Art und Weise mit dem ganzen Thema beschäfti-

gen und logischerweise jeweils ihr spezifisches 

Interesse irgendwie artikulieren. Genau in die-

sem Sinne, Herr Jäger, muss es primär genau 

diese Gruppen und diese Menschen adressieren. 

Da halte ich eine mehrtägige Präsenzveranstal-

tung für absolut sinnvoll und notwendig. Diese 

Veranstaltung sollte allerdings nicht aufgetrennt 

in diese Gruppen stattfinden, sondern diese je-

weils spezifischen Sichtweisen sollten miteinan-

der verschnitten werden, und zwar selbstver-

ständlich auch mit der Kommission.  

Welche Formate wiederum sinnvoll sind, das ist 

dann der nächste Schritt. Aber auf jeden Fall 

müssen diese verschiedenen Gruppen mit ihren 

Gedankengängen miteinander ins Gespräch kom-

men. In einem ersten Schritt davor muss über-

haupt erst einmal eine Zwischenbilanz vorge-

nommen werden, inwieweit das, was wir alle er-

arbeitet und gesagt haben, überhaupt Eingang in 

den Entwurf gefunden hat. Das sollte resümiert 

werden, um auf dieser Basis eine wiederum inte-

ressengeleitete Veranstaltung durchzuführen. 

Die Öffentlichkeit darüber hinaus zu erreichen, 

wird vermutlich sehr schwierig werden. Ich weiß 

nicht, ob es sinnvoll und notwendig ist, sie in 

diese Veranstaltung einzubinden, oder ob das 

nicht eher ein anderes Format ist. Wie substanzi-

ell das sein wird, glaube ich, müssen wir im Mo-

ment nicht entscheidend betrachten. Es muss 

mindestens formal und auch ernst gemeint er-

füllt sein, aber wohl eher getrennt von der Fort-

setzung dessen, was wir gerade erleben, und den 

Menschen, die sich da engagieren.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich schließe mich 

dem an. Ich bin der Meinung, dass diese Veran-

staltung, die unter Punkt 8 genannt ist, stattfin-

den muss, und zwar vom 15. bis 17. April 2016. 

Dass das drei Tage wären, halte ich auch für gut. 

Ich halte diese Veranstaltung für die wichtigste 

Veranstaltung, die wir haben, weil dann der Ge-

samtbericht erstmals im Entwurf vorliegt. Das ist 

wirklich die wichtigste Veranstaltung. Daher 

sollte sie so konzipiert sein, dass insbesondere 

auch im Plenum diskutiert wird. Es muss im 

Ganzen diskutiert werden. Es sollte also nicht in 

verschiedene Arbeitsgruppen aufgespalten wer-

den und kleinteilig diskutiert werden, sondern 

der Bericht im Ganzen sollte besprochen werden. 

Ich schließe mich dem also an. Den Termin 15. 

bis 17. April halte ich für richtig. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich würde Herrn 

Sommer bitten, darauf einzugehen, dass wir mo-

mentan quasi Konsens zu einer Präsenzveranstal-

tung bekommen, dass aber deutliche Unter-

schiede bezüglich der Zusammensetzung beste-

hen. Wenn Sie das bitte mit aufnehmen. 

Jörg Sommer: Das passt hervorragend, weil ich 

mich auch für eine gemeinsame Präsenzveran-

staltung aussprechen möchte. Ich halte sie für 

ähnlich wichtig wie Herr Kudla. Bin aber auch 

der Meinung von Herrn Fuder, der sagt, dass es 

ausgesprochen wichtig ist, die unterschiedlichen 

Stränge zusammenzuführen und herauszukristal-

lisieren.  

Ich sehe drei Zielgruppen, und die sehe ich in 

der Tat für eine Veranstaltung. Ich sehe die Teil-

nehmer an allen Beteiligungsformaten. Ich sehe 
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auch dezidiert die Teilnehmer an dem Bürgerdi-

alog, mit dem wir begonnen haben. Von denen 

haben sich nun nicht alle in weiteren Beteili-

gungsformaten engagiert. Aber auch das wer 

noch einmal spannend. Ich sehe auch die Einla-

dung der breiten Öffentlichkeit. Ich mache mir 

keine Illusionen darüber, dass das unbedingt rie-

sige zusätzliche Teilnehmerschichten bringt, 

aber ich würde auch das in einer mehrtägigen 

Veranstaltung miteinander verknüpfen wollen, 

die, wenn sie klug geplant ist, in verschiedenen 

Formaten - sowohl in Plenardebatten als auch in 

anderen Strukturen, die jedoch miteinander ver-

mischt sein müssen; das ist sehr wichtig - ge-

meinsam an dem Entwurf des Abschlussberichts 

arbeiten. 

Aber ich möchte noch eines ergänzen: Ich halte 

es für sehr wichtig halte ich es, wenn wir in ei-

nem Punkt deutlich vor der Veranstaltung mit 

Einladungen konkret werden. Wir sind bisher in 

der Beteiligung mit dem Versprechen unterwegs, 

zu sagen: Was wir beteiligen, was diskutiert 

wird, fließt in den Bericht ein. Wir müssen spä-

testens bei der Einladung zu dieser letzten gro-

ßen Beteiligungsveranstaltung auch deutlich sa-

gen, wie es einfließen wird. Wir haben noch 

keine Klarheit darüber, wie sich die Beteili-

gungsergebnisse im Abschlussbericht finden las-

sen. Darüber wurde gestern in der Vorsitzenden-

runde noch nicht abschließend diskutiert.  

Diese Diskussion müssen wir abschließen, bevor 

die Veranstaltung stattfindet. Es muss den Betei-

ligten klar werden, dass die Veranstaltung nicht 

nur eine irgendwie geartete Relevanz für den Ab-

schlussbericht hat, sondern wie sie konkret aus-

sieht. Das wird mit den Ergebnissen aus dieser 

Beteiligung passieren. So werden sie später auf-

findbar sein, und so fließen sie in den Ab-

schlussbericht ein. Das müssen wir vorher leis-

ten. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Mit den zusam-

menführenden Vorschlägen von Herrn Sommer 

haben wir eine Konsensinsel dergestalt, dass 

Herr Hagedorn daraus eine Verfeinerung eines 

Vorschlags macht, die in der nächsten Sitzung 

zur Diskussion gestellt würde respektive im Um-

laufverfahren zur Diskussion gestellt würde, da-

mit eine Ausschreibung vorbereitet werden 

kann. 

Ich würde Folgendes noch einmal ausdrücklich 

fragen wollen. Ich habe auch vom Prozess her 

ein bestimmtes Verständnis für drei Tage. Wenn 

wir das auf „realistisch“ herunterbrechen, sollen 

wir uns das wirklich vornehmen? Dann reicht es 

nämlich nicht, wenn nur ein bis zwei daran teil-

nehmen. Auf dieser Veranstaltung müsste man 

fast von Präsenzpflicht für die Kommission spre-

chen, die es allerdings nicht gibt.  

Wenn wir der Gesamtkommission in der nächs-

ten Sitzung vorschlagen, eine Veranstaltung 

durchzuführen, die von Freitag bis Sonntag dau-

ert, dann halte ich unter Sachgesichtspunkte 

durchaus für geboten. Diesbezüglich möchte ich 

mich jedoch in der Arbeitsgruppe absichern, be-

vor der Nächste sagt, das sei Schwachsinn. Wol-

len wir also tatsächlich eine dreitätige Veranstal-

tung vorschlagen? 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Es sind zwei Gruppen, die 

für diese Fragestellung relevant sind, zum einen 

wir als Kommission, Stichwort: Präsenz. Das 

wird sicherlich nicht einfach werden, aber ich 

würde das erst einmal der zweiten Gruppe unter-

ordnen. Wenn wir von der Konzeption ausgehen, 

dass alle an dieser Veranstaltung teilnehmen, 

dann wird es ganz entscheidend darauf ankom-

men, ob die Teilnehmer auch bereit sind, drei 

Tage zu investieren, oder das Konzept so ist, 

dass man mit Überblick am ersten und zweiten 

Tag beginnt und optional einen dritten Tag vor-

sieht. 



    
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 
Arbeitsgruppe 1 
Gesellschaftlicher Dialog, Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Transparenz  

   
 

 
 
Protokoll der 17. Sitzung Seite 21 von 102 
am 12. November 2015 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Optionaler Sonn-

tag. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja. Es macht keinen Sinn, 

wenn wir uns extrem disziplinieren und drei 

Tage anreisen, und unsere Klientel, also die 

Gäste, die wir erwarten, sind nicht bereit, drei 

Tage zu investieren. Das hängt natürlich ganz 

entscheidend vom Format ab. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Vom Zeitlichen 

her stelle ich mir Folgendes vor: Dauer am Frei-

tag von etwa 10 Uhr bis Freitagabend 17 oder 

18 Uhr vor; Samstag: Beginn 9 Uhr bis etwa 17  

oder 18 Uhr; Sonntag maximal ein halber Tag, 

vielleicht von 9 Uhr bis vielleicht 12 oder 

13 Uhr, und dann ist Schluss. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Hagedorn, 

bitte. 

Hans Hagedorn (DEMOS): Aus der Erfahrung 

heraus kann ich sagen, dass die Anreise immer 

ein großer Punkt ist, gerade weil wir eine bun-

desweite Veranstaltung planen. Es wäre viel-

leicht gut, freitags erst mittags zum Kaffee zu be-

ginnen und sonntags mittags zu enden. Dann hat 

man netto zwei Tage, allerdings über drei Tage 

verteilt.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich glaube, das 

ist ein Rahmen, den man ausfüllen kann. Dafür 

gibt es genügend Erfahrungen. Vielleicht sollten 

wir nicht erst zur Kaffeezeit beginnen, denn 

dann braucht man fast nicht anzureisen. Dieses 

Finetuning müssen wir hier nicht machen. Wir 

haben eine Verständigung darauf, dass wir eine 

wichtige Funktion in der Präsenzveranstaltung 

sehen, für die wir sogar schon einen Vorschlag 

für das Datum haben, den wir hiermit bestätigen. 

Ich bitte darum, dass das von der Geschäftsstelle 

aus in die weitere Planung aufgenommen wird.  

Wir haben am darauffolgenden Montag - das 

möchte ich all denjenigen sagen, die sich schon 

fest vorgenommen haben, an den drei Tagen da-

bei zu sein - die Freude, in der Kommission zu-

sammenzusitzen. Das gehört zum Spiel, wenn 

man Beteiligung nicht nur auf dem Papier macht, 

sondern tatsächlich praktizieren will. Wir haben 

das rechtzeitig angekündigt. 

Jetzt kommt die Frage an Sie, Herr Hagedorn: 

Gibt es im Sinne dessen, was bei Frau Kotting-

Uhl, bei Herrn Jäger und bei Herrn Fuder teil-

weise anklang, neben dieser Präsenzveranstal-

tung, die wir beschlossen haben, noch etwas von 

Januar bis zur Übergabe, was wir noch in petto 

haben? Das ist zum einen Punkt 2, die Informati-

onskampagne an die breite Öffentlichkeit und 

anderes.  

Gibt es noch die Bereitschaft bzw. Überlegungen, 

Formate noch weiterzuführen? Sprich: Sollen 

wir andenken, um die Berichtsbefassung nicht 

nur auf die drei Tage zu konzentrieren - das ist 

noch keine Meinung, sondern nur eine Frage -, 

beispielsweise den Regionen-Workshop auch 

noch einmal einzuberufen? Es gibt es von der Ar-

beitsgruppe 3 wahrscheinlich noch keine Überle-

gungen, die Fachkonferenz zweites Mal durchzu-

führen. Ist da schon etwas angeklungen, oder las-

sen wir es dabei? Die eine Phase ist der Januar. 

Dann kommt der Punkt Informationskampagne, 

und anschließend haben wir noch eine große 

Veranstaltung im April.  

Herr Sommer, bitte. 

Jörg Sommer: Bin ich jetzt ganz desorientiert,       

oder haben nicht fest vor, auch eine internetba-

sierte Berichtsdiskussion durchzuführen? Das ist 

doch ein ganz wesentliches Element in dieser 

Phase. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Danke. Ich würde 

Herrn Hagedorn bitten, das aufzunehmen. 
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Hans Hagedorn (DEMOS): Genau. Das wäre auch 

meine erste Anmerkung gewesen. Wir haben im 

April diese ausgedehnte Internetkommentierung 

des Entwurfs, die wir irgendwie konzeptionell 

mit der April-Veranstaltung verschneiden müs-

sen. Das wird sicherlich gelingen. 

Uns wurde damals in Loccum sowieso schon 

vorgeworfen, dass es zwar ein super Konzept sei, 

dass es aber viel zu viel für das Jahr sei. Also ist 

eine Konzentration auf das Wesentliche durch-

aus sinnvoll. Wenn zum Beispiel vonseiten des 

Regionen-Workshops der Bedarf besteht, einen 

vierten Workshop zu machen, fände ich das auch 

gut. Aber das würde ich eher aus dem Workshop 

kommen lassen und nicht von hier aus vorschla-

gen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich glaube, das 

brauchen wir nicht weiter zu diskutieren. Das ist 

Konsens.  

Dann würde ich Sie bitten, uns kurz in Erinne-

rung zu rufen, welche Möglichkeiten bezüglich 

der Informationskampagne bestehen. 

Hans Hagedorn (DEMOS): Das war ein wesentli-

ches Ergebnis aus dem Bürgerdialog ganz am An-

fang. Dort wurde gesagt, der Informationsbedarf 

gerade der breiten Öffentlichkeit ist extrem hoch, 

um fundiert darüber nachdenken und diskutie-

ren zu können. Wir merkten auch bei allen Ver-

anstaltungen, dass in der ersten Hälfte des ersten 

Tages ausschließlich nachgefragt wird und dass 

ein sehr hoher Informationsbedarf besteht.  

Das Konzept ist in diesem Punkt natürlich nicht 

ausgearbeitet. Das ist genau die schwierige Frage: 

Wie erreicht man die breite Öffentlichkeit mit 

Kernbotschaften, die auch rezipierbar sind, die 

eine Grundlage für Diskussionen bieten und die 

auch sehr gut zu dem April-Workshop passen 

würden, um einerseits, wie Herr Sommer sagte, 

die breite Öffentlichkeit für eine solche Veran-

staltung doch zu interessieren, um vor allen Din-

gen aber auch für das Online-Format entspre-

chend Traffic und Interesse zu erzeugen.  

Uns schwebt ungefähr vor, dass wir diesen An-

lass des Berichtsentwurfs nehmen und dort von 

einem entsprechenden Dienstleister Kernextrakte 

herausholen lassen, der eine solche Informati-

onskampagne machen würde, und zwar mit ge-

eigneten Medien, sage ich einmal ganz allgemein 

- ob das nun Plakatwände, Videoclips oder was 

auch immer sind - , und dies nicht nur rein 

schlagwortartig, sondern die komplexe Materie 

durchaus angemessen aufbereitend, aber nicht 

überfordernd, dass man sofort zumacht. Man 

sollte also genau diese schwierige Balance fin-

den, ins Detail zu gehen, ohne die Leute durch 

Überkomplexität gleich zu verschrecken.  

Ich denke, das kann gelingen, aber dazu müsste 

man sich Gedanken machen und ein eigenes For-

mat entwickeln. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Würden Sie vor-

schlagen, dass die Konzeptionierung in dem 

Sinne auch schon vergeben wird, oder hätten Sie 

die Vorstellung, dass wir das mit Bordmitteln 

machen und letztendlich die Umsetzung aus-

schreiben?  

Hans Hagedorn (DEMOS): Beides. Eine Aus-

schreibung muss natürlich eine gewisse Rahmen-

bedingung bieten. Die können wir sicherlich mit 

Bordmitteln im Rahmen des Beteiligungsmana-

gements bearbeiten. Die Feinkonzeption - ebenso 

wie bei den anderen Formaten - müsste dann der 

Dienstleister machen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich glaube, mit 

dieser Maßgabe können wir Herrn Hagedorn bit-

ten, das, was er mündlich ausgeführt hat, zu ei-

ner Leistungsbeschreibung zu verdichten, die 



    
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 
Arbeitsgruppe 1 
Gesellschaftlicher Dialog, Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Transparenz  

   
 

 
 
Protokoll der 17. Sitzung Seite 23 von 102 
am 12. November 2015 

diese Elemente hat. Wir würden dann die Leis-

tungsbeschreibung noch einmal erörtern - entwe-

der im Präsenz- oder im Umlaufverfahren - und 

dann die Geschäftsstelle bitten, eine entspre-

chende Ausschreibung vorzubereiten.  

Das heißt, ich schlage Ihnen jetzt vor, dass wir 

eine Konzeptionierung einer Informationskam-

pagne auf den Weg bringen. Sind alle damit ein-

verstanden? Gut, dann wären mir mit den Punk-

ten 2, 5, 8 und 9 fertig. 

Wir könnten den Punkt 6 - Dokumentenanalyse -

, wenn kein Widerspruch kommt, aus meiner 

Sicht mit dem einen Satz erledigen, dass wir 

Herrn Janß bitten, das in die Vertragsgestaltung 

und in die Gespräche mit Herrn Renn zunächst 

einmal als Wunsch der Vorsitzendenrunde von 

gestern und auch - das unterstelle ich - als 

Wunsch dieser Arbeitsgruppe - aufzunehmen. 

Ich sage dazu noch drei erläuternde Sätze. Es 

geht darum, dass wir die Bitte haben, dass das, 

was während der Arbeit der Kommission in den 

letzten Monaten veröffentlicht wurde, was sich 

also aus den Kreisen ergeben hat, die sich nicht 

in die Kommissionsarbeit einbringen, sondern 

die sich von außen äußern, in einer Art Doku-

mentenanalyse dokumentiert wird. Dieser Vor-

schlag wurde schon mehrfach angesprochen. Ich 

schlage vor, dass das in den Vertrag aufgenom-

men wird. Dann hätten wir das auch mit erledigt. 

Das wäre dann in dem Sinne ein förmlicher Be-

schluss, damit Sie das bitte in diese Vertragsge-

staltung aufnehmen. Herr Fox, bitte. 

Andreas Fox: Genau zu dem Punkt „Dialogange-

bote kritische Gruppen“ gab es ursprünglich ein-

mal den Vorschlag, einen Dokumentarfilm zu er-

stellen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich unterbreche 

Sie jetzt ungern, aber das haben wir heute noch 

als Punkt auf der Tagesordnung. 

Andreas Fox: Wenn wir das insofern wieder zum 

Beteiligungskonzept aufnehmen, ist es gut. Dann 

bin ich einverstanden. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wir sind heute 

relativ flexibel. Wenn Sie es jetzt noch einmal als 

Format adressieren wollen, können Sie das gerne 

machen. Ich wollte es Ihnen nur sagen, dass wir 

das auch noch als gesonderten Punkt auf der 

heutigen Tagesordnung haben. Wenn es jetzt im 

Kontext mit Formaten steht, haben wir die drei 

Minuten, dass Sie Ihre Ausführungen gerne ma-

chen können. 

Andreas Fox: Es würde insofern in den Kontext 

mit den Formaten stehen, als es Teil der Gesprä-

che zum Beteiligungskonzept direkt war, wobei 

sich herausgestellt hat, dass die Dokumentarfilm-

geschichte schwierig zu realisieren ist, dass sie 

teuer ist und allenfalls langfristig zu machen ist.  

Deswegen möchte ich den Vorschlag in diese 

Runde einbringen, dass man in der ernsthaften 

Auseinandersetzung um den Konflikt um die 

Endlagerung zusätzliche Möglichkeiten nutzt 

und damit diese Auseinandersetzung ernsthaft 

aufgreift. Solch eine zusätzliche Möglichkeit 

könnte eventuell - das war erst einmal nur ein 

Vorschlag; man müsste ihn prüfen - darin beste-

hen, dass man einen Medienkatalog zusammen-

stellt bzw. zusammenstellen lässt, der Berichte 

und ausführlichere Reportagen und teilweise 

auch Spielfilme, die sich mit dem Thema „End-

lagerung und Auseinandersetzung um Endlage-

rung“ beschäftigen enthält. 

Wir haben aus den letzten 20 bis 30 Jahren eine 

ganze Menge Material, das in allen möglichen 

Archiven schlummert. Wenn man allein daraus 

einen guten Teil für die öffentliche Diskussion 

und Auseinandersetzung darüber bereitstellen 

könnte, wäre das möglicherweise ein guter An-
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satz, um deutlich zu machen, dass diese Ausei-

nandersetzung tatsächlich bis heute wirksam 

und notwendig ist und auch fortgeführt wird. 

Adressat eines solchen Projekts könnte zum Bei-

spiel die Bundeszentrale für die politische Bil-

dung sein, die über entsprechende technische 

Möglichkeiten verfügt. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Das wäre in Rich-

tung einer fachspezifischen Mediathek. Das ha-

ben bislang wir in dem Sinne noch nicht. Ich 

würde darum bitten, dass Herr Hagedorn es mit 

Herrn Fox vorab bespricht, weil wir es noch nie 

diskutiert haben. Ich merke sofort, dass ein grö-

ßeres Interesse besteht. Vielleicht kann man das 

noch verdichten und dann sehen, wie wir damit 

umgehen. Sind Sie damit einverstanden, dass 

wir das unter dem Schlagwort „Dokumentenme-

diathek“ noch einmal aufrufen? 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Mir ist eines unklar, Herr 

Fox: Was wäre das Ziel dieser Mediathek? Wen 

wollen wir erreichen, und mit welcher Bot-

schaft? Ich sehe das jetzt insbesondere auch im 

Kontext der Informationskampagne, die noch 

konzipiert werden muss. Da gibt es einen gewis-

sen Link. Das eine ist die Historie, und das an-

dere ist nach vorne gerichtet. Da würde mich in-

teressieren: An wen denken Sie? Wer sollte da-

rauf zugreifen? Wer sollte welche Schlüsse dar-

aus ziehen? Was wäre das Ziel? 

Andreas Fox: Ich denke, wir könnten hier sehr 

sicher sein, dass die Diskussion um die Endlage-

rung mit dem, was diese Kommission nachher 

zeigt, und dem, was der Bundestag beschließt, 

nicht beendet sein wird. Wir haben in der Kom-

mission genau genommen das permanente Prob-

lem, dass diese Auseinandersetzung, die jetzt ja 

nicht aufgehoben ist und aus deren Erfahrung 

sich noch ganz viel Ablehnung gerade gegenüber 

dem Prozess dieser Kommission speist, immer 

noch präsent ist und wir uns ernsthaft damit be-

fassen müssen, gerade auch mit den Standpunk-

ten, die vorgetragen wurden und die in der Kom-

mission wenig zur Geltung kommen, zum Teil 

durch Verweigerung. Diese Standpunkte werden 

und müssen heute und auch in Zukunft weiter in 

diesen Diskussionsprozess einfließen. Von daher 

kann es nur ein positiver Beitrag dazu sein, sich 

dieser Auseinandersetzung zu stellen. 

Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Entschuldigung, Herr Vor-

sitzender, wenn ich mich dazu noch einmal äu-

ßere. 

Es kann eine Chance sein. Es kann aber auch ein 

Risiko beinhalten, und zwar angesichts der Ziel-

setzung, dass wir insgesamt angetreten sind, um 

die Schlachten der Vergangenheit hinter uns zu 

lassen und einen neuen Modus der Auseinander-

setzung zu finden, der nach vorne gerichtet lö-

sungsorientiert ist.  

Wir wissen auch, dass viele Diskussionen gerade 

auf dem Endlagersektor stellvertretende Diskus-

sionen um das Thema der Nutzung der Kern-

energie in Summe sind. Dieses Thema ist sozusa-

gen gelöst. Von daher sind die Diskussionen der 

Vergangenheit eben nicht mehr repräsentativ 

bzw. einschlägig für das, was wir vor uns haben. 

Dort sehe ich ein gewisses Risiko, dass man die 

Vergangenheit dadurch wieder nach vorne holt, 

ohne dass sie in irgendeiner Form im Sinne von 

„konstruktiv nach vorne schauen“ neu bewertet 

wird.  

Ich will die Argumente damit nicht alle unter 

den Tisch fallen lassen. Aber wir wollen ja einen 

neuen Start und damit auch eine andere Aus-

gangssituation der Diskussion. Das findet man in 

vielen Beiträgen der Vergangenheit sicherlich so 

nicht wieder.  
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Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich glaube, dass 

der Beitrag von Herrn Jäger geeignet wäre, sehr 

intensiv diskutiert zu werden. Er wird im Rah-

men der Abfassung des Berichts auch sehr inten-

siv diskutiert werden. Er wird auch in der neuen 

Kommission diskutiert werden, weil dort jemand 

vorgeschlagen hat, man solle die Vergangenheit 

der Atomkraft intensiv beleuchten, um - Klam-

mer auf: noch nicht ausgesprochen - auch die 

Mitverantwortung der Gesellschaft für die Ent-

wicklung bei der Atomkraft in der Weise zu be-

rücksichtigen, dass dann auch die Endlagerkos-

ten bei der Gesellschaft landen sollen.  

Sprich; Es gibt ganz unterschiedliche Zugänge 

zur Vergangenheit. Wir werden auf sie nicht ver-

zichten können. Hier geht es jetzt um die Frage, 

wie man sie in einer Weise erhält, dass sie unter-

schiedlichen Diskussionen zugänglich bleibt.  

Ich bitte darum, dass wir damit so umgehen, 

dass das im Kopf bleibt. Dass natürlich Herr Jä-

ger darauf hinweist, wenn das in einer bestimm-

ten Weise aufbereitet wäre, dass es nur dazu an-

getan ist, einseitige Sichtweisen zu fördern, dann 

würde es nicht im Geiste des Einvernehmlichen 

hier sein. Aber wir können mit der Vergangen-

heit nicht so umgehen, dass wir sie abschneiden. 

Es gibt sie, und deshalb kann nur ein vernünfti-

ger Umgang mit ihr weiterführen.  

Ich bitte darum, dass Herr Hagedorn und Herr 

Fox unter dem Schlagwort „Mediathek“ einen 

Vorschlag machen, weil das eine sehr gute Er-

gänzung einer kurzen Dokumentenanalyse wäre. 

Mehr werden wir von Herrn Renn nicht bekom-

men können. Wenn wir andererseits eine be-

stimmte Zusammenstellung von Vergangenheits-

dokumenten in verschiedenen Medien haben, 

wie Sie vorgeschlagen haben, dann ist das eine 

gute Ergänzung, insbesondere auch unter dem 

Aspekt, dass wir unsere Arbeit so anlegen wol-

len, dass auch später auf sie zurückgegriffen wer-

den kann. 

Dann danke ich für diesen Etappenabschnitt und 

frage noch einmal Herrn Hagedorn, ob wir unter 

dem Gesichtspunkt Beteiligungsmanagement au-

ßer den Fragen Botschafterbenennung, Regionen-

Workshop und einer neuen Besetzung anstelle 

von Frau Kotting-Uhl noch einen weiteren Punkt 

haben.  

Hans Hagedorn (DEMOS): Nein. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gut. Dann gehe 

ich davon aus, dass Herr Ott weiter seine Bot-

schafterrolle in dem Regionen-Workshop wahr-

nehmen kann. Wir hatten im Übrigen in dem Re-

gionen-Workshop außer meiner Person - ich 

möchte nun wirklich nicht Botschafter werden - 

Herrn Fischer vorgesehen. Herr Fuder war noch 

Botschafter, aber er war nicht da. 

Michael Fuder: Nein, nein, offizieller Botschafter 

bin ich nie gewesen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wir hatten zwei 

Botschafterinnen. Wir hatten den Vorsitzenden 

in untergeordneter Rolle und hatten Herrn Fi-

scher als Gast. 

Hans Hagedorn (DEMOS): Herr Thomauske war 

noch Botschafter. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Das ist klar. Ach 

so. Entschuldigung, es war nicht klar, weil ich 

mich vertan habe. Herzlichen Dank für den Hin-

weis. Es war nicht Herr Ott, sondern Herr Tho-

mauske. Wir hoffen, dass Herr Thomauske das 

wieder wahrnehmen kann. Dann wäre die Frage, 

wen wir aus diesem Kreis noch gewinnen könn-

ten. Wir könnten Herrn Fuder bitten, der diese 

Rolle bislang nicht hatte. Würden Sie das ma-

chen wollen bzw. können?  

Michael Fuder: Ja. 
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Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gibt es noch ei-

nen weiteren Vorschlag, wer die Botschafterrolle 

wahrnimmt? Das wäre dann kumulativ. Bei mehr 

als 110 Personen wäre es nicht schlecht, wenn 

wir noch einen Botschafter mehr hätten. Gibt es 

noch jemanden, der sich mit einbringen möchte? 

Sollen wir Herrn Fischer noch einmal fragen? Ich 

bitte darum, dass man Herrn Fischer noch ein-

mal fragt.  

Gut, dann würde ich folgenden Vorschlag ma-

chen, um keine Unstimmigkeiten aufkommen zu 

lassen: Wir bitten Herrn Thomauske und Herrn 

Fuder, die Botschafterrolle in dem nächsten Re-

gionen-Workshop wahrzunehmen, und wir bit-

ten Herrn Fischer und mich, wieder anwesend 

zu sein. Ich folge der Einladung mit einem kur-

zen Beitrag. Herrn Fischer würden Sie überneh-

men. Beide würden keine Botschafterrolle haben, 

sondern sich auf die Workshops aufteilen. Sind 

Sie mit dem Vorgehen, zwei Botschafter - Fuder, 

Thomauske - zu benennen, einverstanden? Herz-

lichen Dank. Dann hätten wir Frau Kotting-Uhl 

für den Workshop entschuldigt. Sie ist eingela-

den, im übernächsten Workshop ihre Rolle wie-

der wahrzunehmen. Das kann man dann noch 

einmal überlegen.  

Dann wären wir mit dem Punkt „Beteiligungsma-

nagement“ durch und hätten tatsächlich wesent-

liche Schritte für das nächste Jahr verabredet. 

Ich schlage Ihnen vor, fünf Minuten Pause zu 

machen.  

(Unterbrechung von 10.56 Uhr bis 11.05 Uhr) 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Meine Damen 

und Herren, ich darf Sie bitten, wieder Platz zu 

nehmen. Wir werden heute noch einmal umzie-

hen. Dadurch wird in der Zeit zwischen 13 und 

13.30 Uhr noch eine Pause entstehen.  

Würden Sie mir noch kurz sagen, wie die De-

batte heute für die Abgeordneten läuft?  

Abg. Dr. Matthias Miersch: Augenblicklich sieht 

es so aus, dass wir um 13.55 Uhr die erste na-

mentliche Abstimmung haben. Das wird dann 

hintereinander gehen, wahrscheinlich bis 

14.15 Uhr gehen. Dann gibt es erst wieder eine 

um 19 Uhr. Dann sollte diese Runde, glaube ich, 

aber fertig sein. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Damit kann ich 

momentan von der Sitzungsleitung her nicht um-

gehen. Wir werden den Umzug nicht noch ein-

mal verschieben können. Dann müssen wir das 

in der Diskussionsgestaltung berücksichtigen. 

 

Tagesordnungspunkt 5:  
Auswertung Anhörung „Erfahrungen in Groß-

projekte“ 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Dieser Tagesord-

nungspunkt wurde aufgenommen, weil Frau Kot-

ting-Uhl uns noch einmal darauf aufmerksam 

machen wollte, dass wir die Anhörung zu den 

Erfahrungen in den Großprojekten vorgenommen 

haben. Dazu liegt die Kommissionsdrucksache 

134, die Herr Seidel von der Geschäftsstelle dan-

kenswerterweise als Zusammenstellung für uns 

erstellt hat.  

Es wäre der Vorschlag, darauf zu achten, dass die 

wesentlichen Ergebnisse, die sich aus dieser An-

hörung ergeben haben, in der weiteren Konzepti-

onierung unseres Beteiligungskonzepts auftau-

chen. So haben wir auch den Vorschlag in den 

Papieren verstanden, das momentan als Gaßner-

Hagedorn-Dokumente laufen und was uns als 

Zwischenbericht von der Firma DEMOS vorge-

legt wurde. Weil das aber in dem Sinne unterstri-

chen sein soll und weil das auch im Stammbuch 
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stehen muss, behandelt wir es unter einem ge-

sonderten Tagesordnungspunkt. 

Sind Sie damit einverstanden, dass wir mit die-

ser Einführung von mir, dass wir das nicht ver-

gessen werden, sondern dass das im laufenden 

Prozess ein ständiger Spiegel sein sollte und dass 

wir gemeinsam darauf achten, dass das, was wir 

als wichtige Ergebnisse dort dokumentiert haben, 

in unserem Konzept Widerhall findet, darauf 

verzichten, das als gesonderten Tagesordnungs-

punkt zu vertiefen, sondern dass es eher eine be-

gleitende Aufgabenstellung ist? Dazu bitte ich 

um Wortmeldungen. 

Ich glaube, keiner ist darauf vorbereitet, das Do-

kument in der Kommissionsdrucksache 134 per-

sonenbezogen zu erörtern. Mein Vorschlag wäre, 

dass wir es wahrnehmen. Ich wiederhole, dass 

wir es als eine wichtige Unterlage für unsere 

weitere Arbeit ansehen und dass wir diejenigen, 

die an der weiteren Ausarbeitung des Papiers ar-

beiten - insbesondere Frau Simic und Herrn Ha-

gedorn - darum bitten, immer wieder ein Blick 

darauf zu werfen und gegebenenfalls auch ge-

wahr zu sein, dass die Frage auftritt: Wie habt ihr 

das gemacht? Es sollte zumindest eine hand-

schriftliche Dokumentation bei Ihnen geben, was 

Sie dort rezipiert haben und wie Sie es einbezo-

gen haben. Ich würde nicht wollen, dass das als 

eigenes Dokument erfolgt - das wäre zu umständ-

lich -, aber wir sollten im Bewusstsein behalten, 

dass wir die Anhörung nicht nur durchgeführt 

haben und in die Schublade gesteckt haben, son-

dern dass wir das als Aufgabe annehmen.  

Wenn Sie mit dieser Art des Umgangs mit dem 

Tagesordnungspunkt 5 einverstanden sind, dass 

das Grundlage im laufenden Prozess ist, würde 

ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufen. 

Gibt es dazu noch Anmerkungen? Frau Kotting-

Uhl, bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich finde es ein biss-

chen ungewöhnlich, dass man eine Anhörung 

durchwertet und sie in diesem Kreis nicht ein-

mal auswertet. Dieses Dokument enthält Zusam-

menfassungen dessen, was die Aussagen der Ex-

perten waren und welches die Knackpunkte in 

der Diskussion waren. Aber wir haben keinerlei 

Bewertung, was wir da für uns herausziehen 

wollen. Wenn ich jetzt die Einzige bin, die das 

befremdlich findet, dann akzeptiere ich die Vor-

gehensweise, aber ich finde es ein bisschen ei-

genartig. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Hagedorn, 

gerne. 

Hans Hagedorn (DEMOS): Ich möchte nur unter-

streichen, dass das nicht nur wörtliche Bekräfti-

gung ist. Vielmehr sind die Punkte, die gerade 

auf Seite 3 genannt worden sind - zum Beispiel 

dass man nicht von Akzeptanz reden kann, son-

dern versuchen muss, auf einem guten Weg eine 

Art Toleranz für dieses schwierige Problem zu 

erzeugen -, meiner Ansicht nach schon sehr in 

der Art und Weise verwoben, wie wir versuchen, 

diesen Standortsuchverlauf zu gestalten. Es geht 

eben nicht darum, einfach nur zu sagen, das ist 

ein gutes Verfahren, sondern es muss nachprüf-

bar sein. Sicherlich kann niemand fordern, dass 

alle Hurra rufen, wenn ein solches Endlager ge-

baut wird, aber durch die Nachprüfbarkeit ist 

eine Grundlage dafür vorhanden, eine solche To-

leranz in der Bevölkerung zu erzeugen.  

Andreas Fox: Bei dieser Gelegenheit möchte ich 

doch einen besonderen Aspekt hervorheben. An-

knüpfend an Herrn Hagedorn, dass es darum 

geht, ein nachprüfbares Verfahren auf Dauer zu 

kommunizieren und festzuhalten, geht es natür-

lich auch darum, dass auch die Inhalte, also das, 

was dahinter steht, das, worum es geht, transpa-

rent gemacht werden, dass also Informationen 

jetzt und in Zukunft darüber zur Verfügung ste-

hen. Es wird an mehreren Stellen deutlich, dass 
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es darum geht, dass auch die sachliche bzw. 

fachliche Information weitgehend, tiefgehend 

und frühzeitig zu leisten ist und dass auf diese 

Art Transparenz für die sachlichen Aspekte all 

dieser Fragen gegeben ist. Das finden Sie auf 

Seite 3, dann auf Seite 5, wo es um den Informa-

tionsgehalt geht, und auch auf Seite 7, wo es da-

rum geht, dass Augenhöhe, die erreicht werden 

soll, nur mit Blick auf den Abbau von Informati-

onssymmetrien durch aktive Beteiligungsmög-

lichkeiten erreicht werden kann. Das Thema 

Transparenz zieht sich also als wesentliches Er-

gebnis dieser Anhörung und als wesentliche An-

forderung durch das gesamte Papier. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Meister, 

bitte. 

Vorsitzender Ralf Meister: Ich habe es noch ein-

mal mit großer Aufmerksamkeit gelesen, Frau 

Kotting-Uhl, und finde jetzt auch manches in der 

Bearbeitung des Papiers wieder, das wir vorge-

legt bekommen haben. Aus meiner Sicht fehlt - 

das muss man allerdings nicht erzwingen - in 

dieser Zusammenfassung aber dann doch die 

Liste, die die Unvergleichbarkeit skizziert. Das 

war für mich eigentlich spannend an der Anhö-

rung. 

Das, was wir jetzt zu Transparenz, Akzeptanz, 

Augenhöhe hören - entschuldigen Sie, in diesem 

Kreis kann man das sagen -, wussten wir alle 

vorher. Dafür brauchten wir nicht Renn und 

Lanz hier zu hören. Das Interessante sind doch 

die Kontexte, die wir in der Anhörung hatten, 

von denen ich merkte, dass wir die Kontextuali-

tät des Projekts, das wir uns vorgenommen ha-

ben, in einer ganz anderen Dimension beschrei-

ben als einen Wiener Flughafen oder den Netz-

werkausbau.  

Kontextualität heißt, dass die Wahrnehmungen 

der sozialen, der politischen, der kulturellen und 

auch der technologischen bzw. technologiehisto-

rischen Fragen völlig andere sind. Bei diesen An-

hörungen hilft mir eher der Blick ins internatio-

nale Feld, wie und mit welchen Hintergründen 

dort argumentiert wird, und unterschiedliche 

Beispiele, an denen man merkt, dass man das, 

was man in Wien oder Frankfurt konstruieren 

kann, in Flensburg und Friedrichshafen in die 

Tonne drücken wird.  

Diese Unterschiede zu merken, war für mich der 

Erkenntnisgewinn. Wie bzw. an welcher Stelle 

das dann auftaucht, muss man sehen. Es tauchte 

bei uns zumindest eher auf, wenn wir zum Bei-

spiel über Fragen reden, wie wir mit diesem ge-

sellschaftlichen Spaltungsprozess umgehen, den 

die Atomenergie ausgelöst hat, der diese Debatte 

belastet und der sie auch in Zukunft noch weiter 

belasten wird. Wenn wir in unserem Gliede-

rungsentwurf etwas von Vertrauen in Technolo-

gien haben usw., dann sind das Dinge, die dort 

hineinspielen.  

Insofern habe ich das mit großem Interesse ge-

hört und finde auch manches in dem bisherigen 

Entwurf wieder, aber für mich läuft er auf einer 

anderen Speicherplatte immer noch einmal mit, 

und da ist mein Interesse. Die Dinge müssten wir 

vielleicht noch aufmerksamer wieder hineinbrin-

gen: Wo ist die Kontextualität dieses Vorgehens 

tatsächlich einzigartig und braucht besondere 

Begrifflichkeiten, besondere Anstrengungen? 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. 

Frau Kotting-Uhl, bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich schließe daraus, 

dass wir es jetzt diskutieren. Deswegen würde 

ich auch noch zwei Punkte dazu sagen.  

Ich glaube auch, die wichtigste Lehre, die man 

daraus zieht, lautet, dass unser Verfahren unver-

gleichlich ist und dass man eher Abgrenzungs-

momente feststellen kann, zum Beispiel, dass 
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das, was wir vorhaben, keine Mediation ist. Wir 

hatten sehr viele Beispiele aus Mediationsverfah-

ren. Es ist keine Mediation, was wir machen wer-

den.  

Der zweite Punkt ist, was Sie Herr Gaßner schon 

angesprochen haben, dass wir, glaube ich, in der 

langen Beschäftigung, in der wir jetzt schon sind, 

das meiste, was man da herausziehen konnte, ei-

gentlich schon wussten oder zumindest ahnten. 

Ich finde, da ist es auch gut, noch einmal eine 

Bestätigung zu bekommen: Ja, das ist wirklich in 

all diesen großen Verfahren auch so gewesen, 

also welch elementare Rolle das Vertrauen spielt, 

oder das Vertrauen besonders da entstehen kann, 

wo man die Menschen schon kennt. Ich fand es 

ganz spannend, zu sagen, lokale Investoren bei 

der Wind-Geschichte finden schneller Akzeptanz 

als externe Investoren. Also einfach vielleicht 

noch einmal als neuen Gedanken zu hören, wie 

wichtig es ist, dass vor Ort Institutionen da sind, 

denen man vertraut.  

Aber auch das BfE muss eine Institution sein, der 

man vertraut. Das ist etwas, was wir in unserem 

Bericht auch mitgeben müssen. Das ist keine ab-

gehobene Institution, sondern dem Vorhabenträ-

ger muss noch viel mehr vertraut werden. 

Ich finde, dass man auch aus dem Komplex 

Kompensation durchaus etwas herausziehen 

konnte, was wir vielleicht auch schon vorher 

wussten. Aber diese schwierige Gratwanderung 

zwischen „Kompensation ist Bestechung“ und 

„Ohne Kompensation geht es aber nicht, und wie 

nennen wir nun das Kind in Zukunft?“ ist noch 

einmal betont worden. Damit sollten wir uns 

auch noch befassen. 

Von Prader kam der Vorschlag einer Fondslö-

sung für die Kompensation. Das ist ein Gedanke, 

den wir hier noch nicht hatten. Den sollten wir 

einmal aufgreifen und überlegen, ob das nicht 

sinnvoll ist; denn das geht ein Stück weit weg 

von dieser direkten Bezahlung, die den Verdacht 

der Bestechlichkeit wecken könnte.  

Oder auch: Wie kann - anders als es uns passiert 

ist - sichergestellt werden, dass die finanziellen 

Mittel für die Bürgerbeteiligung tatsächlich vor-

handen da sind? Auch dazu sollten wir eine 

Empfehlung abgeben, denn die Erfahrung haben 

wir jetzt gemacht, und wir sollten versuchen, sie 

für den langen Prozess von vornherein auszu-

schließen. Und natürlich auch, wie wichtig eine 

umfangreiche qualitätsgesicherte Dokumentation 

ist. Das haben wir vielleicht auch schon gewusst, 

ist aber auch noch einmal bestätigt worden, also 

dass auch wir von vornherein darauf hinarbei-

ten, dass tatsächlich auch eine Datenbank vor-

handen ist. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Gibt es weitere Anmerkungen. Herr Sommer, 

bitte. 

Jörg Sommer: Danke. Ich finde es gut, dass wir 

jetzt noch einmal darüber sprechen und es nicht 

bei der Ablage dieser Zusammenfassung belas-

sen. 

Ich bin in einer ganz spannenden Situation, weil 

ich die meisten dieser Akteure und deren Sicht-

weise und Berichte kenne, aber bei der Anhö-

rung nicht dabei war und als Ergebnis der Anhö-

rung nur dieses Papier habe. Ich hätte es in der 

Tat etwas enttäuschend gefunden, wenn wir das 

einfach bei der Ablage dieses Papiers belassen; 

denn ich glaube in der Tat, dass es noch vieles 

herauszuholen gibt aus dem, was bei dieser Ver-

anstaltung auf den Tisch kam.  

Die Sichtweise von Herrn Meister konnte ich bis 

jetzt so nicht nachvollziehen, weil ich genau das 

nicht mitbekommen habe. Das ist natürlich nicht 

aus der Dokumentation herauszulesen, aber ich 

finde es sehr spannend, zu sagen: Bei allen Leh-

ren, die man aus anderen Prozessen zieht, muss 
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man aufpassen, dass man versucht, keine Eins-

zu-Eins-Übertragung zu vollziehen, weil unser 

Prozess alleine schon durch die zeitliche Dimen-

sion unvergleichbar ist.  

Es ist aber noch etwas anderes, was in den Ein-

zelbeiträgen zum Teil deutlich wird, was es aber 

nicht ganz in die Zusammenfassung geschafft 

hat. Über dort, wo es Konflikte in diesen Prozes-

sen gab und wo es sie auch in anderen gibt, 

hängt es sehr häufig damit zusammen, dass den 

Beteiligten vor Beginn Rolle nicht klar war, dass 

den Beteiligten manchmal auch nicht klar war, 

welche Rolle andere spielten, und dass sehr häu-

fig andere eine Rolle spielten, die in diesem Pro-

zess formell gar nicht auftauchten.  

Das kennen wir; das erleben wir gerade in der 

Praxis. Wir hatten gestern kurz das Thema Asse 

diskutiert, wo es gerade auch schwierige Situati-

onen gibt. In Baden-Württemberg gibt es gerade 

auch mit dem Rückbau einen Konflikt. Das hängt 

sehr häufig damit zusammen, dass es Akteure 

gibt, die in diesem Prozess formell gar nicht vor-

gesehen sind oder nicht auftauchen, aber tatsäch-

lich große Aktien in dieser Veranstaltung haben 

und natürlich Einfluss nehmen wollen, oder sich 

andere lange über ihre eigene Rolle getäuscht ha-

ben, weil entweder starke Persönlichkeiten oder 

großes Einvernehmen in bestimmten Prozesspha-

sen darüber hinweggetäuscht haben, dass die 

Rollen für den Fall eines Konflikts nicht geklärt 

waren. Dann kommt ein Konflikt, und dann wird 

dieser Konflikt getreu der Rechtslage oder ande-

rer klarer Rollen geklärt, und einige sind völlig 

überrascht, dass sie feststellen: Hoppla, ich war 

eigentlich in diesem Prozess immer nur eine 

wohlwollende Kulisse, solange es keine Prob-

leme gab. Aber jetzt gibt es Probleme, und jetzt 

wird mir gesagt: „Nein, es war nie vorgesehen, 

dass ihr einen Einfluss auf diese ganze Veranstal-

tung habt.“ 

Das sind Dinge, die auch bei unserem Prozess, 

der noch von den Dimensionen her - finanzielle 

Dimensionen, Anzahl der Akteure, Schärfe des 

Konflikts, lange Historie und eine lange Laufzeit 

-, glaube ich, noch mehr verträgt, wenn wir - das 

sehe ich als Aufgabe ursächlich unserer Arbeits-

gruppe 1 - das leisten, dass wir sehr frühzeitig 

eine genaue Lokalisierung der Akteure machen 

und das noch einmal mit unserem Prozess ab-

gleichen. Dabei stellen wir vielleicht fest, es gibt 

noch den einen oder anderen Akteur, der es 

noch gar nicht in unsere Beteiligungsüberlegun-

gen geschafft hat, der aber mit Sicherheit in die-

sem Prozess aktiv unterwegs sein wird. Darüber 

sollten wir nachdenken; denn die starke Abklä-

rung, Definition und auch Ausbalancierung der 

Rollen und Möglichkeiten machen einen Prozess 

auf lange Sicht hinweg stark. Oder umgekehrt: 

Macht man es nicht, man mit kleinteiligen Regu-

larien einen solchen langen Prozess trotzdem 

nicht in den Griff bekommen.  

Das ist eine ganz wichtige Botschaft, die ich jetzt 

herauslese, eher aus den Einzelbeiträgen, die ich 

aber unheimlich gerne in unsere AG-1-Struktur 

mitnehmen würde, neben dieser Toleranz-Ak-

zeptanz-Dialektik, die ich auch sehr spannend 

finde. Am Ende da, wo es gebaut wird, von Ak-

zeptanz zu reden, ist, glaube ich, der falsche Be-

griff. Ich glaube, „Toleranz“ ist da der richtige 

Begriff, der uns eher in die richtigen Maßnahmen 

und Diskussionen führt. Danke schön. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich würde gerne zwei Dinge 

noch einmal erwähnen.  

Zum einen möchte ich Herrn Meister voll unter-

stützen, dass es eine der wesentlichen Erkennt-

nisse auch für mich in der Anhörung war, leider 

feststellen zu müssen, dass die Dinge eben nur 

eingeschränkt übertragbar sind. Man hört immer 

aufmerksam zu, was kann man denn tatsächlich 

übernehmen. Nicht nichts, aber die Ausgangssi-

tuation ist doch häufig eine andere. Das bedeutet 
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nicht, dass wir gar nichts daraus lernen können; 

gar keine Frage.  

Deswegen der Vorschlag - zweiter Punkt -: Wir 

sollten dieses Papier noch einmal aufrufen, 

wenn wir unseren Prozess designt haben, und 

dann noch einmal abgleichen: Haben wir die 

Punkte, die dort adressiert worden sind, sachge-

mäß umgesetzt, oder ist uns irgendetwas durch 

die Lappen gegangen? 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich kann es kurz 

machen. Ich war bei der Anhörung nicht dabei, 

aber ich habe mir alle Papiere durchgelesen. Ich 

kannte 80 bis 90 Prozent dessen, was darin steht. 

Trotzdem gibt es für mich einige Punkte, die sich 

durch alle Prozesse ziehen, und es gibt einige 

Punkte, die bei jedem Prozess unterschiedlich 

sind. Das Thema Vertrauen und Toleranz zieht 

sich überall irgendwo durch, und das müssen 

wir auch entsprechend beachten.  

Wir können aus den einzelnen Prozessen zwar 

nichts direkt übernehmen, aber es ist für mich 

ein wichtiges Papier. Auch die Anhörung ist 

wichtig, um mehr oder weniger Hintergrundwis-

sen zu schaffen, vor dem wir unsere Öffentlich-

keitsbeteiligung konzipieren.  

Ich bin auch nicht der Meinung, dass dieses Pa-

pier in der Ablage verschwindet, wie vorher ge-

sagt worden ist, sondern es muss in den Kom-

missionsbericht einfließen. Es muss ein Unterka-

pitel zu jeder Anhörung geben, die wir hatten, in 

dem die Ergebnisse der Anhörung zusammenge-

fasst werden. Dort muss dieses Papier wieder 

auftauchen, genauso, wie es zu jeder Kommissi-

onsreise eine Zusammenfassung geben muss, die 

auch im Endbericht erscheinen muss. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. Ich 

glaube, die Beiträge haben das noch einmal 

adressiert. Die Überlegung von Herrn Kudla bitte 

ich unter die Überschrift zu fassen, dass wir ei-

nen Beteiligungsbericht machen wollen. Wir ha-

ben es gestern in der Vorsitzendenrunde extra 

noch einmal extra angemerkt, dass wir - angefan-

gen von der Veröffentlichung des Beteiligungs-

konzepts hin zu den Berichten über die Ergeb-

nisse der Beteiligungsformate bis hin zu den Er-

gebnissen der Anhörung - die Vorstellung haben, 

dass wir ca. 100 bis 120 Seiten haben werden, 

die wahrscheinlich nicht Teil des gedruckten Be-

richts werden, sondern des Teils, der auf einer 

CD-ROM zusätzlich als Anhang kommt. Wir wer-

den auf jeden Fall aber eine Auswertung der Be-

teiligung in unsere Gliederung aufnehmen. Von 

daher ist diese Überlegung voll aufgenommen. Es 

gibt nur die Detailfrage: In welchem Umfang in 

den Bericht? In welchem Umfang in den Anhang 

des Berichts? In welchem Umfang in die die CD 

zum Bericht? Das ist also eine rein technische 

Frage, die wir heute nicht weiter zu erörtern 

brauchen. Wir haben aber dafür Sorge getragen, 

dass die Grundidee des Beteiligungsberichts, die 

wir seit vielen Monaten haben, in die Bearbei-

tung aufgenommen wurde. 

Gibt es noch weitere Anmerkungen? Herr Fuder, 

bitte. 

Michael Fuder: Die letzte Seite des Vorschlags 

der Zusammenführung ist eine ganz wesentliche 

Seite. Ich möchte eine Verknüpfung zwischen 

dieser Anhörung und dem, was uns da noch be-

vorsteht, herstellen.  

In der Anhörung, ohne dass ich das im Detail zu-

ordnen könnte, wurde bei mehreren der Vortra-

genden deutlich, dass eine relativ hohe Autono-

mie der jeweiligen Gruppen, die da arbeiten, fast 

schon eine Gelingensbedingung ist. Das heißt, 

die jeweiligen Gruppen, die miteinander arbeiten 

- da war es vor allen Dingen Mediation, was wie-

derum ein großer Unterschied ist -, haben eine 

hohe Selbstverwaltungskompetenz. Diese wurde 
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als sehr positiv und fast schon als Gelingensbe-

dingung dargestellt.  

Aus meiner Sicht ist das gerade ein sehr ungelös-

tes Problem: Wie will letztlich der Bundestag 

bzw. die Kommission damit umgehen? Wie viel 

wird bei diesem Beteiligungsverfahren an Rah-

men vorgegeben? Wie viel Selbstverwaltungsau-

tonomie haben solche Gruppen wie das natio-

nale Begleitgremium und auch die regionalen 

Begleitgremien? An dieser Stelle sind Konflikte 

per se schon einmal unausweichlich. Sie werden 

auftauchen; das ist meine Prognose. Es ist wich-

tig, sie jetzt schon zu sehen. Dass sie auftauchen 

werden, ist als solches nichts Schlimmes, aber 

wie man damit wird umgehen wollen, und sie 

jetzt schon von der Konzeption her auf einem 

möglichst bearbeitbaren Level zu halten, das 

halte ich für eine ganz wesentliche Aufgabe.  

Das wird sich konkretisieren, wenn wir uns mit 

diesen Fragestellungen befassen. Ich möchte Sie 

jetzt schon darum bitten, dass wir gemeinsam 

diese Verknüpfung herstellen, von diesen teil-

weise fast schon philosophischen Fragen wirk-

lich ins ganz Operationale hineinzugehen: Wer 

sitzt denn dann darin? Wer repräsentiert denn 

Bürgerinitiativen? Soll das in der Region selbst 

diskutiert werden? Wer mit welcher Legitima-

tion? Macht das der Bundestag par ordre du 

mufti, oder wie soll das laufen? Was ist, wenn je-

mand aussteigt? Das ist jetzt nur mal ganz grob 

angerissen. Ich könnte Ihnen stundenlang erzäh-

len, wie das bei einem Prozess Asse 2 zu massi-

ven Konflikten führt, wo nämlich genau diese 

Fragestellung, wie der Rahmen ist, am Anfang 

mit heißer Nadel gestrickt wurde und insofern 

verschiedene Leerstellen aufweist. Da müssen 

wir also sehr klar Butter bei die Fische tun. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich bitte darum, 

die Verknüpfung aber nicht so zu machen, dass 

wir unter diesem Tagesordnungspunkt jetzt alles 

diskutieren. Herr Miersch, bitte. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Komischerweise 

werden heute immer Anleitungen für die Rede-

beiträge gegeben. Ich will dem nur begrenzt fol-

gen, denn das widerspricht dem ein bisschen, 

was wir hier gerade erarbeiten. Diesen Eindruck 

habe ich jedenfalls. 

Ich bin Herrn Fuder ausgesprochen dankbar, 

dass er diesen Beitrag noch einmal gebracht hat, 

denn irgendwann wird die Kommission möglich-

erweise auf die Wirklichkeit treffen, und die 

Wirklichkeit der Verfassungsorgane und der ver-

fassungsrechtlichen Stellung Deutschlands sieht 

augenblicklich anders aus. „Anders“ ist viel-

leicht sogar zu weitgehend, aber jedenfalls ist es 

bis jetzt anders gelebt worden.  

Ich meine - das ist der Appell an uns alle und 

auch die AG 1 für den Endbericht -, die Kunst 

wird darin liegen, dem Bundestag und dem Bun-

desrat diese Herausforderungen ganz prägnant 

nicht auf tausend Seiten, sondern in einer Hand-

lungsempfehlung so darzulegen, dass jeder das 

versteht - auch diejenigen, die diesen Prozess 

nicht mitgemacht haben.  

Inwieweit weit man diese ganzen Widrigkeiten 

aufgrund Ihrer Erfahrungen, die Sie eben nur 

kurz angerissen haben, widerspiegeln kann, weiß 

ich nicht. Aber machen wir uns nichts vor. Des-

wegen war es mir so wichtig, am Anfang das 

Thema „schwarzes Loch“ bzw. „Übergang“ anzu-

sprechen. Sie müssen einen Großteil der 630 Ab-

geordneten, von denen 610 noch nie etwas mit 

dieser Arbeit in irgendeiner Form zu tun gehabt 

haben, überzeugen. Sie brauchen nicht alle zu 

überzeugen, aber doch einen Großteil. Auch im 

Bundesrat gibt es im Zweifel Minister und Mi-

nisterpräsidenten, die so an diesen Prozessen 

nicht beteiligt waren und die sich letztlich auf 

ein Verfahren einigen müssen - was ich mir sehr 

wünsche -, das genau diesen Anforderungen ent-

spricht.  
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Deswegen ist es noch einmal eine große Heraus-

forderung, sich nicht in Kleinigkeiten zu verzet-

teln, sondern zumindest zu überlegen: Welches 

sind die Impulse, die wir diesen beiden Gremien 

mitgeben wollen? Deshalb ist mir dieser Beitrag 

so wichtig. Den müssten wir eigentlich immer 

über das Kapitel „Öffentlichkeitsbeteiligung“ 

stellen, weil er nach meiner Auffassung einen 

sehr wesentlichen Aspekt enthält. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Dann würde ich 

Tagesordnungspunkt 5 mit den Maßgaben, die 

sich aus der Diskussion ergeben haben, verlassen 

und eine kurze Pause machen. Ich bitte Sie aber, 

den Raum nur kurzfristig zu verlassen.  

(Unterbrechung von 11.32 Uhr bis 11.42 Uhr) 

 

Zu Tagesordnungspunkt 6:  
Stand des Berichtsentwurfs der AG 1 und Fort-

setzung der Erörterung Bürgerbeteiligung nach 

StandAG zu den Schwerpunkten 

- Nachprüfungsrechte 

- Regionalgremien (Teilkonferenz/Rat der 

Regionen/Regionalkonferenzen) 

- Bürgerversammlungen 

- Trägerschaft (BMUB/BfE - Eigenerledi-

gung/Fremdvergabe) 

- Vereinbarkeit der StandAG mit europäi-

schen Vorgaben 

- Was heißt bestmöglicher Standort? 

sowie Ausblick bis Dezember 2015 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich darf Sie bit-

ten, wieder Platz zu nehmen, damit wir die Dis-

kussion fortsetzen können.  

Ich will zunächst noch einen kurzen Rahmen aus 

der gestrigen Vorsitzendenrunde geben. Wir wa-

ren auf Grundlage der Planungen der Kommis-

sion davon ausgegangen, dass wir in der kom-

menden Sitzung der Kommission am 19. Novem-

ber 2015 eine intensivere Berichtspflicht haben. 

Wer schon Gelegenheit hatte, sich die Tagesord-

nung für den 19. November anzusehen, hat eine 

Haltepunkt bei dem Besuch von Herr Baake, der 

für 16 Uhr terminiert ist. Nachdem dies ein nicht 

ganz kurzer Tagesordnungspunkt sein wird, 

nämlich der Austausch zu der Kommission KFK, 

kurz genannt, kann erkennen, dass der anschlie-

ßende Block „Berichte aus den Arbeitsgruppen 1 

und 2“ uns, vorsichtig ausgedrückt, nicht allzu 

viel abverlangen wird. Das, was angekündigt 

war, nämlich dass am die Arbeitsgruppen 1 und 

2 am November 2015 intensiver vortragen sollen, 

ist auf den Dezember verschoben worden.  

Das gibt uns etwas Luft. Es gibt nun zwei Mög-

lichkeiten, die heutige Sitzung zu gestalten. Ich 

gebe entsprechende sitzungsleitende Überlegun-

gen am Anfang. Naheliegend ist es, sich auf ei-

nen Text zu stürzen. Wir haben durch die Arbeit 

von Frau Simic und Herrn Hagedorn dankens-

werterweise ca. 25 Seiten Zwischenberichtstext. 

Dieser Zwischenberichtstext wäre eine Folie, 

könnte uns aber an bestimmten Stellen auch 

dazu führen, dass wir jetzt schon in einem Sta-

dium Textarbeit machen, wo wir andere Fragen 

noch gar nicht angesprochen haben. Herr Hage-

dorn, Frau Simic und ich können nicht weiterar-

beiten, wenn wir nicht zu anderen Fragestellun-

gen bestimmte Inputs haben. Deshalb finde Sie 

in der Tagesordnung Schwerpunktsetzungen, bei 

denen ich davon ausgehe, dass es sinnvoll wäre, 

dass wir uns zu diesen Schwerpunkten austau-

schen.  
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Das wäre auf die Nachprüfungsrechte in der Ver-

tiefung dessen, was wir schon diskutiert haben, 

bezogen. Wir bräuchten quasi ein Feedback. Das 

wäre auf die Rolle und Zusammensetzung der 

Regionalgremien bezogen, natürlich mit einer 

Orientierung an dem, was im Zwischenbericht 

steht. Es wäre bei dem Thema Bürgerversamm-

lung aber etwas ganz Neues. Mir wäre es bei-

spielhaft sehr wichtig, auch da weiterzukommen, 

nämlich: Wie verhält sich das, was wir bislang 

entwickelt haben, zu der Vorgabe im Standort-

auswahlgesetz - ich sage es jetzt mal vereinfacht -

, auf jeder Stufe Bürgerversammlungen durchzu-

führen?  

Wir haben heute in dem Beitrag von Herrn Fuder 

angedeutet - jetzt mache ich mir das Lob für den 

Beitrag von Herrn Fuder rhetorisch zu Eigen -, 

wir müssen sehen, wer eigentlich Träger des Pro-

zesses wird, vielleicht im Sinne von: Die Haus-

haltsführung haben, aber abgeben. Wie weit soll 

das BfE derjenige sein, der den Prozess trägt? 

Kann BfE dann auch lockerlassen und andere in 

Selbstverwaltung entlassen? Ich übernehme jetzt 

Ihre Terminologie: Das wäre dann auch unter 

den Schlagworten Eigenerledigung und Fremd-

vergabe. Wie weit würde das BfE von uns ermu-

tigt werden, sich einen eigenen Apparat zu 

schaffen, wie das die Bundesnetzagentur für die 

Übertragungsnetzgestaltung gemacht hat? Die 

machen sehr viel mit Bordmitteln. Wollen wir 

nicht eher im Sinne von Eröffnung von Selbst-

verwaltung, dass sie gehalten sind, fremdzuver-

geben? Das ist ein Thema, das wir noch gar nicht 

diskutiert haben. 

Ich wollte Herrn Becker einladen, der schon zur 

vorletzten Sitzung Überlegungen angestellt hat 

bzw. Auswertungen vorgelegt hat, was in den 

zwei Rechtsgutachten an Vorgaben für die Öf-

fentlichkeitsbeteiligung genannt worden ist, sich 

dazu zu äußern. Das wollte ich gerne aufrufen, 

damit auch dazu eine weitere Diskussion erfolgt, 

nicht zuletzt wissend, dass Herr Becker in die 

AG 2 einen Input zu der Frage gegeben hat: Was 

heißt bestmöglicher Standort? Ich gerne hätte 

gerne auch eine Positionierung der AG 1 zu die-

sem wichtigen Punkt.  

Wir sollten uns erst einmal an diesen Schwer-

punkten orientieren und nicht am Text arbeiten, 

sondern den Text nur hinzuziehen, soweit er 

schon Aussagen trifft. Damit habe ich gewähr-

leistet, dass wir, wenn ich heute um 16 Uhr die 

Sitzung schließe, zu den Themen Bürgerver-

sammlung, Trägerschaft und vielleicht auch ein 

zwei neuen Punkten - ich will das nicht ab-

schließend vorgeben - neue Ergebnisse haben. 

Außerdem haben wir noch eine Tischvorlage von 

Herrn Sommer, die ich noch nicht durcharbeiten 

konnte, die aber selbstverständlich auch mit ein-

gewoben sein soll.  

Ich bitte vorab um Wortbeiträge, in denen Sie 

sich dazu äußern, ob Sie einverstanden sind, 

dass wir nicht am Text arbeiten, oder ob Sie sa-

gen, dass wir uns nach zehn Minuten doch auf 

die Textexegese einschwenken. Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich würde mich sehr dafür 

aussprechen, dass wir jetzt nicht in den Text ein-

steigen, um in der Tat um Zeit zu gewinnen, die 

offenen inhaltlichen Punkte nach vorne zu trei-

ben. Das ist der Vorteil des Dokuments, das Sie 

uns geliefert haben: Darin wird offenkundig, wo 

wir noch offene Punkte haben, und die sollten 

wir adressieren. Ich hätte einen Vorschlag, in 

welcher Reihenfolge man das machen kann, aber 

das würde ich gerne erst einmal zurückstellen.  

Ich würde aber gerne eine Bitte eindringlich äu-

ßern: Bei weiteren Berichten, Zwischenberichten 

und auch auf dem Weg zum Endbericht, würde 

ich darum bitten, nur Themen auszuführen, die 

auch tatsächlich besprochen worden sind, und 

nicht neue Themen einzubringen, die zum Teil 

sehr kritisch sind. Ich begrüße es natürlich, 
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wenn Gedanken weiterentwickelt werden, gar 

keine Frage. Das sollten wir aber dann bei dem 

jeweiligen Sachthema selbst tun und es nicht 

über einen Zwischenbericht oder Bericht einfüh-

ren.  

Ich will Ihnen nur ein Beispiel nennen, das ich 

als sehr kritisch ansehe. Wenn wir die Idee aus-

formulieren, dass sich die Standorte später auch 

überlegen können, Abfälle aus anderen Ländern 

in ihre Läger einzubringen, ist das eine äußerst 

kritische Ausführung. Ich muss sagen, ich bin 

fast vom Stuhl gefallen, als ich das gelesen habe, 

und habe mich gefragt: Was muss ich denn hier 

jetzt alles noch verdauen. Ich habe versucht, in 

dem Bericht anstrengend zu lesen - ich bin vor-

sichtig mit dem Eindruck, den ich gehabt habe - 

und herauszudestillieren: Wir haben sehr viel 

besprochen - wo sind die Dinge jetzt systema-

tisch zusammengefasst? Wo sind die Bausteine, 

die wir nach vorne bringen wollen? Es wäre 

meine eindringliche Bitte, wirklich nur das auf-

zunehmen, worüber wir diskutiert haben. 

In diesem Sinne bitte ich auch, den Text so, wie 

er jetzt ausformuliert ist, einzuordnen. Ich 

möchte jetzt nicht noch weitere Beispiele nen-

nen. Es gibt einiges, was ich extrem kritisch 

sehe, was dort ausgeführt ist und was völlig neu 

ist. Ich kann mich nicht erinnern, dass wir das 

diskutiert haben. 

Jörg Sommer: Herr Jäger, auch wenn Sie wissen, 

dass mir Ihre politischen Verdauungsbeschwer-

den nicht allzu große Sorgen bereiten, bin ich 

trotzdem bei Ihnen, dass ich sage: Natürlich soll 

ein solcher Bericht wiedergeben, was wir bespro-

chen und diskutiert haben, und nicht neue The-

men aufwerfen. Insofern würde ich diese neu 

aufgeworfenen Themen einmal sehr charmant 

zur Seite legen, nicht vergessen, aber zur Seite 

legen.  

Ich bin auch in einem anderen Punkt bei Ihnen, 

wenn ich sage, wir sollten nicht am Text disku-

tieren, weil das eventuell sehr in die Tiefe gehen 

wird, sehr schräg und nicht sehr ergebnisorien-

tiert. Vielmehr sollten wir meiner Meinung nach 

über grundsätzlichen Themen sprechen.  

Allerdings habe ich einen weitergehenden Vor-

schlag oder zumindest eine Anregung. Von den 

aufgeführten sechs Spiegelstrichen, die Sie als 

Themen lokalisiert haben, sind die ersten vier ei-

gentlich nur ein Platzhalter für etwas anderes, 

was wir noch nicht geleistet haben, was wir aber 

leisten müssen. Wir müssen - das sollten wir ei-

gentlich zu Beginn der Überlegungen tun und 

nicht erst zu einem späten Zeitpunkt - zusam-

menstellen, lokalisieren, klären bzw. identifizie-

ren, wer welche Rolle in diesem Prozess hat, und 

zwar insgesamt, querbeet. Damit sind nicht nur 

diejenigen gemeint, die bereits formell im Stand-

ortauswahlgesetz stehen, sondern auch diejeni-

gen, die in den nächsten Jahren vielleicht viele 

Aktien in diesem Prozess haben werden, die 

noch gar nicht auf unserem Schirm sind und die 

auch im Beteiligungsverfahren keine Rolle be-

kommen. Im Übrigen gehören dazu auch die 

Energieversorger, die wir bisher in unserem Be-

teiligungskonzept gar nicht vorsehen, die aber 

mit Sicherheit Interesse an diesem Prozess haben 

werden. Das ist völlig legitim. 

Ich habe kursorisch festgestellt, dass wir im Üb-

rigen auch den Bundesrat gar nicht als Akteur 

vorgesehen. Wir müssen klären, welche lokalen 

bzw. föderalen Strukturen eine Rolle spielen 

usw. Es geht um Folgendes: Wenn wir vorher ge-

sagt haben, dieser Prozess ist unvergleichlich, 

vor allen Dingen in zeitlichen und anderen Di-

mensionen, werden wir diesen Prozess nicht in 

den Griff bekommen, indem wir immer kleintei-

liger diskutieren und jeden einzelnen betrachten.  

Ich habe das mit der Tischvorlage einmal fortge-

führt. Wir haben nur einmal bei den jetzt schon 



    
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 
Arbeitsgruppe 1 
Gesellschaftlicher Dialog, Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Transparenz  

   
 

 
 
Protokoll der 17. Sitzung Seite 36 von 102 
am 12. November 2015 

andiskutierten Punkten untersucht, wo durch 

unklare Rollenzuweisungen Konflikte entstehen 

können. Da sind wir schon auf fast hundert Kon-

fliktpotenziale gekommen, und es werden noch 

viel mehr sein, die wir in der Kürze der Zeit 

noch gar nicht lokalisiert haben. Das werden wir 

auch am Ende nicht können.  

Wir müssen jedoch einen robusten Prozess mit 

einem großen Selbstheilungspotenzial, um es 

mal salopp zu sagen, zusammenstellen. Das kön-

nen wir nur, wenn wir zu Beginn klar definieren: 

Wer hat welche Rolle? Wer hat auch welches 

subjektive Interesse in diesem Prozess? Welche 

Möglichkeit können wir ihm bieten? Wo ist er in 

diesem Prozess mit Handlungspotenzial ausge-

stattet? Da müssen wir herkommen, und dann 

kommen wir zu den einzelnen Schritten.  

Diese ersten vier Punkte - Nachprüfungsrechte, 

Regionalgremien, Bürgerversammlungen - sind 

Ausschnitte aus diesem Thema, aber sie bringen 

es noch nicht erschöpfend. Deshalb habe ich den 

weitergehenden Vorschlag, dass wir diesen 

Schritt möglichst bald tun, vielleicht auch heute 

schon einmal damit anfangen, zu lokalisieren, 

wer alles in diesem Prozess mit welchen potenzi-

ellen Interessen, an welchem Zeitpunkt einsteigt. 

Darüber haben wir auch schon gesprochen: Das 

ist ein Prozess der Unparallelitäten hat. Be-

stimmte Akteure, die es sehr betrifft, werden 

sehr spät aufwachen, andere werden sehr früh 

dabei sein.  

Das alles sind Dinge des Prozessdesigns. Das 

müssen wir leisten; da müssen wir herkommen. 

Wenn wir Beiträge zum Abschlussbericht liefern 

wollen - ich habe dieses Zwischengutachten so 

verstanden, als wenn das die Textvorlage für un-

seren Beitrag in der Diskussion zum Abschluss-

bericht sein soll -, dann müssen wir das noch 

nachlegen. Das ist sehr wichtig für die Glaubhaf-

tigkeit. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Frau Kotting-Uhl, bitte.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich möchte den Vor-

schlag unterstützen, dass wir an Schwerpunkte, 

wo wir auch einmal zu Entscheidungen kommen 

müssen, heute diskutieren, damit es nicht erfor-

derlich wird, dass wir einen Entwurf unserer 

Meinungen von außen bekommen, der unsere 

Entscheidungen vorwegnimmt.  

Ich will aber noch ein wenig kritischer als Herr 

Jäger, der das sehr höflich gemacht hat, einige 

Sätze zu diesem Papier sagen. Ich finde, das geht 

so wirklich gar nicht. Herr Hagedorn, ich bin da 

auch sehr unwillens, so etwas zu akzeptieren.  

Das eine ist, eigene Ideen, die Sie schon einmal 

vorgetragen haben oder die auch Herr Renn vor-

getragen hat, einmal zur Debatte zu stellen. Aber 

Grundsätze, die vom Verfahren her, also vom 

Standortauswahlgesetz, schon festgelegt sind 

und die völlig unstreitig sind, in der Abteilung 

Import und Export von Atommüll zur Debatte zu 

stellen - das möchte ich wirklich nicht lesen 

müssen in einem Papier, das dann noch öffent-

lich wird. Dagegen lege ich ein ganz kräftiges 

Veto ein. So etwas geht nicht.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich muss Herrn 

Hagedorn insoweit ein wenig in Schutz nehmen, 

als dass ich ihm das vorausgesagt habe, aber ihn 

nicht gebeten habe, es herauszustreichen. Ich 

habe es ihm vorausgesagt. Von daher würde ich 

darum bitten, die entsprechenden Beiträge zu-

rückzunehmen. Das ist angekommen. Ich kannte 

den Text. Ich glaube, mit den zwei sehr deutli-

chen Beiträgen ist deutlich geworden, dass das 

Papier über das Ziel hinausschießt. Wir sollten 

das in neuen Fassungen zunächst einmal ersatz-

los streichen, damit wir darüber gar nicht mehr 

diskutieren müssen. 
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Ich bin ja nicht der Chef von Herrn Hagedorn, 

sondern ich diskutiere mit ihm auch darüber. 

Wir sind als Gruppe die Instanz. Ich glaube, der 

Frage und der Aufgabe sind wir jetzt nachgekom-

men. Das heißt, ich würde die Bindung bitte 

nicht so eng machen - wir brauchen ihn ein 

Stück weit als Vorausdenker -, aber mit Ihren 

Beiträgen, auf das Thema bezogen. Es ist klar: 

Das war ein Überschießen. Wir brauchen an 

manchen Stellen sein Vordenken. Er ist nicht un-

ser Protokollant; dann kommen wir nicht weiter. 

Es gab schon einmal eine solche Situation, wo 

ich es ihm auch vorausgesagt hatte. Ist das nicht 

okay? 

Abg. Herr Miersch: Das mit dem Vordenker.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Dass wir einen Vorden-

ker haben, war mir jetzt nicht bewusst. Ich 

meine, dazu sitzen wir hier, um einen Meinungs-

prozess in Gang zu bringen. Wenn wir zu lang-

sam sind und uns deswegen von außen vorschla-

gen lassen müssen, zu welchen Ergebnissen wir 

vielleicht kommen, dann müssen wir unsere Pro-

zesse beschleunigen. Aber ich finde, dass wir 

dazu hier sitzen, um zu den Ergebnissen zu kom-

men. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gut, dann würde 

ich darum bitten, dass man ein vermittelndes 

Wort findet, das zwischen Schreibknecht und 

Konzeptgeber liegt. Ich würde da keine Missver-

ständnisse aufkommen lassen wollen, weil na-

türlich die Rückkopplung hier passiert und die 

Entscheidungen hier zu treffen sind. Dann 

nehme ich das Wort „Vordenker“ heraus, und 

Sie nehmen jeder Ihr eigenes Wort, was ein krea-

tives Mitwirken in einem gestaltenden Prozess 

darstellt. Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich schließe mich 

Herrn Sommer an, dass wir die Beteiligten im 

Prozess noch einmal identifizieren sollten und 

genau sagen sollten, wer das ist. Das sind dann 

im Wesentlichen die Überschriften, die in Ab-

schnitt 6.4 stehen: 6.4.1 Vorhabenträger, 6.4.2 

Bundesamt für kerntechnische Entsorgung usw. 

Die müssen wir benennen. Das ist Punkt 1. 

Punkt 2: Noch einmal zu dem bestehenden Be-

richtsentwurf. Die Knackpunkte, an denen sich 

hier manche stören und über die ich mich auch 

sehr aufgeregt habe, stehen in den Abschnitten 

6.3.2 und 6.3.3. Diese Abschnitte müssen nach 

meiner Auffassung komplett neu geschrieben 

werden. Ich wäre durchaus, an dieser Stelle ge-

wisse Streichungen vorzunehmen und ein biss-

chen am Text zu arbeiten. Ich gehe davon aus, 

dass der Berichtsentwurf mit dem, was wir heute 

diskutieren, bei der nächsten Sitzung neu vorge-

legt wird. Darin sollten die Abschnitte 6.3.2 und 

6.3.3 komplett überarbeitet sein.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Becker, 

bitte. 

Thorben Becker: Ich kann mich vielem anschlie-

ßen. Ich fand den Titel „Zwischenbericht“ ein 

bisschen sehr zurückhaltend. Als ich es dann ge-

lesen habe, hatte ich eher den Eindruck, das ist 

eigentlich ein Berichtsentwurf. Dazu hätte ich 

gerne von Ihnen eine Aussage, ob das auch aus 

Sicht der AG-Vorsitzenden schon in diese Rich-

tung geht. Es liest sich eher wie ein erster Be-

richtsentwurf, was bis zu einem gewissen Grad 

durchaus okay ist. 

Ich finde auch nicht, dass man sagen sollte, der 

Dienstleister soll keine eigenen Ideen entwickeln 

oder Ähnliches. Ich finde nur zentral, dass das in 

dem Dokument kenntlich gemacht wird, dass 

also nicht nur kenntlich gemacht wird, was kom-

plett neu darinsteht und komplett undiskutiert 

ist. Die Abschnitte, die Sie, Herr Kudla, genannt 

haben, sind nicht einmal im Ansatz diskutiert 

worden. Es ist nicht nur so, dass das nicht einem 

Beschluss entspricht, sondern es ist einfach neu.  
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Ich fände es interessant, damit es irgendwann 

ein Berichtsentwurf der Arbeitsgruppe sein 

kann, kenntlich zu machen, was aus Ihrer Sicht 

und Sicht der Vorsitzenden Meinung der Ar-

beitsgruppe ist, wo noch Diskussionsbedarf be-

steht, wo Weiterentwicklungsbedarf besteht und 

wo Sachen komplett neu sind.  

Die inhaltlichen Bauchschmerzen teile ich aus-

nahmsweise mal komplett mit Herrn Jäger. An 

diesem Punkt habe ich auch gesagt: Das kann 

nicht wahr sein. 

Auch wenn wir sagen, wir machen das jetzt so, 

wie Sie vorgeschlagen haben, also wir gehen das 

anhand der anderen Punkte durch und lassen 

dieses Dokument erst einmal liegen: Wenn man 

damit weitermacht, fände ich es tatsächlich 

wichtig, dass eine Überarbeitung erfolgt, woran 

man dann auch sehen kann, wie der Stand der 

Diskussion der Arbeitsgruppe zu den einzelnen 

Abschnitten ist. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Meister, 

bitte.  

Vorsitzender Ralf Meister: Eine kurze Antwort 

darauf: Ich glaube, es ist tatsächlich eine Vor-

form, die auf den Bericht hinausläuft. Wie wir 

das dann titulieren - über die Nomenklatur brau-

chen wir uns nicht zu streiten. Ich gebe Ihnen 

Recht, dass es eine ganze Reihe von inhaltlichen 

Pointierungen gibt, die so nicht hätten nicht da-

rin stehen dürfen, können oder müssen. Ich 

würde allerdings für das Verfahren nach wie vor 

vorschlagen, dass wir diese offene Reaktion, die 

kommt, nutzen, um an diesem Text konsequent 

weiterzuarbeiten, mit dem Ziel, dass er unser 

Teil des Berichts wird.  

Ich will in Bezug auf das Verfahren relativierend 

sagen: Herr Becker, man kann das alles machen, 

also ausweisen, was in der Sprachform oder in 

einem angehängten Relativsatz explizit nicht be-

sprochen ist. Wir können darüber dann aller-

dings auch sofort in eine tiefe Debatte der Ausle-

gung der einzelnen Wortprotokolle gehen. Ich 

kann Ihnen eine ganze Reihe von Dingen erzäh-

len, die in den vergangenen Sitzungen, die wir 

hatten, längst besprochen waren und verbindlich 

von mir auch in der Sitzungsleitung formuliert 

worden sind, die zwei, drei Sitzungen später 

komplett wieder in Frage gestellt worden sind, 

obwohl sie in einem großen Konsens im Wort-

protokoll nachzulesen sind. 

Deswegen bin ich ein bisschen verhalten, zu sa-

gen, nun soll in allem in den Anmerkungen 

kenntlich gemacht werden: Das ist ein neuer Ge-

danke. Ich würde eher in die Ehrlichkeit ver-

trauen, die wir hier dann in die Debatte diese 

vorvorvorläufigen Zwischenzwischenzwischen-

berichte hineingehen. Welches Verfahren man 

dann findet, muss man sehen.  

Die Dinge, die jetzt gekommen sind, waren sehr 

klar. Einige Dinge fallen sofort raus; in anderen 

wird neu mitgearbeitet. Aber konsequent an die-

sem Zwischenprodukt weiterzuarbeiten, wäre 

auch als Vorsitzender ganz klar das Ziel. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Ich finde das in Ord-

nung. Aber umso mehr darf das nicht passieren, 

was jetzt passiert ist. Sonst müssen wir jeden 

Text, jede Zeile daraufhin kontrollieren, ob es in 

irgendeiner Form Interpretationsmöglichkeiten 

in Dingen gibt, die hier noch nie diskutiert wor-

den sind oder die diskutiert worden sind und in 

Frage gestellt werden konnten, zum Beispiel das 

Stichwort Exportverbot oder auch das Umgehen 

mit den Asse-Abfällen Umgehen. Da sind Passa-

gen drin, die ich hoch problematisch finde. So 

jedenfalls habe ich die Beschlusslage nicht auf 

dem Schirm.  

Deswegen: Ja, wir können das so machen, aber 

umso mehr bitte dann sehr vorsichtig sein, wenn 
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es in irgendeiner Form Festlegungen gibt bzw. 

Dinge in irgendeiner Form hineingeschrieben 

werden, die in hier keiner Weise abgesprochen 

sind bzw. die auch an die Grundfeste gehen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich glaube, dass 

wir diesbezüglich zu einer einheitlichen Ein-

schätzung kommen. Wir werden darum bitten, 

dass es möglich bleibt, dass wir die weiteren Dis-

kussionen immer schon in dem Sinne spiegeln, 

ob sich Formulierungen finden lassen, die zwi-

schenberichtstauglich sind. Deshalb sollten wir 

an dem Grundsatz, dass wir keine gesonderten 

Protokolle machen, sondern dass wir letztend-

lich ein lernendes Papier haben, festhalten. Ich 

glaube, das ist Konsens.  

Zweitens sollten wir vielleicht in einem be-

stimmten Umfang einladen - aber das stelle ich 

noch einen Moment lang zur Diskussion -: Ich 

gehe davon aus, dass es notwendig wird, an der 

einen      oder anderen Stelle auch mal Formulie-

rungsvorschläge zu machen. Wenn wir heute 

zum Beispiel nicht dazu kommen, über die Bür-

gerversammlungen zu diskutieren - ich hoffe, es 

gelingt mir, dass wir darüber diskutieren -, 

könnte man dazu einmal einen Textentwurf be-

kommen. Weil wir das noch nicht diskutiert ha-

ben, wäre das klassisch etwas, was man entspre-

chend kennzeichnen würde. Es wäre das ein kla-

rer Vorschlag von Herrn Hagedorn und Frau Si-

mic, zu sagen: So könnten wir uns das vorstel-

len. 

Damit lösen wir uns letztendlich von der Enge 

des Protokollierens. Gleichzeitig werden aber die 

Freiheitsgrade nicht so groß, dass man nicht 

mehr unterscheiden kann, was von Herrn Hage-

dorn und was von der Gruppe kommt. Ich 

glaube, das lernen wir auch aus der heutigen Be-

sprechung. Dabei würde ich es dann bewenden 

lassen, weil wir uns relativ bald wieder treffen 

und gucken können, ob die Debatte, die wir 

heute geführt haben, sich produktiv auflöst.  

Wir brauchen auf jeden Fall - das ist meine Vor-

stellung - an der einen oder anderen Stelle wahr-

scheinlich Textvorstellungen. Auch wenn Frau 

Kotting-Uhl zu Recht sagt, dann müssen wir 

eben unseren Prozess beschleunigen, werden wir 

an der einen oder anderen Stelle auf jeden Fall 

vorausdenkende Formulierungen brauchen. Aber 

diesbezüglich vereinbaren wir jetzt, dass diese 

Formulierungen entsprechend gekennzeichnet 

werden. 

Der Bitte von Herr Kudla, sich einzelner Text-

teile anzunehmen, würde ich momentan nicht 

folgen wollen, denn dazu ist es noch zu grob. 

Wenn wir jetzt damit anfangen, dass sich Ver-

schiedene einzelner Seiten annehmen, verliert 

Herr Hagedorn den Redaktionsüberblick. So et-

was sollten wir erst dann machen, wenn deutlich 

wird, dass unterschiedliche Sichtweisen notwen-

dig wären, um einen ausgeglichenen Text zu for-

mulieren. Der Text ist jetzt noch zu roh, um zu 

sagen, da muss eine andere Denke, Lesart oder 

andere Schreibe hinein. Gerade die Teile, sie Sie 

aufgerufen haben - zumindest der Punkt 6.3.3. -, 

sind jetzt so gebrandmarkt, dass Herr Hagedorn 

und Frau Simic selbst damit umgehen können. 

Deshalb schlage ich vor, dass wir noch nicht sei-

tenweise verteilen. Es werden ungefähr 60 Seiten 

sein, und dann können wir uns überlegen, ob es 

notwendig ist, dass jemand einmal dagegenbürs-

tet. Aber zum jetzigen Zeitpunkt würde ich es als 

zu verfrüht erachten. - Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Wenn Sie das als 

zu verfrüht erachten - weiß Herr Hagedorn denn, 

welche Punkte viele in den Abschnitten 6.3.2 

und 6.3.3. stören? Ist das klar? Bis zum nächsten 

Mal müssen die Abschnitte ja überarbeitet wer-

den, und da will ich manches nicht mehr darin 

stehen haben. Wir diskutieren die Abschnitte 

6.3.2 und 6.3.3 jetzt nicht inhaltlich. Ist Ihnen 

klar, worum es geht? Sonst müssen wir das ein-

mal kommunizieren.  
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Vorsitzender Hartmut Gaßner: Da würde ich 

jetzt einen Unterschied zwischen 6.3.2 und 6.3.3 

machen wollen. Ich würde sagen, bei 6.3.3 ist es 

ziemlich evident, dass das einer Diskussion be-

darf, die noch nicht geführt worden ist. 6.3.2 

würde ich noch einmal aufrufen wollen, wenn 

wir uns zu dem ersten Schwerpunkt „Nachprü-

fungsrechte“ heute ausgetauscht haben, weil die 

Frage der Nachprüfungsrechte und die Frage von 

6.3.2 so eng zusammenhängen, dass deutlich 

werden sollte, was noch nicht konsensfähig ist. 

Von daher würden wir zur Not den Punkt 6.3.2 

noch einmal aufrufen, wenn wir die Diskussion 

zu dem entsprechenden Schwerpunkt geführt 

haben. 

Jörg Sommer: Ich bin ganz eindringlich bei 

Ihnen, Herr Gaßner, wenn Sie vorschlagen, dass 

wir heute die Finger von den Formulierungen 

lassen. Ich verstehe aber auch, dass es Formulie-

rungen gibt, die wir möglichst schnell nicht 

mehr in diesem Papier haben wollen. Vielleicht 

kann man das in einem Rundlauf machen - ei-

nige Akteure haben es sich angetan, verbunden 

mit großen politischen Bauchschmerzen -, dass 

man kurz formuliert: Wo sind Punkte, die nichts 

darin verloren haben, weil sie überhaupt nicht 

Ergebnis unserer Debatte sind? Ich glaube, das 

geht sehr schnell, also eine kleine „Desinfektion“ 

des Papiers. 

Ansonsten plädiere ich dafür, die Finger noch 

von den Formulierungen zu lassen, mit der Be-

gründung, dass ich sage: Unsere Aufgabe ist es 

doch letztlich, ein Prozessdesign zu entwickeln. 

Was wir gerade machen, ist ein Prozesspuzzle. 

Wir haben viele kleine Puzzlesteine, die noch gar 

nicht zusammenpassen. Wenn sie nicht passen, 

reden wir über den nächsten Puzzlestein, sprich: 

Bürgerversammlung - wie muss die funktionie-

ren? So kann man es machen.  

Ich glaube aber, den Prozess, den wir vorher ein-

dringlich wertgeschätzt haben, müssen wir an-

dersherum angehen. Wir müssen tatsächlich da-

mit anfangen, dass wir zwei Dinge lokalisieren, 

nämlich dass wir die Rollen im Prozess beschrei-

ben und dass wir die Akteure lokalisieren, dass 

wir also schauen: Welcher Akteur wird wohl 

welche Rolle für sich in Anspruch nehmen wol-

len, und billigen wir ihm diese Rolle in diesem 

Prozess zu? Ein solcher Prozess hat viele Ak-

teure; die haben wir noch lange nicht umfänglich 

lokalisiert. Er hat viele Rollen: Er hat die Rolle 

des Organisators. Natürlich hat er die Rolle des 

formellen Trägers. Es gibt Treiber in diesem Pro-

zess. Es gibt Anwälte in diesem Prozess. Es gibt 

auch Dokumentatoren und Ressourcen- und Wis-

sensressourcen-zur-Verfügung-Steller. Es gibt 

ausgleichende Rollen. Das ist wie bei einem En-

semble am Theater. Wenn Sie eine Rolle doppelt 

besetzen, müssen Sie zwischen diesen beiden 

Rollenbesetzungen ganz genau klären, wer wann 

welche Funktion hat. Ansonsten haben Sie frü-

her oder später einen Konflikt.  

Das sind Dinge, die wir tun müssen, und von 

dort aus anschließend herunterbrechend die kon-

kreten Schritte und auch die konkreten Funktio-

nen einzelner Maßnahmen. Das müssen wir tun, 

und damit müssen wir - ich sage es noch einmal 

- gestern anfangen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Ich glaube, dass es keinen grundsätzlichen Wi-

derspruch zu Ihren Überlegungen gibt. Wir ha-

ben aktuell allerdings aus einigen Schwerpunkt-

diskussionen der AG 1 ein strukturierendes Ras-

ter, und das ist die Frage: Ob und wie weit gibt 

es Nachprüfungsrechte? Die Frage der Nachprü-

fungsrechte hängt intensiv mit einer Vielzahl 

von Rollenträgern zusammenhängt. Deshalb 

würde ich einladen wollen, dass wir anhand der 

Matrix „Nachprüfungsrechte“ einmal feststellen, 

welche Funktionen, Rollen bzw. Gruppen wir 
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bereits beteiligt haben. Ich glaube, dass das gelin-

gen wird. 

Ich will noch Folgendes sagen. Bitte missverste-

hen Sie das Aufrufen des Themas Bürgerver-

sammlung nicht als kleinteiliges Element, als 

Puzzleelement, das irgendwie auch vorkommt. 

Ich persönlich habe mehr die Folie vor Augen: 

Was ist das, was wir entwerfen, und wie weit 

brauchen wir eine Art Standbein, eine Art for-

melles Verfahren, das in den traditionellen Zu-

lassungsverfahren unter anderem als ein Inhalts-

schwerpunkt diesen Erörterungstermin hat? Es 

ist uns im Standortauswahlgesetz momentan 

durch die fünffache Benennung der Bürgerver-

sammlung eigentlich eine Spur gelegt, dass es ei-

nen formellen Teil gibt, an den sich möglicher-

weise auch die SUP anknüpft, zu der Herr Be-

cker noch etwas sagen wird, und die möglicher-

weise auf alle Fälle stattfindet, selbst wenn das 

andere - ich wage es fast nicht auszusprechen - 

nicht die institutionelle Kraft entwickelt, die not-

wendig ist, um den Prozess durchzustehen.  

Ich will es nicht darauf anlegen, aber wir haben 

jedenfalls die Fragestellung, ob die Bürgerver-

sammlung nur ein irgendwie geartetes Element, 

ein Teilelement, ist oder ob es für solche Ele-

mente wie Beteiligung Träger öffentlicher Be-

lange, wie Durchführung der SUP usw. auch eine 

formale Funktion erfüllen wird. Das jetzt als Vor-

griff auf diesen Spiegelstrich, dass es mir dabei 

nicht nur darum geht, das Wort „Bürgerver-

sammlung“ zu füllen, sondern mit Ihnen zu erör-

tern: Gibt es innerhalb des Gesamtszenarios, das 

wir entwickeln, noch einen eher informellen und 

einen eher formellen Teil? Man kann es im enge-

ren Sinn nicht als informell bezeichnen, weil die 

Ausgestaltung im Standortauswahlgesetz ihm 

den informellen Charakter nimmt. Aber die Fra-

gen der Freiheitsgrade bzw. der Selbstverwal-

tungsmöglichkeiten sind natürlich stärker, wenn 

es noch ein anderes, stärker vom BfE getragenes 

Element gäbe.  

Lange Rede, kurzer Sinn. Ich würde Sie bitten, 

Herr Sommer, dass Sie überprüfen, ob wir zu-

nächst unter der Überschrift „Nachprüfungs-

rechte“ Teile dieser Rollenverteilung mit abde-

cken und dass wir das dann ergänzen können. 

Ich befürchte, wenn wir jetzt eine abstrakte Dis-

kussion über Rollen aufrufen, kommen wir zwar 

auch zu einem bestimmten Punkt, aber das wird 

dann ein Sammeln werden, das weniger Struktur 

hat, als wenn wir die Rollenverteilung schon ein-

mal an dem Element „Nachprüfungsrecht“ spie-

geln.  

Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass 

wir durch das Element der Nachprüfungsrechte, 

das schon deutlich weniger scharf klingt als „Ve-

torechte“, auf jeden Fall eine starke Hürde in der 

Kommission haben werden. Wir müssen noch 

viel Sicherheit gewinnen, ob und inwieweit wir 

das in dem Umfang, in dem es momentan von 

uns diskutiert wird, auch haben werden.  

Herr Jäger hat sich jetzt wieder gemeldet. Sie 

müssen sich mit mir gemeinsam überlegen, Herr 

Sommer, wie lange wir im Verfahren bleiben 

und wann wir loslegen. Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich nehme diese Anmer-

kung gerne auf, Herr Gaßner. 

Ich würde gerne eine konkrete Anregung ma-

chen. Ich teile die Einschätzung von Herrn Som-

mer, dass ein zentrales Element ist, das wir die 

Beteiligten und ihre Rollen einmal definieren; 

denn wir haben zurzeit eine ziemliche Begriffs-

vielfalt. Wir haben die Quelle StandAG. Darin 

stehen diverse Akteure. Wir haben in unseren 

Diskussionen neue kreiert. Wir müssen irgend-

wie mal ein Set an gemeinsamem Verständnis 

haben, wobei wir uns durchaus auch Vorschläge 

zur Veränderung des StandAG vornehmen kön-

nen. Diese Freiheit sollten wir haben. So ver-

stehe ich jedenfalls unsere Rolle. Dennoch sehe 

ich auch Ihren Punkt, dass wir vielleicht jetzt 
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nicht völlig neu beginnen können. Vielleicht 

können wir das ein Stück weit miteinander kom-

binieren.  

Ich könnte mir vorstellen, dass wir zunächst 

ganz kurz noch einmal den Stand, den wir zu 

dem Thema „Nachprüfrechte“ haben, aufrufen 

und herauszufinden versuchen: Was haben wir 

denn bisher in unseren Diskussionen an Konsens 

erreicht? Dann kommt natürlich automatisch die 

Frage: Wer löst denn dieses Nachprüfrecht aus? 

Dann sind wir sofort bei den Gremien und müs-

sen wir uns mit den Organen und mit den Rollen 

beschäftigen. Wir könnten vielleicht eine Ein-

grenzung machen und sagen, wir beschäftigen 

uns jetzt nur mit den Gremien, soweit sie für die 

Auslösung des Nachprüfrechts relevant sind, 

wohlwissend, dass wir im Sinne des Ansatzes 

von Herrn Sommer, den ich voll unterstützen 

möchte, noch erheblich mehr behandeln müssen.  

Noch einmal ganz konkret: Was haben wir ver-

meintlich als Konsens oder tatsächlich als Kon-

sens zum Thema „Nachprüfrecht“? Dabei scheint 

mir auch das Thema „Auslöser“ ganz zentral zu 

sein. Damit sind wir bei den Gremien und einem 

der zentralen Punkte, die noch inhaltlich zu lö-

sen sind: Wir haben in diesem Papier quasi ein 

Referendum eingeführt, obwohl wir in Vordis-

kussionen ganz früh festgestellt haben, dass das 

nicht zum Ziel führt. Wir haben gegenüber der 

ENTRIA-Gruppe bei dem Thema Volksabstim-

mung, dass sie vorgeschlagen haben, einiges an 

kritischen Anmerkungen gemacht. Das müssten 

wir jetzt konkret noch einmal aufnehmen. Da 

geht es dann automatisch um die Interaktion von 

Akteuren, also um Rollen und um Nachprüf-

rechte.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Vielleicht kann sich Herr Sommer anschließen? 

Jörg Sommer: Bedingt. Ich hätte aber gleichen ei-

nen konkreten Vorschlag zum Verfahren, der uns 

heute und auch in der Zukunft weiterbringt. Man 

kann einen Prozess nicht von den Funktionen 

her aufsetzen; das funktioniert am Ende nicht. 

Wir stoßen immer wieder sehr schnell auf die 

Frage „Rollen und Akteure“. Es wird auch gleich 

bei den Nachprüfrechten so sein, dass wir uns 

fragen: Wer braucht wann, warum und wozu 

Nachprüfrechte? Mit welcher Wirkung? Was pas-

siert, wenn die nicht zufriedenstellend sind? Da 

sind wir sofort in der Debatte; da bin ich völlig 

bei Herrn Jäger.  

Mein Vorschlag lautet wie folgt, immer im Hin-

terkopf habend, dass Frau Kotting-Uhl vorhin 

sagte, wenn unsere Prozesse zu langsam sind, 

müssen wir sie beschleunigen. Das hat dieser 

Vorschlag von Herrn Hagedorn heute eigentlich 

an Gutem gebracht, dass wir nämlich gemerkt, 

wir müssen selber sehen, dass wir Tempo halten. 

Sonst werden wir rechts überholt.  

Ich denke, wir sollten die Punkte heute diskutie-

ren, weil sie vielleicht auch Fragen aufwerfen 

und die Klärungspunkte lokalisieren, die für uns 

wichtig sind. Ich wäre bereit, mit einer Gruppe 

aus der AG 1 heraus - wer Lust und Zeit hätte, 

sich zu beteiligen; vielleicht vier bis fünf Perso-

nen oder auch nur drei - als Dienstleistung für 

die nächste AG-Sitzung eine Lokalisierung von 

Akteuren und eine Beschreibung von möglichen 

Rollen vorzunehmen, um sie in die Diskussion 

zu bringen, damit wir uns im Laufe der Zeit ein 

Stück weit immer konkret daran abarbeiten kön-

nen, ob sie umfassend ist usw. Ich glaube, das 

wäre sinnvoll. Das im großen Kreis zu erarbeiten, 

wäre in der Tat nicht nur ein Kippen der Tages-

ordnung, sondern wahrscheinlich sind wir dafür 

auch nicht entsprechend präpariert.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich glaube, das 

führt jetzt die Überlegungen zusammen. Wir 

werden jetzt anhand des Nachprüfungsrechts in 

die Diskussion einsteigen und werden anhand 

des zweiten Spiegelstrichs, nämlich Gremien auf 
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der regionalen Ebene, schon einige finden. Des-

halb ist es nicht ganz ohne Absicht, das so zu 

machen. Dann kommt noch aus einer anderen 

Sichtweise der Versuch einer Rollendefinition, 

und es kommt zu Überschneidungen und zu Lü-

cken. Anhand der Überschneidungen und der 

Lücken werden wir die Diskussion weitertreiben, 

weil wir insbesondere auch den Prozess in der 

Frage der Nachprüfungsrechte nicht erschöpft se-

hen wollen. Von daher ist das nur eine herausge-

nommene Aufgabenstellung.  

Ich würde Herrn Sommer bitten, dass er Herrn 

Hagedorn einbezieht, damit wir letztendlich 

nicht in verschiedene Redaktionsgruppen zerfal-

len. Wobei das, was Herr Sommer vorschlägt, 

noch keine Redaktion wäre, sondern eine Struk-

turierung. Ich verstehe das als eine qualifizierte 

Definition, dass man genaue Aufgaben etc. defi-

niert. Wir würden heute - das ist jetzt das Integ-

rierende -, bezogen auf bestimmte Aufgaben, 

nämlich Nachprüfungsrechte und bestimmte 

Gremien, genau diese Diskussion schon aufneh-

men, sodass sie dann eine Erweiterung und Er-

gänzung findet.  

Deshalb schlage ich Ihnen vor, dass wir die Frage 

der Nachprüfungsrechte aufrufen. Eigentlich 

hätte ich jetzt gesagt, wir rufen 6.3.2 Punkt. Ich 

zögere jetzt eine Nuance, aber anders wird es 

wahrscheinlich nicht sinnvoll sein, weil der 

Punkt 6.3.2 beispielhaft einen Vorschlag macht 

für diejenigen, die in den Prozess einbezogen 

sein sollen, und wie der Prozess ungefähr ablau-

fen sollte. 

In der Phase Ib findet sich beispielshaft ein Vor-

schlag, wie die Überlegungen, die wir angestellt 

haben, eine Umsetzung finden können. Wir ha-

ben als Erstes im Gesetz die folgenden Vorhaben-

träger. Das ist Seite 6 des Papiers.  

Es ist die Frage an mich gerichtet worden, ob die 

Kolleginnen und Kollegen in der zweiten Reihe 

das Papier auch bekommen können. Ich habe 

nichts dagegen. Ich wollte es nur nicht ausgeteilt 

wissen, gerade als es so hart kritisiert wurde. Ich 

glaube, es macht durchaus Sinn, es allen zur Ver-

fügung zu stellen. Dann würde ich darum bitten, 

dass es alle bekommen können. 

Der Vorhabenträger macht auf den jeweiligen 

Stufen - das ist hier nur eine exemplarische Dar-

stellung - die im Standortauswahlgesetz vorgese-

henen Vorschläge, um das einmal sehr allgemein 

zu halten. Hier ist die Überlegung aufgriffen wor-

den, dass wir das Beispiel nach dem Abschluss 

der Einigung auf 20 bis 30 Teilgebiete machen. 

Wir haben jetzt also die Situation, dass 20 bis 30 

Teilgebiete vorgeschlagen wären. Dieser Vor-

schlag geht an drei bis vier verschiedene Grup-

pen. Der Vorschlag würde dem Gesetz gemäß 

zum BfE gehen. Das Gesetz ist nicht ehern. Es 

geht um die Frage: Was ist jetzt schon einmal 

durchdacht und sogar Gesetz geworden, und was 

würden wir modifizieren oder ergänzen? Das 

müssen wir immer mitdenken. 

Das Zweite: Es ist schon vom Gesetz her vorgese-

hen, dass der Vorschlag des Vorhabenträgers 

dem nationalen Begleitgremium vorgelegt wird.  

Es gibt als Drittes die Überlegung, die hier schon 

diskutiert wurde, dass wir auch Regionalgremien 

haben. Die Verzahnung zwischen dem BfE, dem 

Begleitgremium und den regionalen Gremien ist 

in dem Papier noch nicht abgeschlossen. Es ist 

zunächst einmal nur aufgegriffen, dass im Zuge 

der vieljährigen Befassung am Ende eine Diskus-

sions- und Beteiligungsintensität gegeben sein 

sollte, die es ermöglicht, auch auf Standortebene 

zu diskutieren - das haben wir hier diskutiert -, 

dass man also nicht erst bei den Standorten an-

fängt, sondern dass man eigentlich anfängt, 

wenn wir Regionalgremien schaffen können.  

Für diese Regionalgremien gibt es momentan in 

dem Papier aus der Diskussion in dieser Runde 
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und aus dem Regionen-Workshop zwei Ebenen 

auf Regionenebene. Die eine Gremienebene sollte 

sein, wenn Regionen im Sinne von Beteiligung - 

nicht im Sinne von Geologie - identifizierbar 

sind, dass dort eine regionale Struktur entsteht. 

Diese regionale Struktur sollte verschiedene Ele-

mente haben. Ein Element ist momentan eine Re-

gionalkonferenz. Ein zweites Element ist, dass 

dort eine Informationsebene gegeben ist. Ich 

bleibe momentan einmal nur auf der Gremien-

ebene.  

Wir haben aus dem Regionen-Workshop mitge-

nommen, dass es sinnvoll sein kann, diese Regi-

onen nicht parallel zu sich stehen zu lassen, son-

dern im „Rat der Regionen“ zusammenzufassen. 

Es gibt also einen Rat der Regionen, und es gibt 

Regionalkonferenzen.  

An dem Beispiel der 20 bis 25 Teilgebiete kann 

man schon wieder aufzeigen, dass wir in einem 

Prozess sind, der sich erst regionalisieren muss. 

Bei 20 bis 25 Teilgebieten weisen sich diese Teil-

gebiete gerade dadurch aus, dass sie wohl noch 

nicht auf - im engeren Sinne - Regionen bezogen 

sein können, weil die grobe Untersuchung und 

Identifizierung einer Tonschichtverteilung si-

cherlich größer sein wird als später die übertägig 

zu erkundende Standortregion.  

Deshalb gibt es die Grundüberlegung, die wir 

schon vielfach diskutiert haben, dass wir die 

erste Ebene mit dem Arbeitstitel „Teilgebiete“ 

bezeichnen. Erst wenn wir auf die Ebene der 

übertägig zu erkundenden Standorte kommen, 

sprechen wir von Standorten oder Standortregio-

nen. Es hat sich in der bisher noch nicht abge-

schlossenen Abstimmung mit der AG 3 nicht er-

geben, dass wir generell von Standorten spre-

chen, weil sie davon ausgeht, dass sich die über-

tägige Erkundung bei Granit- oder Tonvorkom-

men nicht auf einen Spot, einen Standort, be-

zieht, sondern dass es noch Regionen bleiben. 

Aber es gibt etwas Vorgelagertes, und das sind 

die Teilmengen, aus denen die übertägig zu er-

kundenden Standorte entwickelt werden. 

Egal, ob und inwieweit wir endgültig zu einer 

Definition von Teilgebieten kommen und wie 

wir dahin kommen, gib es auf jeden Fall den 

Konsens, dass wir die Zwischenebene haben 

wollen, bevor wir zu den übertägig zu erkunden-

den Standorten kommen. 

Bevor wir zu den übertägig zu erkundenden 

Standorten kommen - als Beispielzahl sechs -, 

können es wir schwerlich als Regionalkonferen-

zen institutionalisieren, weil 20 bis 25 Regional-

konferenzen einfach nicht darstellbar sind; das 

ist zu viel. Deshalb kam der Gedanke auf, dass 

wir in irgendeiner Weise Teilgebiete identifizie-

ren und dass aus diesen Teilgebieten heraus 

dann eine Teilgebietskonferenz entsteht. Damit 

wir vor allem die schnellen Leser nicht völlig 

überfordern, haben wir uns entschieden, in dem 

Papier davon zu sprechen, dass es immer Rat der 

Regionen heißt, wenn gleich es auf der ersten 

Stufe faktisch eine Teilgebietskonferenz und erst 

später ein Rat der Regionen ist.  

Das ist eine Kurzdarstellung eines Ausschnitts. 

Noch nicht abschließend geklärt ist die Frage: 

Wie setzen sich die Regionalkonferenzen zusam-

men? Nach welchen Modi delegieren sie in den 

Rat der Regionen? Zunächst einmal geht es da-

rum: Bleiben wir dabei und können Sie mitge-

hen, dass es aus der Fusion der Diskussion in der 

AG 1 und dieses Regionen-Workshops nicht nur 

Regionalkonferenzen dann gibt, wenn Regional-

konferenzen gebildet werden können, sondern 

dass es einen Rat der Regionen gibt, - der in 

Schlagworten - mehr die Gemeinwohlorientie-

rung hat, und dass dieser Rat der Regionen wie-

derum aus den geschilderten Gründen, dass es 

nicht 20 bis 25 Regionalkonferenzen geben kann, 

zunächst einmal Teilgebietskonferenz ist, sodass 

in dem Text dann immer „Teilgebietskonferenz 

bzw. ‚Rat der Regionen‘“ steht.  
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Die Frage an die AG 1 lautet also: Schaffen wir 

ein Gremium, das Rat der Regionen ist und da-

mit über der regionalen Betroffenheit eine Gre-

mienstruktur darstellt, die eher dem gerecht 

wird, Gemeinwohlbelange und Regionalbelange 

zusammenzubringen?  

Der Vorschlag der Rat der Regionen kommt übri-

gens aus dem Regionen-Workshop und wurde 

hier erst einmal auch aufgegriffen wurde.  

Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich unterstütze 

diesen Rat der Regionen; das hatte ich letztes 

Mal schon kundgetan. In den Rat der Regionen 

werden jedoch letztlich vielleicht zwei bis drei 

Vertreter der Regionalkonferenzen oder der Teil-

gebietskonferenzen geschickt. Das unterstütze 

ich. 

Ich unterstütze im Wesentlichen auch das, was 

Sie gerade gesagt haben, aber ich bitte noch ein-

mal um Klärung des Unterschieds zwischen Re-

gionalkonferenzen und Bürgerversammlungen. 

Das sehe ich noch nicht so. Im Standortauswahl-

gesetz steht „ Bürgerversammlungen“. Ich 

glaube, das steht nur darin, weil es ein Begriff 

ist, der in Deutschland so bekannt ist, und den 

hat man hergenommen. Aber man sich, glaube 

ich, nicht näher Gedanken darüber gemacht, wie 

die Bürgerversammlungen aussehen sollen. Das 

ist für mich nur ein Platzhalter.  

Wenn jetzt Regionalkonferenzen konzipiert wer-

den, was ich ebenfalls unterstütze, dann entfal-

len für mich die Bürgerversammlungen; denn 

das, was in den Bürgerversammlungen beraten 

wird, wird doch dann wesentlich formalisierter 

in den Regionalkonferenzen beraten. Die Regio-

nalkonferenzen sollen eigene Geschäftsstellen 

bekommen, sodass sie wesentlich handlungsfähi-

ger sind als Bürgerversammlungen.  

Deswegen habe ich die Bitte, dass die Abgren-

zung zwischen Regionalkonferenzen und Bürger-

versammlungen geklärt wird, bzw. nach meiner 

Sprechweise: Wenn wir Regionalkonferenzen ha-

ben, können Bürgerversammlungen entfallen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Sommer, 

bitte. 

Jörg Sommer: Wir sind schon mittendrin in dem, 

was ich befürchtet habe. Wir müssen die Rollen 

klären. Unabhängig davon, ob es Rat der Regio-

nen, „Regionalkonferenz“ oder „Bürgerversamm-

lung“ heißt: Organisieren sie die Beteiligung vor 

Ort, oder ist das die Beteiligung? Koordinieren 

sie das? Sind sie Anwalt der Bevölkerung? Sind 

sie Treiber? Sind sie die Evaluatoren? Können 

sie also kritisch prüfen? Ist das ihre Funktion, o-

der ist es das alles zusammen? Wenn ja, wem 

nehmen sie dann vielleicht noch die Funktionen 

weg, der sie auch für sich beansprucht? Das sind 

die Fragen, die wir klären müssen.  

Der Name ist in der Tat erst einmal nur ein Platz-

halter. Aber inhaltlich weiß ich noch nicht, wie 

wir das gefüllt bekommen sollen. Ich warne da-

vor, es nicht ganz klar auszudifferenzieren. An-

sonsten haben wir später die Probleme, die wir 

anderswo auch haben. 

Beim Rat der Regionen wird es vielleicht noch 

am einfachsten sein, weil er sich letztlich aus ei-

ner Aufgabe der Kommunikation und Koordina-

tion dessen speist, was in der regionalen Beteili-

gungsstruktur vorgesehen ist. Aber die Frage ist, 

was da konkret passieren soll und wer da welche 

Funktionen hat. Es ist nicht nur die Frage, wer 

da hineinkommt, sondern was für ein Recht und 

was für eine Pflicht dieses Gremium hat. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Dazu hat Herr Ha-

gedorn schon Vorschläge gemacht. In den Punk-

ten 6.4.1 bis 6.4.7 sind die verschiedenen Gre-

mien genannt, und auf dieser Grundlage kann 
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man schon diskutieren. Da steht auch etwas zur 

Regionalkonferenz. Das sollten wir als Diskussi-

onsgrundlage nehmen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. Ich 

würde bitten, dass wir zumindest am Beispiel 

diesen Fragen nachgehen. Der Rat der Regionen 

hat, wie Herr Kudla sagte, eine Anzahl von Auf-

gaben. In meiner Einführung wollte ich aber 

nicht alles auf einmal sagen.  

Ich will jetzt aber auf eine Sache eingehen, um 

sie dann zu verschieben. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Wäre es nicht sinnvol-

ler, erst einmal die Redeliste abzuarbeiten und 

dann vielleicht noch mal zusammenfassend da-

rauf einzugehen? 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Es ist die umge-

kehrte Frage, ob ich auch auf Herrn Kudla ant-

worten soll. Gut. Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich muss gestehen, ich habe 

im Moment Probleme, der Diskussion zu folgen. 

Das hängt damit zusammen, dass ich mich in der 

Tat langsam von den Begriffen überfordert fühle, 

weil wir die Bälle jetzt sozusagen vor dem geisti-

gen Auge spielen müssen und sagen müssen: Wo 

befinden wir uns im Prozess? Welches Gremium 

stellen wir uns vor? Wo kommt das her? Wer de-

finiert das? Welche Rolle könnte das haben? Und 

das alles ganz speziell auch noch im Kontext des 

Nachprüfrechts. Ich wäre fast geneigt, zu sagen: 

Ich bin raus. Das möchte ich aber nicht, sondern 

ich möchte wieder hereinkommen und ringe 

jetzt nach einer Methode, wie wir in der Diskus-

sion an dieser Stelle weiterkommen können. 

Ich bin doch sehr stark bei Herrn Sommer, dass 

wir nicht daran vorbeikommen werden, zu sa-

gen: Welche Akteure werden auf Bundesebene, 

auf regionaler Ebene und auf Standortebene wel-

che Rolle spielen? Die AG 1 sollte sich Arbeits-

hypothesen zurechtlegen und sagen, es gibt zwar 

Begriffe im StandAG, die zum Beispiel „Bürger-

versammlung“ heißen, aber die vergessen wir 

jetzt mal und ersetzen sie durch „Wahlbevölke-

rung“   oder was auch immer. Jedenfalls müssen 

wir uns jetzt irgendwie mal nach vorne robben 

und das einsortieren.  

Wir sollten vielleicht noch eines festhalten. Herr 

Gaßner, Sie haben einen ganz wichtigen Punkt 

vom Prozess her genannt. Wir müssen im Hinter-

kopf einen Prozessablauf haben, der leider noch 

nicht mit der AG 3 abgestimmt ist, diese erste 

Stufe. Wir gehen jetzt davon aus, dass es tatsäch-

lich so ist, dass wir nach der Negativkartierung - 

da haben wir wahrscheinlich inhaltlich noch ei-

nen Unterschied, aber den will ich jetzt nicht 

breittreten - 20 und 30 Teilgebiete haben, die wir 

„Teilgebiete“ nennen, und das ist der erste Auf-

setzpunkt für die Bürgerbeteiligung. Dann stellt 

sich natürlich die Frage: Wer kommt denn da in 

Eingriff? Wer benennt sie denn? Ist das schon re-

levant für das Nachprüfrecht?  

Vielleicht erinnern Sie sich an meinen Vor-

schlag. Es ist sehr wenig, was bis dato angewen-

det worden ist. Deswegen argumentiert auch die 

AG 3, dass es sich noch nicht lohnt, die ganze 

Republik damit zu befassen, weil wir gerade ein-

mal die Negativkartierung, Ausschlusskriterien 

und Mindestanforderungen gemacht haben. Was 

wollen wir denn den Leuten alles erklären? Es ist 

ganz wichtig, an dieser Stelle eine Vorstellung 

davon zu entwickeln: Ist das schon ein für das 

Nachprüfrecht relevanter Punkt? Aus meiner 

Sicht nicht; es ist viel zu früh. Bei der nächsten 

Phase kann man darüber reden. Hier ist aber 

schon in den Prozess eingebaut, dass ein Nach-

prüfrecht kommt. Dann stellt sich automatisch 

die Frage: Wer macht das denn? Wo kommt es 

her?  
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Ich ringe mit dem Vorschlag: Wie kommen wir 

da tatsächlich weiter? Ich könnte mir vorstellen, 

dass wir noch einmal den Prozess als Arbeitshy-

pothese nehmen. Es gibt nach der Definition, 

nach der Negativkartierung einen ersten Aufsatz. 

Das ist unser Prozess, und der Rest erklärt sich 

von selbst. Diesbezüglich gibt es keinen Dissens. 

Es soll ein Nachprüfrecht geben. Darüber haben 

wir jetzt noch nicht gesprochen. Dazu ist im Text 

einiges gesagt, was ich als Konsens empfinde. Es 

soll ein Nachprüfrecht sein, das den Prozess 

nicht zum Erliegen bringt und das klar definierte 

Nachprüfaufträge generiert.  

Das waren Dinge, die ich für mich als wesentli-

che Elemente mitgenommen habe. Strittig war 

noch: Wer löst dies aus? Das wäre ein Punkt, den 

wir noch als offen festhalten. Wenn wir bei die-

ser Frage sind, müssen wir das Nachprüfrecht 

zur Seite legen und müssen uns mit den potenzi-

ellen Auslösern - sprich: mit den verschiedenen 

Gruppierungen - beschäftigen.  

Wenn Sie mit meinen Ausführungen zum Pro-

zess einverstanden sind, die Arbeitshypothese 

noch mit der AG 3 zu verifizieren, den Elemen-

ten des Nachprüfrechts, die wir gemeinsam ver-

abschiedet haben oder gemeinsam so sehen kön-

nen. Noch einmal: Es darf den Prozess nicht zum 

Erliegen bringen. Es muss ein inhaltlich ausge-

prägt zu definierendes Nachprüfrecht sein. Am 

besten sollte es auch noch den organisatorischen, 

zeitlichen Rahmen beschreiben, aber das können 

wir später noch machen.  

Die Frage lautet: Wer löst das denn aus in diesem 

so definierten Prozess? Dann müssen wir uns 

jetzt mit den potenziellen Akteuren beschäftigen 

und sagen: Bundesebene, Regionalebene, Stand-

ortebene - wer kommt dort in Frage? Wir müssen 

das Ganze also gemeinsam durchdeklinieren.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Frau Kotting-Uhl, 

bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Herr Jäger, ich finde 

nicht, dass Sie zu dem, was Sie selber gerade be-

klagt haben, jetzt nicht selber noch beigetragen 

hätten, indem Sie das, worüber wir gerade disku-

tieren, noch ausweiten. Aber ich will schon ein-

mal ankündigen, dass ich das vielleicht auch ma-

chen werde. 

Wir haben den Begriff der Regionalkonferenzen 

doch aus der Schweiz mitgebracht; das ist meine 

Interpretation. Man nennt das dort so. Wir haben 

damals allerdings gesagt, wir wollen keine von 

öffentlichen Ämtern und Verwaltung besetzte 

Struktur haben, sondern wir wollen die Bürger-

nähe haben. Natürlich werden die Regionalkon-

ferenzen die Vertretung der Bürger in den Regio-

nen sein. Der Rat der Regionen hat die Aufgabe, 

das Nimby-Prinzip in gewisser Weise außer Kraft 

zu setzen, weil sich dort alle Regionalkonferen-

zen gemeinsam auf Entscheidungen verständigen 

müssen. Das ist die gute Botschaft. Die haben 

also alle eine Stimme, aber das Nimby-Prinzip 

wird sozusagen außer Kraft gesetzt und hoff-

nungsvoll ersetzt durch Argumente der Vernunft.  

Für mich stellt sich jetzt die Frage: Wann geht 

das los? Dass die Beteiligung von Anfang an da 

ein Muss, davon war ich immer eine starke Be-

fürworterin. Man hat die 20 bis 30 Teilgebiete, 

und dann muss die Beteiligung starten. Das heißt 

für mich aber nicht, wie es jetzt im Papier steht: 

Dann machen wir schon mal ein Referendum. 

Das halte ich, ehrlich gesagt, für irre gefährlich. 

(Zuruf: Das steht da jetzt aber gar nicht drin!) 

Natürlich steht das drin: Sollen in den Regionen 

A, B, C, D, E und F. Nein, da steht, das sind über-

tägige Erkundungen an dem Beispiel, das ich ge-

rade habe. Aber es steht. Da bin ich mir jetzt 

ziemlich sicher, doch. Ich meine nicht in der 

Zeichnung, sondern im Text. Also gut, wenn 

sich alle einig sind, dass es von Anfang an nicht 

geht, dann ist es egal, ob es drinsteht oder nicht. 
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Dann nehme ich auch gerne zur Kenntnis, dass 

es nicht drinsteht. Ich meinte, gelesen zu haben, 

dass man es gleich zu Beginn macht.  

Aber ich will trotzdem noch ausführen, was ich 

meine, was Beteiligung in dieser ersten Phase 

sein muss. In dieser ersten Phase muss es doch 

darum gehen, sich Sachverstand zu erarbeiten, 

schon mal Experten hinzuzuholen, Meinungsbil-

dungsprozesse in Gang zu bringen usw. Deswe-

gen kann auf keinen Fall zu Beginn ein Referen-

dum stehen, weil die Debatte erst starten muss. 

Es muss erst einmal ein Sich-Auseinandersetzen 

auch mit der Materie stattgefunden haben. Es 

kann nicht jemand etwas entscheiden, der dann 

einen Wust von Entscheidungsgrundlagen be-

kommt und sich von jetzt auf gleich eine Mei-

nung bilden soll. Ich glaube, das ist ein Prozess, 

den man erst einmal in Gang setzen muss. 

Zusätzlich finde ich, dass es nicht geht, dass der 

Rat der Regionen in der ersten Phase vom BfE 

eingesetzt wird, weil die Regionalkonferenzen 

noch nicht vorhanden sind. Nein, das geht nicht. 

Der Rat der Regionen kann nur aus den Regionen 

entsendet werden. Wir können nicht erst einmal 

einen Rat der Regionen installieren, der von ei-

ner Behörde eingesetzt wurde, und nachher sa-

gen: „So, Jungs und Mädels, jetzt schicken die 

Regionen die, und jetzt tauschen wir euch mal 

alle aus.“ Dann ist der Prozess bereits auf der fal-

schen Spur. Es muss die regionale Entscheidung 

sein, wer diesen Rat bildet, und das kann nur 

von den Regionalkonferenzen kommen. Deswe-

gen kann der Rat der Regionen nur nach den Re-

gionalkonferenzen entstehen und nicht vorher.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich würde gerne 

den Faden halten, dass wir jetzt vergleichsweise 

konkret diskutieren. Das würde bedeuten, diese 

Fragen, die Frau Kotting-Uhl aufgeworfen hat, zu 

behandeln. Ich würde anschließend, wenn es 

passt, noch einmal etwas zu der Frage Regional-

konferenz/Bürgerversammlung sagen wollen. 

Wir hatten es bewusst als einen gesonderten Ta-

gesordnungspunkt gefasst.  

Deshalb lautet meine Frage jetzt: Wenn wir ein 

gemeinsames Verständnis davon haben, dass es 

Regionalkonferenzen als Vertretung derjenigen 

geben kann, die in einer Region aktiv sind - ich 

sage es jetzt mal sehr allgemein -, und wir das 

Verständnis haben, dass es auch sinnvoll ist - 

Frau Kotting-Uhl hatte es mit „Nimby“ bezeich-

net - noch eine andere Struktur zu haben, näm-

lich einen Rat der Regionen, dann haben wir 

diesbezüglich einen weitgehenden Konsens.  

In der Struktur, die uns vorliegt, geht es um die 

Frage: Wie könnten wir gewährleisten, dass eine 

noch sehr breite Struktur von 20 bis 30 Teilge-

bieten in der Arbeitshypothese, dass 20 bis 30 

Regionalkonferenzen nicht einberufen werden 

können, das wir trotzdem zu einer Teilgebiets-

konferenz kommen? Da gibt es die eine Überle-

gung, die Frau Kotting-Uhl angestellt hat, das 

vom BfE einsetzen zu lassen und auf der Strecke 

auszutauschen. Das ist unschön, um es mal so 

untechnisch zu nennen. Die andere Überlegung 

war die: Wie bekomme ich in einer Phase, wo 

ich keine Regionalkonferenzen habe, einen Start-

punkt? Da ist momentan ein Vorschlag der, den 

Frau Kotting-Uhl jetzt nicht gutfindet, den wir 

aber einfach diskutieren sollten. Er ist nicht er-

wachsen, weil er so gut ist, sondern er ist aus der 

Überlegung erwachsen: Wie gehe ich damit um, 

dass ich Teilgebiete habe, in denen ich noch 

keine Unterstruktur, keinen Unterbau habe? Da 

war die Überlegung, dass es das BfE sein könnte. 

Dazu würde ich gerne noch ein paar Beiträge hö-

ren, denn das ist, wenn man so will, ein erster 

Knackpunkt, zu dem es noch keine Ergebnisse 

gibt, sondern nur einen ersten Vorschlag.  

Herr Geßner, bitte. 

Michael Geßner: Vielen Dank. Ich schließe mich 

Frau Kotting-Uhl an. Gerade dieser Umbruch, 
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der dann stattfinden müsste, dass man es dann 

aus der Region anschließend legitimiert und 

dann austauscht, kann das Verfahren schon sehr 

früh in ein schlechtes Licht rücken.  

Meine ursprüngliche Frage war, was denn der 

Anlass dafür war, es jetzt so zu machen. Aber 

das haben Sie gerade schon erklärt. 

Ich sehe das Problem, würde aber gerne der Dis-

kussion erst einmal ein bisschen folgen, damit 

wir vielleicht zu einer anderen Art Lösung kom-

men. Ich kann durchaus verstehen, dass am An-

fang mit dem ersten Start in diese Diskussion aus 

Teilgebieten heraus etwas schwieriger Repräsen-

tanten gefunden werden können. Aber dafür 

habe ich jetzt auch noch keine Lösung. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Fuder, bitte. 

Michael Fuder: Das ganze Prozedere soll doch 

dem dienen, dass die Entsorgung einerseits eine 

möglichst gute Qualität bekommt und dass zwei-

tens in der Bevölkerung eine hohe Akzeptanz 

bzw. Toleranz für die Lösung entsteht. Vor die-

sem Hintergrund ist es aus meiner Sicht ausge-

schlossen, dass eine Bundesbehörde inklusive 

möglicherweise noch - ohne es jetzt genau zu 

wissen und überhaupt darstellen zu können; das 

weiß wahrscheinlich noch keiner - der notwen-

digen personellen historischen Verquickungen, 

die damit einhergehen, diesen Prozess managt, 

weder beruft, noch Trägerschaft ist noch sonsti-

ges. Wenn wir in diese Richtung gehen würden, 

wäre das sozusagen der Tod dieses Beteiligungs-

prozesses, zumindest in Bezug auf die Ziele, die 

ich eben - hoffentlich besteht darüber Konsens - 

noch einmal dargestellt habe. Das funktioniert 

nicht.  

Die Trägerschaft muss aus meiner Sicht neutral 

sein. Die Berufung muss anders laufen, als dass 

es durch eine Bundesbehörde passiert. Wenn 

überhaupt, muss irgendwie eine andere Form 

von Wahllegitimation bestehen. Die Ideen müs-

sen von unten kommen. Sie können meinetwe-

gen noch von oben bestätigt werden, zum Bei-

spiel mit Vorschlagsrechten. Aber keinesfalls in 

der Form, dass Munition gegeben wird, zu sagen: 

Okay, das ist jetzt wieder genau das, was wir von 

der Vergangenheit kennen. Dann kommt der 

Staat mit seinen Behörden inklusive der Verqui-

ckungen. Die machen das, und wir sind Staffage. 

Auf die Art wäre es das Ende vor dem Anfang. 

Aber dahin werden wir ja nicht kommen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Zu Beginn haben 

wir Teilgebiete. Ein Teilgebiet kann aus meiner 

Sicht zwischen fünf und 15 Landkreise umfas-

sen. Das würde ich jetzt einfach mal so einschät-

zen. Wer wären jetzt zunächst einmal die ersten 

Ansprechpartner? Das BfE könnte so etwas orga-

nisieren, aber die Ansprechpartner sollten wir 

erst einmal vorgeben. Die ersten Ansprechpart-

ner wären für mich zunächst die politisch legiti-

mierten Vertreter, zum Beispiel die Landräte. Die 

sollten und müssen meiner Ansicht nach auf je-

den Fall angesprochen werden. Dann sollten wir 

es vielleicht den Landräten überlassen, dass sie 

eine Art Gremium aus zwei bis vier Leuten pro 

Landkreis - vielleicht auch nur aus ein bis zwei 

Leuten - zusammenstellen, und das sind dann 

die Vertreter in den entsprechenden Teilgebie-

ten. Aber erste Ansprechpartner wären für mich 

zunächst einmal die Landräte. 

Ralf Meister: Eine kurze Replik auf die Äußerun-

gen, die, ähnlich wie Herr Jäger es gesagt hat, 

vorhin eine gewisse Diffusion in der Debatte aus-

lösten. Ich fragte mich dann beim Blick in die 

Runde, wer von uns eigentlich hervorragend 

Blindschach kann. Ich kann es nicht. Ich kann 

ganz gut Schach spielen. 

Die Komplexität zu überschauen - da wäre die 

Antwort an Herrn Sommer: Eine Komplexität zu 
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überschauen, die man auch nicht dadurch löst, 

indem man ausschließlich die Beauftragung, 

Mandatierung, Legitimationstiefe und Wirkungs-

weise von einzelnen Akteuren beschreibt. Wir 

beschreiben ein Prozessgeschehen. Das heißt, 

auch das muss die Komplexität schaffen - das ist 

die Beschreibung, die Sie vorschlagen - die übri-

gens rudimentär - muss man ja sagen -, in den 

Punkten enthalten ist, dass sie immer auf den 

Prozess bezogen bleibt. In diesem Prozessgesche-

hen werden sich Wirkungsweisen, Mandatierun-

gen, Legitimationen und auch Wirkungsdauer 

permanent verändern.  

Das heißt, jetzt zu sagen, das sollen die - dann 

sind wir im zweiten Schritt, wenn wir sie defi-

nieren, schon immer prozessual. Das muss man 

dann aushalten. Das versucht, in diesen Bruch-

stücken im Fragment auch dieses Papier.  

Meine Zustimmung in der Problematisierung 

von Phase Ia. Ich bin jetzt auf Seite 14, wo es tat-

sächlich darum geht, wie der Vorschlag ist, dass 

der Rat der Regionen zusammengestellt wird. Ich 

kann weit folgen, Herr Fuder. Ich finde nur, dass 

wir zum Beispiel auch an dieser Stelle sofort fra-

gen: Wie haben wir die Position, die wir in der 

letzten Sitzung explizit festgehalten haben, ob 

Nachprüfrechte oder nicht, aber dass es an die-

sem Schritt die erste Beteiligungsform geben 

muss. Dieser Schwarze Peter ist für uns immer 

noch in der AG 3. Da müssen wir absichern: Wie 

gelingt uns das? Wie machen wir das fest, wenn 

wir auf Seite 14 oben neu beschreiben? Auch so, 

wie Sie es fordern, Frau Kotting-Uhl. Wie ma-

chen wir fest, dass unsere Position an dieser 

Stelle nicht ins Wanken gerät? 

Mein Vorschlag für das Verfahren insgesamt 

wäre, durchaus Herrn Sommer folgend, in die-

sem Bereich des Textes, der mit 6.4 aufgeschlos-

sen wird und die Akteure beschreibt, weiterzuar-

beiten, sich die Sachen konkret anzugucken und 

daran ergänzend beschreiben bzw. skizzieren, so-

dass ein nächster Entwurf das präziser benennt, 

und das nicht ohne Berücksichtigung des perma-

nenten Prozesses, in dem sich manches noch 

wandeln wird.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Becker, 

bitte. 

Thorben Becker: Auch zu diesem Punkt „Phase 

Ia“ und zu der Frage: Wer benennt ein Regional-

gremium? Was ist der Sinn, wenn wir sagen, wir 

wollen diese Phase Ia einführen? Das eine ist, 

dass die Auswahl dieser Teilgebiete/Regionen 

transparent erfolgt. Das ist aus meiner Sicht der 

eine Punkt. Der zweite Punkt ist, dass es dann 

diese Region gibt, mit denen man dann den 

Schritt zur Auswahl der Standorte - oder wie 

auch immer das heißt - zur übertägigen Erkun-

dung begleiten kann und die in diesem Prozess 

auch Rechte haben. Das ist für mich sozusagen 

das Entscheidende, warum man diese Phase Ia 

einführt. 

Nicht so entscheidend finde ich es jetzt tatsäch-

lich, konkret zu definieren, welche Rechte Regio-

nen in der Phase Ia haben. Das Entscheidende ist 

vielmehr, dass das transparent ist und dass sich 

jede Region, die will und die sich betroffen sieht, 

in diesen Prozess einbringen kann. Wenn ich es 

richtig verstehe, ist in dieser Phase nicht vorge-

sehen, dass den Regionalvertretern ein formelles 

Recht im Sinne von Rücksprung im Verfahren 

eingeräumt wird. Wenn ich kein formelles Recht 

einräume, dann muss ich, glaube ich, auch nicht 

formell klären, wer da eigentlich sitzt. Das Ent-

scheidende ist für mich tatsächlich durch die 

Einführung Ia Transparenz und ein verbindli-

ches Ergebnis, mit dem ich weiterarbeiten kann.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich bleibe jetzt 

erst einmal nur bei dem Rat der Regionen auf der 

Ebene der Teilgebiete und merke, dass diese 

Überlegung der Vereinfachung, immer vom Rat 
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der Regionen zu sprechen, eigentlich ein Stück 

weit zu Missverständnissen führt. Wie wir jetzt 

gemeinsam herausgearbeitet haben, sind wir auf 

der Ebene der Teilgebiete. Wir haben diese Über-

legung auch angestellt, dass wir das in die Hände 

der Landräte geben, und sind zu keinem ver-

nünftigen Zwischenergebnis gekommen, weil 

man ein bestimmtes Vorurteil hat, dass Landräte 

auch nicht gerade auf Konsenslinie sind, wenn 

es darum geht, repräsentative Gremien zu beset-

zen. Das ist eine Problematisierung, aber noch 

kein Nein. Ich kann ein Nein auch nicht ausspre-

chen.  

Wer würde dann wiederum definieren, wie sich 

so ein Teilgebiet erstreckt und welcher Landkreis 

von diesem Teilgebiet noch erfasst ist? Mit der 

Überlegung von Simic/Hagedorn, dass wir für 

den Begriff der betroffenen Regionen - ich 

wechsle jetzt die Ebene - nicht einen geologi-

schen Begriff nehmen, sondern sagen, das ist ein 

Region, die geologisch identifiziert ist, und dann 

brauchen wir einen Betroffenheitsring. Diese Be-

troffenheit insgesamt ist dann die Regionalkonfe-

renz.  

Wenn ich das wieder nach oben überlege auf das 

Teilgebiet, ist es so, dass zumindest jemand defi-

nieren müsste, wie groß das Teilgebiet ist. Das ist 

noch nicht der Weisheit letzter Schluss und aus 

meiner Sicht nicht die Emphase. Es geht wirk-

lich nur um einen einzigen Schritt. Es ist selbst-

verständlich, dass das nicht behördlich einge-

setzt, sondern dass es von der Regionalkonferenz 

gemacht wird. Es geht jetzt wirklich um die 

Frage bei den Teilgebieten: Wie schaffen wir es, 

eine Struktur vorzuschlagen, die auf der anderen 

Seite - das hatte Herr Meister gerade angespro-

chen - nicht dazu führt, dass uns von der Kom-

mission vorgehalten wir: Da seid ihr so unbe-

stimmt. Da kommt ihr gar nicht zurecht. Wartet 

doch mal ab, bis wir die sechs übertägig zu er-

kundenden Standorte haben. Dann habt ihr 

Standorte und könnt euch von den Regionalkon-

ferenzen lösen.  

Wir müssen also Obacht geben, dass wir unser 

Grundergebnis instrumentell so umsetzen, dass 

es uns nicht wieder weggenommen wird. 

Deshalb noch einmal die Frage: Könnte man sich 

vorstellen, dass sich das informell zusammen-

setzt? Bleiben wir mal bei der Arbeitshypothese 

von Herrn Kudla, es sind zumindest im Betroffe-

nenring zehn Landkreise in einem Teilgebiet. 

Das sind 200 Landkreise in der Bundesrepublik. 

Das ist wahrscheinlich ein bisschen zu hoch. 

Nehmen Sie die Modellzahl also besser heraus, 

aber jedenfalls zehn Landkreise in einem Teilge-

biet. 

Sollen wir das im Beckerschen Sinne sich aus-

modeln lassen? Sollen wir es im Kudlaschen 

Sinne irgendwie über die Landräte lösen, in dem 

Sinne, dass dann im Gesetz steht, die in einem 

Teilgebiet befindlichen. Wir sind schon bei der 

Rollenverteilung. Oder macht man diesen Schritt 

nicht eher über die Frage: Hier ist ein Rechtsbe-

griff Teilgebiet, und die zweite Anforderung ist 

die, einen Betroffenenring einzubeziehen. Also 

macht das in der ersten Phase das BfE.  

Das sind jetzt drei Positionierungen. Herr 

Miersch, bitte. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Ich will an dieser 

Stelle noch einmal bei dem ansetzen, was ich am 

Anfang gesagt habe. Die Frage lautet: Welchen 

Punkt wollen wir hier setzen? Wir sind jetzt 

schon sehr detailliert in diesem ganz eigenen, 

kleinen Gebiet, und doch ist es so wichtig, denn 

ich glaube, der Punkt, der gerade besprochen 

wird, ist eigentlich die Kernfrage, die auch zu 

den ganzen Konflikten in den jahrelangen Ausei-

nandersetzungen vor diesem Suchprozess ge-

führt hat, nämlich die Frage: Welches Vertrauen 

haben wir eigentlich in gewählte Institutionen? 
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Welche Möglichkeiten geben wir, dass jenseits 

von gewählten Institutionen auch der Finger in 

die Wunde gelegt werden kann und Transparenz 

geschaffen werden kann?  

Deswegen würde ich als Abgeordneter des Deut-

schen Bundestags erst einmal sagen: Natürlich 

sind das die Landräte; dafür haben wir die ja. 

Das ist die kommunale Selbstverwaltung. Die 

werden sich einbringen. Der neue Impuls, den 

wir setzen müssen, ist der, dass es bei den Land-

räten nicht stehenbleiben darf. Ansonsten be-

komme ich all das, weshalb wir schon kritisch 

gesehen werden… Wir sind auch schon alle 

Teile des Systems; ich jedenfalls.  

Man muss die Möglichkeit eröffnen, dass sich 

das System in Frage stellt, um es einmal so auf 

den Punkt zu bringen. Ich finde, das muss an 

dieser Stelle gewährleistet sein, und diesen 

Punkt will ich setzen. Wie wir das machen, müs-

sen wir vielleicht noch einmal überlegen. Des-

halb muss man den Vorschlag Hagedorn eigent-

lich schon wieder breiter sehen, denn danach 

kommt die Wahlbevölkerung mit hinein, wo man 

sagen könnte: Wenn die Landräte Mist bauen, 

wird die Wahlbevölkerung das stoppen. Ich will 

aber kein Referendum, um das auch gleich zu sa-

gen.  

Also müssen wir zwischen diesen Dingen in ir-

gendeiner Form etwas entwickeln, was eine 

Schnittmenge gibt. Ja, die arbeitende Instanz, die 

auch gewählt und damit demokratisch legiti-

miert ist, aber im Sinne von Thorben Becker 

auch die Möglichkeit, dass auf Intransparenz 

hingewiesen wird, wenn sie denn da ist, und 

dass auch auf Alternativvorschläge eingegangen 

werden muss, selbst wenn diese Alternativvor-

schläge von nicht demokratisch legitimierten 

Gruppen in unserem eigentlichen Sinne gebracht 

werden. Ich glaube, es ist die eigentliche Heraus-

forderung, das in dieser Phase zu ermöglichen. 

Dann muss sich das BfE damit auseinanderset-

zen. Wenn da etwas unter den Tisch fällt, be-

kommt man im Zweifel durch das Begleitgre-

mium bzw. durch Öffentlichkeitsarbeit/Presse 

auch hier schon den Finger in die Wunde, wenn 

es denn eine Wunde ist.  

Ich hoffe, dass ich das deutlich genug ausge-

drückt habe.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich würde gerne noch ein-

mal auf den Vorschlag von Herrn Sommer zu-

rückkommen und ihn kräftig unterstützen, dass 

wir unabhängig davon, was wir jetzt diskutieren, 

vorbereitend für die nächste Sitzung eine Liste 

erstellen, auf die wir immer gemeinsam gucken 

können und sagen können: Welche Begriffe ha-

ben wir? Welche Rollen sind damit verbunden? 

Damit bereiten wir auch schon die Überleitung 

mit Blick auf das StandAG vor. Wenn wir das als 

Arbeitshypothese heute definieren, müssen wir 

das jetzt nicht tun. Ich will mich gerne daran be-

teiligen, Herr Sommer, wenn Sie es wünschen, 

dass eine solche Unterlage erstellt wird, die ein-

fach nur der Ergebnissicherung und am Ende 

auch der Transparenz dient.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wie würden Sie 

denn den Begriff Rat der Regionen mit Herrn 

Sommer definieren?  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja, aus unserer Diskussion 

gleich. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Das wollte ich 

fragen. Dann würden wir ja hier schon einen 

Baustein liefern.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja, selbstverständlich. 

Keine Sorge, das ist keine Parallelarbeit oder soll 
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kontraproduktiv sein, sondern es soll - im Gegen-

teil - unseren Prozess unterstützen. Jedenfalls 

wäre das meine Intention an der Stelle.  

Ich würde vielleicht noch ein Beispiel aufgreifen 

wollen. Herr Fuder hat - so habe ich ihn verstan-

den - eben einen ganz wichtigen Punkt erwähnt, 

den wir in der weiteren Diskussion gar nicht auf-

gegriffen habe; denn Sie haben die Rolle des BfE, 

die laut StandAG festgelegt ist, nämlich dass die 

BfE Träger des Beteiligungsverfahrens ist, in 

Frage gestellt. 

Michael Fuder: Ja. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Wir reden aber jetzt in Aus-

gestaltung dieser Rolle. Will heißen: Spätestens 

in dieser Sommerschen Matrix wird dann auch 

die Rolle des BfE im Kontext des Beteiligungs-

verfahrens entweder laut StandAG so verabschie-

det werden - Herr Fuder, dann ist das anders, als 

Sie es sich vorstellen -, oder wir modifizieren es 

und müssen es entsprechend anders ausfüllen. 

Ich will jetzt nur als Arbeitsinstrument noch ein-

mal empfehlen, dass wir uns damit befassen. 

Jetzt zu dem Prozess, in dem wir uns befinden. 

Ich gehe auch von der gemeinsamen Arbeitshy-

pothese im Prozess aus, dass wir nach der Nega-

tivkartierung 20 bis 30 Teilgebiete haben. Das ist 

jetzt unser Begriff. Ich würde mich dafür aus-

sprechen wollen, dass dann die Landräte gefor-

dert sind, diese Teilgebiete - übersetzt in kom-

munale Gebietskörperschaften oder wie auch im-

mer - zu adressieren, dass man sie also bittet, zu 

kommen bzw. zu delegieren, wen auch immer 

sie für relevant halten.  

Dann passiert Folgendes: Der Vorhabenträger 

trägt das Ergebnis des ersten Arbeitsschrittes vor. 

Das hat insofern einen gewissen exemplarischen 

Charakter. Das ist der Aufsetzpunkt, der Beteili-

gung und ist überschaubar, weil es nur Kriterien 

adressiert, die sehr gut nachvollziehbar sein 

müssten, weil sie in unserem Bericht schon be-

schrieben sind. Das sind die Ausschlusskriterien 

und die Mindestanforderungen. Das ist der eine 

Teil, und dann kommt natürlich ein ganz wichti-

ges Ergebnis heraus, nämlich: Es wird enthüllt, 

welche 20 bis 30 es sind, bzw. es ist vorher 

schon bekannt geworden, weil die Landräte 

schon angeschrieben worden sind. Darüber wird 

informiert. 

Jetzt käme aus meiner Sicht der entscheidende 

Schritt, ähnlich wie Herr Becker es eben ange-

sprochen hat. Es wird dann bis zur Einengung 

auf die obertätig zu erkundenden sechs Stand-

orte spannend sein. Das heißt, die Vertreter aus 

diesen Landkreisen, wie auch immer sie zusam-

mengesetzt sind - da sollten wir doch einen ge-

wissen Gestaltungsspielraum lassen -, sind ge-

halten, mit dem Design, das wir möglicherweise 

noch mit auf den Weg geben, Regionalkonferen-

zen zu entwickeln; denn wir müssen dann, ins-

besondere mit den sechs, die am Ende betroffen 

sind, weiterarbeiten. Wenn wir mit den sechs Er-

gebnissen kommen, wird es wichtig sein, Struk-

turen zu haben, mit denen man das diskutieren 

kann. Da werden sich 24 möglicherweise erleich-

tert wieder auflösen, aber die sechs müssen dann 

existent sein. Das heißt, wir haben dann den gro-

ßen Vorteil, dass wir in der Phase Ib, während 

der Vorhabenträger arbeitet, die Beteiligungs-

strukturen in Richtung Regionalkonferenzen auf-

bauen können. Das ist ein ganz wichtiges Ele-

ment dieser Teilgebietskonferenz. Das ist eine 

ganz andere Akzentuierung, als beispielsweise 

Nachprüfrechte ins Feld zu führen, die zum 

Glück nicht mehr Bestandteil sind.  

Das wäre aus meiner Sicht der Schwerpunkt die-

ser ersten Beteiligung, auch als offizieller Auf-

schlag der Bürgerbeteiligung. 

Im Übrigen dürfen wir nicht vergessen, dass in 

dieser Phase das nationale Begleitgremium na-

türlich von ganz zentraler Bedeutung ist. Dem 
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wir müssen wir gerade in diesem Kontext auch 

eine Rolle geben. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Aber nicht zu 

viele Gremien auf einmal, denn dann vergisst 

man welche. 

Bezüglich des Rats der Teilgebiete bitte ich die 

Nächsten mit zu berücksichtigen, dass der Vor-

schlag aus der Sicht von Herrn Hagedorn, Frau 

Simic und mir nicht nur Landräte wären. Aber es 

ist hier anders gefallen. Ich will das ausdrücklich 

markieren, weil wir in eine ähnliche Situation 

kommen wie bei dem Regionen-Workshop, die 

Frau Kotting-Uhl nicht so ganz goutiert hat, was 

aus meiner Sicht berechtigt ist. Würden die 

Landräte eingeladen werden, oder würden die 

Landräte eingeladen werden, Repräsentanten des 

Teilgebiets zu identifizieren, und dann wären 

Bürgerinnen und Bürger auch mit dabei? Der Rat 

der Regionen ist von denjenigen verstanden wor-

den, die eher aus der kommunalen Struktur kom-

men. Deshalb ist der Regionen-Workshop mo-

mentan eher ein - ich überspitze es jetzt - Land-

räte-Gremium als ein breiteres Gremium der Öf-

fentlichkeit. Sprich: Schon die Frage, wie wir die 

Einladung formulieren und wie wir den Regio-

nen-Workshop verstanden haben, ist ein in unse-

rem Prozess generiertes Abbild für die Frage: 

Würden dann von 20 Teilgebieten jeweils drei 

entsandt werden von dem Landrat/den Landrä-

ten und unter Ausschluss der Öffentlichkeit oder 

Einschluss der Öffentlichkeit? Das ist in dem 

Sinne auch wiederum nicht kleinteilig - deshalb 

bin ich dankbar für den Beitrag von Matthias 

Miersch -, weil wir natürlich an der Kante zwi-

schen förmlichen und nichtförmlichen Verfahren 

arbeiten. 

Ich werde dafür werben, dass aus den Regional-

konferenzen sicher nicht nur Landräte entsandt 

werden. Dafür bekomme ich sofort Zustimmung. 

Für den Rat der Regionen, wenn er von den Regi-

onalkonferenzen entsandt wird, werden es nicht 

nur Landräte sein, weil die Regionalkonferenzen 

breiter aufgestellt sind.  

Jetzt stellt sich die Frage: Würden wir für den ei-

nen Moment der Teilgebietskonferenz diese tat-

sächlich nur mit Landräten beschicken, oder 

würden wir nicht auch dafür eintreten, dass 

dann aus jedem Teilgebiet eine breitere Vertre-

tung besteht? Dann wäre es eine Nuance anders 

als es Matthias Miersch gesagt hat, denn man 

würde die Frage wieder aufwerfen: Würde es 

funktionieren, wie wir es uns vorgenommen ha-

ben, dass wir den Landräten den Hut aufsetzen 

und dass sie ein Gefühl dafür haben, wer ihr 

Teilgebiet repräsentiert? Das hat bei unserem ei-

genen Workshop unter Zeitdruck nicht funktio-

niert, teilweise auch wegen eines Missverständ-

nisses, wie sich dieser TeilRegionen-Workshop 

überhaupt aufstellen sollte. Der Ursprungsge-

danke war, dass die Landräte bestimmen, wer 

ihre Vertreter sind, sie müssen gar nicht selber 

dabei sein und auch nicht vertreten sein. 

Ich bitte die nächsten Redner, noch etwas zu die-

ser Facette zu sagen. Herr Miersch hatte vorge-

schlagen hat, in die Teilgebietskonferenz sollten 

Landräte entsandt werden. Er hat noch nicht ge-

sagt „nur Landräte“. Herr Fuder, bitte. 

Michael Fuder: Wir diskutieren wirklich klein-

teilig. Aber immerhin steckt dahinter jeweils ein 

grundsätzliches Ideenkonstrukt. Von daher weist 

es jeweils über das Detail hinaus.  

Erstens. Ich knüpfe einmal an das an, was Herr 

Becker gesagt hat. Wir werden eine Phase haben, 

wo sozusagen von unten so etwas wie eine Be-

nennung noch gar nicht richtig existiert, wo aber 

sehr wohl eine irgendwie regionale Beteiligung 

notwendig ist. Ich glaube, darin waren wir uns 

eben einig. Das ist eher informell, wie Herr Be-

cker auch sagte. Dementsprechend informell ist 

die Idee, das zu nutzen, was wir gerade informell 

schon haben. Wir haben nämlich drei Regionen-
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Workshops. Da ist eingeladen worden; da sind 

hundert Leute. Das ist nicht ganz so - ich 

schließe mich da Frau Kotting-Uhl an -, wie es 

hätte sein sollen. Dennoch: Es existiert informell 

immerhin. Das sind etwa Daumen hundert Leute 

aus der gesamten Bundesrepublik, die sich mit 

dem ganzen Thema inklusive Beteiligungsverfah-

ren und dem Prozess usw. schon intensiv be-

schäftigt haben.  

Ich frage mich: Warum sollte man nicht viel-

leicht dieses Format so lange auf dieser informel-

len Ebene weiterführen, bis formell überhaupt et-

was funktionieren kann, und zwar von unten? 

Das ist eine ganz pragmatische Idee. Wer das ab-

lehnt, den frage ich: Was ist denn die Alternative 

dazu? 

Zweitens, wenn es darum geht, etwas zu delegie-

ren: Ja, die Ländräte - ich finde, Herr Miersch hat 

es zutreffend gesagt - stehen auch immer schon 

in dem Verdacht, sie seien Teil des Systems, und 

zwar massiv. Gleichzeitig muss man aber sagen, 

Landräte bzw. Kreistage sind nun einmal die le-

gitimierten Gewählten. Insofern haben sie natür-

lich die höchste Legitimation, die es in der Re-

gion überhaupt gibt.  

Von daher, auch ganz pragmatisch - ich werde 

jetzt sehr kleinteilig, aber auch daran macht sich 

Idee wieder fest - : Ich hielte es für legitim, zu sa-

gen: Landkreise drei Delegierte, vom Kreistag zu 

beschließen. Da kann der Landrat Vorschläge 

machen, gar keine Frage. Von mir aus sogar noch 

mit der Maßgabe, maximal ein oder zwei Perso-

nen, die in diesem Kreistag sitzen. Auf diese Art 

wäre dann die Zivilgesellschaft zwangsweise mit 

dabei. Es wäre nicht nur die Person „Landrat“ - 

das würde ich keinesfalls machen, denn das ist 

viel zu individuell autoritär -, sondern wenn, 

dann dieses gewählte Gremium. Auf diese Art 

hätten wir vielleicht sowohl die Legitimation ge-

nutzt als auch das Ganze nicht auf einzelne Per-

sonen konzentriert. 

Ein letzter Hinweis noch. Ich hatte Herrn Som-

mer eben am Rande gefragt: Macht das hier über-

haupt Sinn? Ist es nicht besser, wenn man sich 

mit wenigen Leuten zusammensetzt? Er hat das 

aufgegriffen. Ich bin bereit in dieser kleinen 

Gruppe mitzuarbeiten, die etwas ganz Konkretes 

für das nächste Mal auf den Tisch legt. Ich 

denke, da muss man sich einmal für einen Tag in 

einer Klausur treffen, diskutieren und etwas als 

ganz konkreten Diskussionsvorschlag für das 

nächste Mal zu Papier bringen. 

(Unterbrechung von 13.10 Uhr bis 13.45 Uhr) 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wenn wir bitte 

fortfahren können, dann würde ich die unterbro-

chene Sitzung wieder aufnehmen wollen.  

Wir sind bei dem Themenfeld: Was haben wir an 

Regionalgremien? Wie weit haben wir in der ers-

ten Stufe Teilgebiete, die durch eine Teilgebiets-

konferenz repräsentiert sein könnten? Wir waren 

bei der Frage, wie die Einberufung dieser Teilge-

bietskonferenz stattfinden sollte, als exemplari-

sche Diskussion auch darüber: In welchem Ver-

hältnis werden die Repräsentanten eines Teilge-

biets oder einer Region durch die gewählten Ver-

treter abgebildet/vollständig abgebildet?  

Auf diese Frage hatten wir verschiedene Antwor-

ten. Die einen, die ein starkes Gewicht der Land-

räte sahen, die Zweiten, die ein stärkeres Ge-

wicht auch in der informellen Einberufung, in 

der informellen Zusammensetzung sahen, und 

die Dritten - das sage ich jetzt aber eher lustig -, 

die meinen, da könnten wir über eine Definition 

weiterkommen. Nach der Definition suche ich. 

Deshalb bitte ich erst einmal um den Wortbeitrag 

von Herrn Sommer. Frau Kotting-Uhl müssen 

wir zurückstellen, weil sie im Moment bei einer 

namentlichen Abstimmung ist.  

Jörg Sommer: Ich war eigentlich schon so weit, 

die Brandrede einzudampfen, die ich halten 
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wollte, aber jetzt haben Sie mich noch einmal 

provoziert, Herr Gaßner. Ich versuche, der Provo-

kation nicht zu erliegen. 

Ich wollte eigentlich noch einmal im Sinne eines 

Cetero censeo - wir brauchen einen Katalog der 

Rollenakteure und deren Interesse - auftreten, 

habe aber in der Pause beim Umzug aus persönli-

chen Feedbacks mitbekommen, dass es hier ei-

gentlich schon fast Konsens ist, dass wir so et-

was brauchen. Deshalb will ich jetzt nicht noch 

einmal vehement dafür werben.  

Im Gegenteil: Ich möchte bei diesem einen Punkt 

„Rat der Regionen“, der in der Phase Ia ein Rat 

der Teilgebiete sein wird, an dem wir gerade 

sind, noch einmal konkret dafür plädieren, ge-

nau diesen Punkt ein klein wenig entspannter zu 

sehen. Es gibt ganz andere zentrale Konfliktberei-

che. Hätten wir jetzt diesen Katalog der Rollen-

akteure vorliegen, würden wir sehr schnell eines 

merken - aber ich glaube, das ist auch gerade 

schon Konsens gewesen -: Es wäre völlig absurd, 

zu glauben, dass das BfE dieses Gremium benen-

nen könnte. Auf diese Idee kann man nicht 

ernsthaft kommen, wenn man sich anschaut, wer 

alles in diesem Beteiligungsverfahren als Akteur 

unterwegs ist. Es muss aus den Regionen heraus 

kommen. Anders gibt es überhaupt keine Legiti-

mierung.  

Wie das zustande kommt, da bin ich ein klein 

wenig entspannter, weil wir eines wissen müs-

sen: Zu diesem Zeitpunkt wird es in den Regio-

nen kaum Interessensgegensätze geben. Es wird, 

glaube ich, weder ein Landrat noch ein Bürger-

initiativvertreter noch ein Kreistagsmitglied - 

wer auch immer - aus irgendeiner Region nach 

Berlin zu diesem Rat der Regionen oder Rat der 

Teilgebiete mit dem festen Auftrag im Gepäck 

fahren: Ihr kämpft aber darum, dass der Standort 

zu uns kommt. Das wird nicht der Fall sein, son-

dern alle werden dort mit mehr oder weniger dif-

fusen oder konkreten Ängsten oder Sorgen antre-

ten. Das bedeutet, es ist auch eine Chance, dass 

sich bereits in den Regionen zu dieser Phase eine 

Sprachfähigkeit zwischen den unterschiedlichen 

Akteuren entwickelt, weil der Landrat und die 

anderen Akteure über politische Grenzen hinweg 

zu dem Zeitpunkt noch ein ganz ähnliches An-

liegen haben, nämlich herauszufinden, was da 

auf sie zukommt, und vielleicht auch schon mit 

einem Verhinderungsanspruch unterwegs sind. 

Das billige ich ihnen zu diesem Zeitpunkt durch-

aus schon zu.  

Mein Vorschlag wäre, zu sagen, es muss aus den 

Regionen heraus kommen. Schade, dass die Be-

richterstatter jetzt weg mussten. Ich bin da völlig 

bei Matthias Miersch, wenn wir sagen, wir soll-

ten auch zu diesem Zeitpunkt nicht so tun, als 

gäbe es keine verfassten Strukturen in unserer 

Republik. Ich sehe schon die Landräte/Kreistage 

als die entscheidenden Akteure an, die aber 

nicht unter sich und nicht aus sich heraus allein 

eine Delegation vornehmen, sondern die eventu-

ell so etwas vornehmen können, dass man sagt… 

Ich weiß nicht, über wie viele Personen wir pro 

Region reden. Von mir aus sind es drei Personen, 

von denen einer aus diesem Gremium/Landrat 

sein sollte und zwei nicht in diesem Gremium 

vertreten sein sollten - als Beispiel -, aber durch-

aus durch dieses Gremium benannt, ganz offen 

und transparent, und nicht wie wir es in der 

Schweiz mitbekommen haben, dass der Bürger-

meister seinen Nachbarn mittags anspricht und 

sagt: „Willst du nicht mitkommen?“ Das natür-

lich nicht. Aber ich sehe diesen Prozess, wenn 

wir es so herum machen, eher als Chance denn 

als Risiko, sehr früh Sprachfähigkeit innerhalb 

der regionalen Vertreter herzustellen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gut. Ich glaube, 

dazu gibt es jetzt momentan nur Details. Die 

würde ich jetzt wiederum als zu kleinteilig anse-

hen, wenngleich sie auch gelöst werden müssen. 
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Es ist dann nämlich die Frage: Wer würde gege-

benenfalls ein Teilgebiet definieren in dieser 

Struktur, von der ich vorhin einmal sprach, sie 

sollte nicht nur geologisch sein, sondern sie 

sollte einen Betroffenheitsring darstellen? Wie 

man das macht, sollten wir jetzt nicht weiter ver-

tiefen. Ich glaube, bis zu diesem Punkt haben wir 

jetzt einen Konsens, dass es eine Teilgebietskon-

ferenz geben sollte, die sich möglichst aus ihren 

eigenen Strukturen heraus bildet.  

Dazu lautet jetzt der Vorschlag, dass das der 

Kreistag machen soll, wenn es denn gelingt - das 

will ich jetzt nicht in Frage stellen, sondern nur 

als Frage im Hinterkopf behalten -, eine Teilge-

bietsdefinition vorzugeben, in deren Rahmen 

sich dann wiederum alle betroffenen Landkreise 

beteiligen und Vertreter entsenden.  

Jedenfalls lautet der Vorschlag jetzt - ich glaube, 

er trifft momentan als Arbeitshypothese auf 

breite Zustimmung -, dass die Delegation in der 

ersten Stufe der Teilgebietskonferenzen aus den 

Kreistagen/Stadtverordnetenversammlung erfol-

gen soll. Wir wollen hier jetzt kein Kommunal-

recht machen. Das hat, wie gesagt, momentan 

nur den einen kleinen Haken. Das war auch der 

Grund, weshalb Herr Hagedorn, Frau Simic und 

ich noch einen Moment überlegt haben; wir ha-

ben allerdings bei weitem nicht so lange disku-

tiert, wie wir heute hier diskutiert haben, weil 

wir ein bisschen unsicher waren, ob es gelingen 

wird, die Teilgebietsdefinition so vorzunehmen, 

dass es da nicht irgendeines Inputs bedarf. Das 

sollten wir aber jetzt nicht weiter vertiefen. Das 

nehmen wir erst einmal so mit. Herr Kudla, bitte.  

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich möchte noch 

kurz auf einen Punkt hinweisen. Wir haben ge-

sagt, pro Teilgebiet etwa drei Vertreter. In einem 

Teilgebiet sind aber nicht nur ein Landkreis, son-

dern wahrscheinlich drei bis fünf. Das heißt, von 

fünf Landkreisen müssen drei Vertreter gewählt 

werden, und sie müssen untereinander ausma-

chen, wen sie wählen. Das ist noch ein wichtiger 

Punkt.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich sage es jetzt 

ein bisschen lustig: Wenn ich Ihnen das gesagt 

hätte, hätte es so ausgesehen, als wolle ich unnö-

tig problematisieren. Ich sehe genau das Prob-

lem. Herr Fox, bitte. 

Andreas Fox: Auch noch ein Detail zur Delega-

tion. Wir sollten uns dabei durchaus auch auf 

den aktuellen Gesetzestext beziehen, wo ganz 

konkret drinsteht: „unter Beteiligung regionaler 

Bürgerinitiativen“, was die regionalen Begleit-

gruppen, wie sie da noch stehen, angeht. Das ist 

durchaus eine Konkretisierung dahingehend, 

dass es über diese Kreistage und Mandatsträger, 

möglicherweise Landräte bzw. Funktionsträger 

hinaus ganz klar auch kommunale Bürgerinitiati-

ven sind, die dort angesprochen werden müssen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Es gibt sicherlich 

das Verständnis, dass diejenigen, die delegiert 

werden, eine bestimmte Breite haben. Aber wir 

haben als ein kleines, großes Problem das, was 

Herr Kudla gesagt hat: Je größer die Gebietsein-

heit, desto schwieriger wird das Delegationsprin-

zip. Wenn man dann wiederum sagt, es müssen 

aus jedem Landkreis drei kommen, haben wir 

eine Teilgebietskonferenz mit möglicherweise 

150 Personen.  

Ich halte mich momentan deshalb zurück, weil 

wir uns gewahr sein müssen: Wenn wir dieses 

Problem nicht lösen, kommen die Überlegungen 

aus der AG 3 stärker, dass sie sagt: „Ihr seid zu 

früh. Lasst uns das doch eher weiter konkretisie-

ren, und wenn es sechs überzählig zu erkun-

dende Standorte sind, haben wir sechs Regional-

konferenzen, und dann können wir das alles 

durchkonjugieren.“ Das ist in dem Sinne eine re-

lativ wichtige Klippe, die ich versuche, mög-

lichst einvernehmlich zu nehmen. Wenn wir sie 
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nämlich nicht einvernehmlich nehmen, werden 

uns die Argumente, die wir noch nicht vollstän-

dig gelöst haben, entgegengehalten, und es wird 

gesagt, das ist so doch gar nicht machbar.  

Deshalb bitte ich, dass letztendlich immer so zu 

sehen, dass wir da ein gemeinsames Ziel haben, 

was ich auch nicht bestreite. Aber das müssen 

wir einfach vor Augen haben. Ich kann das Prob-

lem, das Herr Kudla aufgeworfen hat, noch nicht 

lösen. Herr Sommer, bitte. 

Jörg Sommer: Natürlich können wir das Problem 

nicht lösen, solange wir keinen Überblick über 

die Akteure und deren Interessen haben. Daraus 

resultiert im Übrigen die Zahl. Sie jetzt festlegen 

zu wollen, wäre meiner Meinung nach in der Tat 

zu kleinteilig; das geht nicht. Ich denke, was wir 

haben, ist ein Konsens darüber, dass es eines sol-

chen Rats bedarf und dass die Delegation aus 

den regionalen Strukturen erfolgen muss. Weiter 

können wir das zum jetzigen Zeitpunkt nicht 

ausdefinieren. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Darf ich dann 

noch einmal nachfragen: Aus den regionalen 

Strukturen, aus den gewählten Strukturen war 

Ihre Überlegung? Okay.  

Jörg Sommer: Ich weiß nicht, ob diesbezüglich 

Konsens besteht.  

Michael Fuder: Festgelegt von den regionalen 

Strukturen, nicht aus den regionalen Strukturen. 

Das ist ein großer Unterschied.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gut. Dann wäre 

der nächste Schritt, den wir heute an dieser 

Stelle diskutieren könnten, die Überlegung, dass 

wir die verschiedenen Stufen jetzt durchgehen, 

die sich in den Grafiken wiederfinden, die ein 

Nachprüfungsrecht vorsehen. Ich bitte Herrn Ha-

gedorn, uns das noch einmal vorzustellen, weil 

das Nachprüfungsrecht in der Matrix, in der Ab-

laufdefinition, wie sie sich jetzt momentan in 

dem Papier wiederfindet, im Grunde genommen 

über diese Referenden erfolgt und sich damit von 

der Terminologie und von der Herangehensweise 

etwas von den Überlegungen unterscheidet, die 

wir in der AG 1 hatten, dass ein Gremium das 

auslöst, respektive sehr konkret eine Vorstellung, 

dass die Nachprüfung vom nationalen Begleitgre-

mium ausgelöst wird. Das war eine Überlegung 

von Herrn Jäger.  

Ich wiederhole: Auslösen durch das nationale 

Begleitgremium, Auslösen durch Gremien oder 

Auslösen durch Referenden. Ich bitte Herrn Ha-

gedorn, das noch einmal darzustellen, damit wir 

darüber diskutieren können. 

Hans Hagedorn (DEMOS): Um eine gemeinsame 

Visualisierung zu haben, schlage ich vor, die 

Grafik auf Seite 6 zu nehmen. Dort wird der Ab-

lauf einer solchen Phase exemplarisch darge-

stellt. Die Phasen I, II, und III sind jeweils ein 

wenig unterschiedlich, aber die Grundprinzipien 

werden auf der Seite 6, Abbildung 1, sehr deut-

lich.  

Bei der Nachprüfung ist in dem aktuellen Kon-

zept zwischen kleinen, relativ kurzen, nicht lang 

andauernden, eher informellen Nachprüfungen 

und einer relativ formalen und auch eine längere 

Nachprüfung auslösenden Nachprüfung zu un-

terscheiden. Deshalb sind auch die verschiede-

nen Schleifen auf diesem Bild gemalt, weil die 

Idee dahinter steckt: Sobald ein Problem erkannt 

wird, soll es auch adressiert werden, und zwar je 

früher, desto besser, weil das den Prozess am 

schnellsten nach vorne bringt.  

Wenn also der Vorhabenträger aufgrund der Kri-

terien seinen Vorschlag erarbeitet hat, leitet er 

ihn an das BfE weiter. Das BfE hat dann eine ver-

fahrensleitende Rolle und muss wie eine Dreh-
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scheibe die verschiedenen Papiere und Rückmel-

dungen verwalten. Das BfE, also die Regulie-

rungsbehörde, prüft natürlich erst einmal diesen 

Vorschlag selbst. Wenn dabei schon erste Un-

stimmigkeiten auftauchen, geht es sofort in den 

Dialog mit dem Vorhabenträger, um das mög-

lichst frühzeitig aufzulösen.  

Dann leitet das BfE das an die Gremien weiter, 

sprich: vor allen Dingen an das nationale Begleit-

gremium und auch an die Regionalgremien, je 

nachdem, welche schon existieren. Entweder nur 

an den Rat der Regionen, wie wir es gerade be-

sprochen haben, oder eben auch gleich an die 

Regionalkonferenzen, die in den späteren Phasen 

existieren und arbeiten. Diese Gremien prüfen 

den Vorschlag jeweils aus ihrer eigenen Interes-

sensperspektive. Sie haben natürlich definierte 

Rollen, die wir noch weiter herausarbeiten wol-

len, wie Herr Sommer gesagt hat.  

Das nationale Begleitgremium hat die Rolle, vor 

allen Dingen das nationale Allgemeinwohl zu 

vertreten, die Regionalkonferenzen natürlich 

ganz klar ihre persönlichen Regionalinteressen, 

und der Rat der Regionen leistet genau diese Ver-

bindung der Regionalinteressen.  

Aus diesen drei Perspektiven sollen die Vor-

schläge geprüft werden. Die Idee ist, dass es im-

mer noch eine relativ informelle Sache ist, dass 

dort also Rückmeldungen an das BfE gegeben 

werden und dass das BfE im Dialog mit dem Vor-

habenträger versucht, diese Rückmeldungen zu 

beantworten, im besten Fall sogar auszuräumen, 

vielleicht einen Vorschlag zu erarbeiten, viel-

leicht aber auch einfach nur die Erläuterungen, 

warum es zu dem Vorschlag gekommen ist, zu 

verbessern.  

In diesem ersten Arbeitsprozess, der jetzt noch 

keine formellen Nachprüfungen ausgelöst hat, 

sondern einfach ein gutes kollegiales Arbeiten 

aus ganz unterschiedlichen Perspektiven ge-

bracht hat, soll ein Vorschlag erarbeitet werden, 

der dann auch zur formellen Nachprüfung an die 

Regionen im Sinne eines Referendums geben 

werden kann.  

Nach unserem Verständnis haben wir uns das 

jetzt nicht ausgedacht, sondern wir so haben die 

letzte AG-1-Sitzung so verstanden, dass es wirk-

lich wichtig ist, diesen Schritt der Benennung 

von Schwierigkeiten und der letztlichen Prüfung 

zu trennen, weil alle Gremien - gerade auch der 

Rat der Regionen - sich schwer tun werden, ei-

nem Vorschlag, wie gut auch immer er ausgear-

beitet ist, zuzustimmen, wenn sie nicht 100-pro-

zentig sicher sind, dass die Bevölkerung der Re-

gion auch dahintersteht.  

Deshalb ist in den aktuellen Konzeptvorschlag 

eingebaut, dass dieser weit diskutierte und weit 

ausgearbeitete Vorschlag an die Wahlbevölke-

rung gegeben wird, dass in allen beteiligten kom-

munalen Gebietskörperschaften kommunale Re-

ferenden durchgeführt werden, dass das Ergebnis 

dieser Befragung zusammengezählt wird und 

dass dieses Ergebnis bindende Wirkung aus-

schließlich für das BfE, für den verfahrensleiten-

den Akteur, entfaltet.  

Das BfE bekommt aufgrund dieser Rückmeldung 

aus der Wahlbevölkerung den Hinweis: Okay, 

das ist ein Vorschlag, der anscheinend wirklich 

gut ausgearbeitet ist. Den können wir jetzt an den 

Bundestag geben, und der hat dann die ver-

gleichsweise schöne Rolle, einen gesellschaftli-

chen Konsens zu dokumentieren. Oder nein: Es 

ist nicht ausreichend kommuniziert, nicht ange-

kommen, dass das ein guter Vorschlag ist, sodass 

man dann noch einmal in eine formelle Nach-

prüfung hineingeht, die natürlich auch die Gre-

mien wieder fordert, weil die Gremien dieses 

einfache Ja/Nein auch inhaltlich unterfüttern 

müssen: Was heißt das denn eigentlich? Da wird 
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es ja vor diesem Referendum eine Debatte gege-

ben haben; da wird es die Kritikpunkte inhalt-

lich gut unterfüttert gegeben haben. Die müssen 

dann noch einmal aufbereitet werden und zu 

dieser formellen Nachprüfschleife ausgearbeitet 

werden. 

Dahinter steckt die These, dass durch dieses Zu-

sammenwirken von frühzeitigen informellen 

Nachprüfungen und der großen formellen Nach-

prüfung am Schluss - spätestens bei der zweiten 

Nachprüfung - ein gut ausgearbeiteter und tole-

rierbarer Vorschlag vorliegt, der als Meilenstein 

dokumentiert werden kann, sodass die nächste 

Phase beginnen kann, um aus den dann sechs       

oder zwei Standorten die nächsten Erkundungen 

abzuleiten.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank, 

Herr Hagedorn. Zunächst Herr Sommer, danach 

Herr Jäger. 

Jörg Sommer: Ich habe eine Nachfrage einfach 

zum Verständnis. In sich klingt das unheimlich 

charmant. Ich möchte nur noch begreifen, wie es 

in der Praxis funktioniert. 

Wenn ich es mir jetzt einmal aus der Sicht eines 

wahlberechtigten Bürgers anschaue, bekomme 

ich mehr oder weniger von der Debatte mit, die 

dann zu einem einfachen Beschlussvorschlag 

hinführt. Ich bin also damit einverstanden, dass 

unter anderem in unserer Region von mir aus 

obertägige Erkundung stattfindet. Dann sage ich 

Ja oder Nein. Ich gehe mal davon aus, das Ergeb-

nis ist mehrheitlich ein Nein. Das führt dann 

dazu, dass ich nach einer gewissen Zeit noch 

einmal den gleichen Wahlzettel vorgelegt be-

komme. In der Zwischenzeit hat sich zwar etwas 

verändert, aber ich bekomme wieder den glei-

chen Wahlzettel: Ich bin damit einverstanden, 

ja/nein. Bin ich dann wieder mehrheitlich nicht 

einverstanden, entscheidet das jemand anderes, 

nämlich der Bundestag.  

Das ist meine Wahrnehmung als nicht involvier-

ter Bürger. Ist das richtig? 

Hans Hagedorn (DEMOS): Das ist nur halb rich-

tig. Es ist dann richtig, wenn der Prozess nicht 

ernst genommen wird und wenn das erste Votum 

mehr oder weniger ignoriert wird und gesagt 

wird: Da hat die Wahlbevölkerung wohl falsch 

abgestimmt; wir lassen sie noch einmal abstim-

men. Die Idee ist natürlich, dass dieser Vor-

schlag, wenn sich beim ersten Mal zeigt, dass die 

Mehrheit diesen Vorschlag nicht toleriert, sub-

stanziell noch einmal angefasst wird. Dann sollte 

der Vorschlag beim zweiten Mal ein anderer 

sein.  

Jörg Sommer: Aber ich bekomme doch wieder 

genau die gleiche - eine einzige - Frage gestellt: 

Einverstanden damit, dass hier jetzt erkundet 

wird, oder nicht?  

Hans Hagedorn (DEMOS): Es könnte sein, dass 

es unterschiedliche Regionen sind, also nicht 

mehr die sechs, die am Anfang draufstehen, son-

dern eine andere Auswahl von sechs. Aber der, 

der beim zweiten Mal abstimmt, hat entweder 

beim ersten Mal auch schon darüber abgestimmt 

oder ist dann zum ersten Mal dabei, weil seine 

Region neu drin ist.  

In der Tat: Es ist kein Referendum im Sinne ei-

nes absoluten Vetos. Es wurde in der AG 1 lange 

darüber diskutiert, dass ein absolutes Veto dem 

Prozess nicht angemessen ist, sondern dass wir 

eine Form brauchen, wo wir eine gewisse Ba-

lance zwischen der nationalen Verantwortung 

schaffen, die atomaren Abfälle nicht mehr über 

Jahrzehnte in Zwischenlagern zu lagern, weil sie 

dort die großen Risiken erzeugen, und mit den 

regionalen Interessen abwägen, die maximale Si-

cherheit für eine neue Lagerform zu finden.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ist das okay? 

Herr Jäger und dann Herr Kudla. 
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Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich habe noch ein gewisses 

Problem damit, das mit dem Referendum zu ver-

stehen. Zum einen in der Tat anknüpfend an das, 

was Herr Sommer schon adressiert hat: Wie lau-

tet die Frage an den Wahlbürger? Ich habe Sie 

jetzt so verstanden, es ist eine digitale Entschei-

dung: Kann es weitergehen oder kann es nicht 

weitergehen? Alles andere wird wahrscheinlich 

extrem schwierig, wenn man das etwas differen-

zierter macht.  

Wenn man das einmal unterstellt, lautet die 

schlichte Frage: Ist das Ergebnis so, dass es wei-

tergehen kann, oder nicht? Dann gibt es ein Ja       

oder ein Nein. Wie man dann die Brücke zu ei-

ner inhaltlich fokussierten Nachprüfung findet, 

das finde ich extrem schwierig. Denn aus wel-

cher Quelle schöpft man, um zu sagen, dass man 

am richtigen Punkt arbeitet, um bei dem nächs-

ten Referendum hoffentlich dann reüssieren? Das 

sehe ich als eines der zentralen Hemmnisse an.  

Zum Zweiten muss man wirklich die Frage stel-

len, ob sich die Delegierten einer Regionalkonfe-

renz wirklich nicht zutrauen, ohne ein Referen-

dum der Wahlbevölkerung ein Votum abzuge-

ben. Das würde ich noch einmal mit einem Fra-

gezeichen versehen; das ist eine These, die zu 

diskutieren ist. 

Ich habe eine weitere Frage. Wenn wir jetzt sechs 

Regionen abfragen - Wahlbevölkerung, Referen-

dum -, und davon stimmen zwei dagegen und 

vier dafür, fliegen die zwei dann raus, und es 

geht mit vier weiter? Wie ist dann die nächste 

Prüfung? Bei der zweiten Nachprüfung werden 

wieder sechs gefragt. Dann ist vielleicht von den 

zweien eine wieder dabei, und jemand anderes 

fällt heraus. Wie kann man mit einem solchen 

Votum umgehen? Das ist - Sie sagten - nur für 

BfE bindend, aber immerhin: Wenn BfE daran 

gebunden wäre, wären keine weiteren Schritte 

mehr nötig. Oder der Bundesrat muss diese Regi-

onen, die ja offiziell gefragt worden sind, over-

rulen. Dann stelle ich mir die Frage, ob wir in 

Richtung Akzeptanz nicht eine größere Katastro-

phe haben, als wenn wir sie vorher nicht so for-

mal gebeten hätten, darüber abzustimmen.  

Zusammengefasst: Ich bin sehr skeptisch, ob die-

ses Instrument des Referendums tatsächlich ge-

eignet ist, das fachlich zu spezifizierende Nach-

prüfrecht auszulösen, das wiederum sehr stark 

den Hintergrund hat, das Verfahren, das vorher 

definiert worden ist, sauber durchzuführen, so-

dass sich eben nicht Lücken - hier sind ja sogar 

Manipulationen angesprochen worden - oder 

Fehler dort eingeschlichen haben. Referenz ist 

das Verfahren. Dafür dann ein Referendum ein-

zusetzen, halte ich für sehr problematisch.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich habe den Vor-

schlag, eine Wahl in den Regionen durchzufüh-

ren, den Sie im September, glaube ich, gebracht 

haben, mit Interesse aufgenommen und fand ihn 

erst einmal auch ganz gut. Aber als ich mir dann 

einmal verschiedene Szenarien überlegt habe, 

bin ich doch ins Grübeln gekommen. Ein Szena-

rio hat Herr Jäger gerade genannt, Beispielsweise 

den Fall, dass vier dafür stimmen und zwei dage-

gen stimmen und dass trotzdem weitergemacht 

wird.  

Ich hatte bei der letzten Sitzung auch noch ein 

anderes Problem genannt, nämlich: Wie gehen 

wir vor, wenn in einer Region 50 000 Menschen 

leben und in der anderen Region 150 000? Natür-

lich haben die 150 000 Menschen eine größere 

Gewichtung als die in der anderen Region, ob-

wohl in der anderen Region diejenigen mit dem 

Vorschlag des Vorhabenträgers vielleicht am we-

nigsten einverstanden sind.  

Deswegen hätte ich die Bitte, ob noch einmal 

eine Szenarienanalyse gemacht werden kann: 
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Welche möglichen Fälle können bei einer Ab-

stimmung eigentlich auftreten? Diese Szenarien 

müssen wir hier noch einmal diskutieren. Erst 

dann würde ich entscheiden, ob wir uns dem 

Vorschlag, dass die Wahlbevölkerung abstimmen 

soll, anschließen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich würde Sie 

bitten: Wir hatten eine Konsensinsel dahinge-

hend, dass wir ein Referendum erwägen, dessen 

Beteiligte die Gesamtheit der Regionen sind. Es 

ist nicht angedacht, dass es ein Ergebnis zwei zu 

vier geben kann, weil die Abstimmung, und zwar 

auch unabhängig von der Einwohnerzahl, von 

der Gesamtheit durchgeführt wird. Das war das, 

was wir an dem Vorschlag von Renn so charmant 

fanden, der jetzt nicht verloren gehen sollte. Es 

war nicht die Abstimmung in den Regionen, son-

dern es war die Abstimmung der Gesamtheit der 

Regionen, die dann eben in die Situation kom-

men, dass sie nicht darüber nachdenken, ob das 

zu ihnen kommt, sondern dass sie darüber nach-

denken, ob der Vorschlag überhaupt so aufge-

nommen wird, dass er weiterentwickelt wird. 

Herr Becker, bitte. 

Thorben Becker: Vielen Dank für die Klarstel-

lung. Ich hatte es auch eigentlich so in Erinne-

rung, dass wir uns schon auf diesem Pfad befun-

den hatten.  

Ich will noch einmal sagen, dass ich diesen Vor-

schlag im Grundsatz sehr begrüße und für richtig 

halte, auch genau in dieser Kombination aus ei-

ner inhaltlichen Nachprüfung durch ein kleine-

res Gremium, wo ich tatsächlich auch fachlich 

diskutieren kann und fachliche Punkte geltend 

machen kann, und dem Wechselspiel mit der 

Abstimmung in den betroffenen Regionen. Ich 

glaube, das kann das Fachgremium stärken, aber 

es setzt sie natürlich auch unter einen gewissen 

Zugzwang, nicht einfach Sachen zuzustimmen, 

weil sie genau wissen, am Ende wird es diese 

Abstimmung geben. Auf der anderen Seite ist 

das, was Sie gesagt haben, klar: Nur eine Abstim-

mung natürlich nicht geeignet ist, um jetzt ir-

gendwelche fachlichen, konkreten Veränderun-

gen nach vorne zu bringen. Von daher: Diese 

Kombination finde ich genau richtig.  

Mir stellen sich etliche Detailfragen der Umset-

zung oder Ähnliches, aber das muss man dann 

angehen, wenn man es im Grundsatz will, und 

versuchen, daraus tatsächlich ein konkretes Kon-

zept zu stricken. Ich glaube, dass es für das Ver-

fahren insgesamt geeignet ist, einen Weg aufzu-

zeigen, wie man so etwas wie Toleranz für das, 

was da stattfindet, erzeugen kann. Dafür, glaube 

ich, ist es tatsächlich geeignet.  

Einen Punkt finde ich jetzt tatsächlich noch 

schwierig. Es war richtig, dass wir gesagt haben, 

es sollen alle abstimmen, und es zählt nur das 

Gesamtergebnis. Aber es wird natürlich irgend-

wann trotzdem auch klar werden, wie die Teilre-

gionen abgestimmt haben. Was heißt das für das 

weitere Verfahren? Besteht da nicht immer die 

Gefahr, dass man ein bisschen mitdenkt, in wel-

cher von diesen Regionen die Akzeptanz noch 

mal am höchsten war und wo es die höchste 

Chance auf Durchsetzung gibt? Dazu würde ich 

gerne von Ihnen etwas zu hören, denn ich finde, 

das ist eine echte Gefahr.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Meister, 

bitte.  

Vorsitzender Ralf Meister: Ich wollte auch noch 

einmal sagen, dass wir im Kernbereich diesem 

Zwischenschritt in der vergangenen Sitzung am 

15. oder 16. Oktober 2015 auch zustimmend. Ich 

will nicht sagen „beschlossen haben“, aber dass 

es in diesem Zusammenhang einen breiten Kon-

sens gab. Für mich hat dieser Konsens neben vie-

len Detailfragen, auf die ich momentan keine 

Antwort wüsste, eben auch noch den Charme, 

dass er in einer Zwischenphase versucht, eine 
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Beteiligung zu erreichen, die nicht selbstver-

ständlich ist. Es ist auch zu diesem Zeitpunkt 

noch illusionär, dass neben einzelnen Gruppie-

rungen und Interessengruppen die Wahlbevölke-

rung einer größeren Region dezidiert erklärt. Das 

ist eine Chance, nachdem wir gesagt haben, 

Volksabstimmung eher nein, als wir noch einmal 

die Impulse bekommen hatten. Das ist aus mei-

ner Sicht für mich noch einmal eine Form, wo 

man ein zentrales Element - übrigens auch reprä-

sentativer Demokratie - in diesen Regionen zur 

Wirkung bringen kann, mit der Resonanz vieler 

Menschen, die sonst eventuell in einer Halbdis-

tanz oder in einer völligen Distanz zum Thema 

blieben.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Sommer, 

bitte. 

Jörg Sommer: Ich finde diesen Vorschlag nicht 

nur charmant, sondern in der Tat sehr beden-

kenswert. Wir sollten auch darum ringen, ihn 

umsetzen zu können. Ich sehe aber auch noch 

viele offene Fragen in diesem Bereich.  

Deshalb möchte ich noch einmal Folgendes un-

terstreichen: Herr Kudla hatte den Vorschlag ge-

macht, einmal verschiedene Szenarien durchzu-

spielen. Das eine, was ich gerade abgefragt habe, 

ist so schräg nicht. Selbst in der sehr basisdemo-

kratisch geschulten Schweizer Bevölkerung ist es 

so, dass zu dem, was dort vor Ort in den Regio-

nalkonferenzen etc. stattfindet, 90 Prozent der 

Bevölkerung sagen: Gibt es das bei uns? Das 

wussten wir gar nicht. Die Tatsache, dass sich je-

mand wirklich zum ersten Mal in der Region mit 

diesem Thema auf dem Stimmzettel konfrontiert 

sieht, wird sicherlich die Mehrheit der Bevölke-

rung sein, egal, wie sehr wir uns jetzt Luftschlös-

ser von breiten Debatten in den Regionen malen. 

Das Problem wird bleiben. Zweimal nacheinan-

der solch eine digitale Abstimmung vorgelegt zu 

bekommen, ist etwas, mit dem wir umgehen 

müssen. 

Das Dritte ist das Szenario, das gerade noch ein-

mal kurz von Herrn Jäger angesprochen wurde: 

Die Akteure haben zweimal eine digitale Ent-

scheidung, die sie inhaltlich interpretieren sol-

len. Mir ist noch nicht klar, wie wir diesen 

Sprung so klug schaffen, dass sich nachher auch 

die digitalen Entscheider wiederfinden; denn je-

der hat seine eigene Entscheidungsmotivation.  

Es gibt also noch sehr viele schwierige Punkte. 

Wir müssen diese Szenarien auch - ich komme 

immer wieder darauf zu sprechen- noch einmal 

dranlegen, und genau wie die Szenarien müssen 

wir auch die Interessen und möglichen Hand-

lungsweisen der Akteure vor Ort an diese Ge-

schichte dranlegen. Digitale Entscheidungen 

sind meistens nur in diesem Bereich machbar, 

haben aber natürlich immer die Konsequenz, 

dass sie große Mobilisierungsmöglichkeiten aus-

zulösen. Wenn ich vor Ort wäre und würde dort 

politisch radikalisieren wollen, dann würde ich 

natürlich sagen: „Das ist definitiv die Frage. Ihr 

habt jetzt einmalig die Chance, zu verhindern, 

dass das zu uns kommt oder nicht.“ So würde 

ich das thematisieren. Und das wird auch so the-

matisiert werden.  

Das führt natürlich auch zu digitalen Diskussio-

nen. Auch da müssen wir in der Lage sein, das in 

diesen Prozess aufzunehmen, abzubilden und zu 

schauen: Wie können wir genau das erreichen, 

was wir eigentlich wollen, dass nämlich durch 

diese Abstimmungsmöglichkeit Toleranz gestei-

gert wird und dass nicht der Konflikt befördert 

wird?  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. 

Herr Ott, bitte. 

Erhard Ott: Vielen Dank. In der ersten Phase ha-

ben Sie, Herr Hagedorn, gesagt, wenn der Vorha-

benträger einen Vorschlag macht und wenn sich 

dann die Gremien auf nationaler und regionaler 

Ebene beteiligen, ist das ein mehr informelles 
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Verfahren, also der Austausch, die Überprüfung 

und die Überarbeitung des Konzepts.  

In den weiteren Schritten stellt sich mir die 

Frage, bis hin zu einer Abstimmung: Wie trans-

parent ist das Verfahren? Wie offen und nach-

vollziehbar sind die Empfehlungen und Ent-

scheidungen der jeweils beteiligten Gremien in 

der Wahlbevölkerung? Wen interessiert das - au-

ßer über das regionale Begleitgremium hinaus - 

in der Region, in der Breite der Bevölkerung, die 

anschließend abstimmen soll, wenn meinetwe-

gen eine positive Empfehlung des Regionalgre-

miums für die Abstimmung gegeben wird? Da 

gibt es für meine Begriffe noch eine Reihe von 

Fragen, die ich so einfach nicht beantworten 

kann. Ich habe sehr viel dafür übrig, dass es ein - 

wir haben es in einer Diskussion einmal „sachbe-

zogenes Veto“ genannt - Veto aus der Region her-

aus gibt, um offene Fragen zu klären und sie zu 

beantworten, und wenn sie nicht beantwortet 

werden können, muss neu geplant werden.  

Dieser Schritt vom ersten Vorschlag bis hin zu 

einem möglichen Referendum ist für meine Be-

griffe in den Konsequenzen noch nicht hinrei-

chend durchdacht.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gut. Ich bitte 

Herrn Kudla, noch einmal für seine Szenarienan-

alyse zu werben, damit wir dafür Eckpunkte ha-

ben. Es scheint sich abzuzeichnen, dass es sinn-

voll ist, diese Verfeinerung vorzunehmen. Herr 

Kudla, bitte.  

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich möchte ein 

Szenario beispielhaft schildern, das aus meiner 

Sicht durchdacht werden muss.  

Szenario in der ersten Phase: Der Vorhabenträger 

hat einen Vorschlag unterbreitet. Das BfE hat 

sich dem Vorschlag angeschlossen. Das Begleit-

gremium hat sich dem Vorschlag angeschlossen. 

Die Regionalkonferenz ist auch damit einverstan-

den, aber die Wahlbevölkerung lehnt den Vor-

schlag ab. Dann ist noch nichts passiert. Es gibt 

dann es eine Nachprüfung, und der Vorschlag 

wird verbessert. Es stimmen wieder Begleitgre-

mium, BfE, Regionalkonferenz zu, aber die Wahl-

bevölkerung lehnt es ein zweites Mal ab. Das 

wäre das Oberfiasko; das muss ich so sagen. Das 

ist das ultimative Fiasko.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Das war doch 

mathematisch, oder? Ist das nicht mathematisch 

gedacht? 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Nein, das kann 

ohne weiteres vorkommen. Was passiert dann? 

Dann müsste der Bundestag entscheiden. Was 

macht der Bundestag? Der Bundestag muss dann 

sagen, es wird doch in den sechs Regionen er-

kundet. Na, da bin ich ja gespannt. Wir können 

dann auch keine sechs anderen Regionen mehr 

wählen. Das geht nicht mehr, denn vorher haben 

wir aufgrund der geowissenschaftlichen Krite-

rien entschieden, dass das die besten sechs Regi-

onen sind. Was machen wir dann?  

Ich wollte damit nur ein Szenario aufzeigen. Die-

ses Szenario muss durchdacht werden, schrift-

lich dargestellt werden, und dazu müssen wir 

eine Antwort finden. Es gibt mindestens noch - 

ich habe mir das einmal überlegt - fünf weitere 

Szenarien, die wirklich kritisch sind, wo wir 

eine Antwort finden müssen. Erst dann würde 

ich hier über den Vorschlag, ob wir den Vor-

schlag „Abstimmung in den Regionen“ an die 

große Kommission geben, entscheiden lassen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ganz herzlichen 

Dank. Herr Jäger, noch einmal etwas dazu? Es 

steht ja jetzt eigentlich. Bitte.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Sie wissen zwar noch nicht, 

was ich sage, aber Sie sagen schon, es ist viel-

leicht nicht mehr relevant.  
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Vorsitzender Hartmut Gaßner: Nein, nein. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Vielleicht versuche ich es 

dann doch noch. Herr Gaßner, ganz kurz; das 

verspreche ich Ihnen.  

Es passt zu den Ausführungen von Herrn Kudla 

am Schluss. Ich würde auch dafür votieren, das 

Szenario zu machen. Ich würde darum bitten, 

dabei die Perspektive des Wählers intensiv zu 

analysieren. Ich stelle mir die Frage: Wenn jetzt 

der normale Bürger gefordert ist, eine digitale 

Entscheidung zu treffen, wie könnte ein solcher 

Prozess ablaufen? In der idealen Welt wird er 

sich die Geschichte vorher anschauen, wird sich 

selbst informieren, wird ein Vertrauen in die Re-

präsentanten der Regionalkonferenz entwickeln 

und wird sagen: „Wenn die das schon sagen, ist 

das okay. Dann mache ich das.“ Das ist aber die 

ideale Welt.  

In der realen Welt wird es erstens die Frage ge-

ben: Wie viele Leute werden sich daran tatsäch-

lich beteiligen? Wir sehen nur die Wahlbeteili-

gungen, die wir heute ansonsten haben. Was 

sollte jemanden motivieren, positiv zu votieren? 

Ich sage das jetzt ganz bewusst provozierend. 

Auf welcher Grundlage soll der Bürger geneigt 

sein, zu sagen, jawohl, das soll so sein. Aus dem 

Gemeinwohlverständnis heraus muss das ja 

wohl passieren. Es kann auch mich, meinen 

Nachbarn, meine Familie - oder wie auch immer 

- treffen, aber das hehre Ziel ist die Sache wert. 

Im Übrigen - das soll ja mein Votum auch aus-

drücken - ist das Verfahren präzise gelaufen, 

weil ich mir das genau angeschaut habe bzw. 

weil ich auch die Gremienarbeit nachvollzogen 

habe und im Übrigen großes Vertrauen in die 

Rapporteure aus den Gremien habe. Insofern 

kann ich da Ja sagen. Ich mache ein großes Frage-

zeichen an die positiven Stimmen, die wir da er-

warten können.  

Das vielleicht noch als Ergänzung zur Szenarien-

analyse. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Frau Kotting-Uhl, 

bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Es ist meistens nicht 

ganz geschickt, sich in eine Debatte einzuklin-

ken, deren Anfang man nicht mitbekommen hat, 

aber soweit ich es verstanden habe, geht es jetzt 

um die Referenden. Dabei geht es natürlich auch 

um die Frage: Was wird da eigentlich abge-

stimmt? In diesem Papier steht als Vorschlag: 

Sollen in den Regionen übertägige - oder von mir 

aus auch vorher auch untertägige - Erkundungen 

durchgeführt werden?  

Ich habe in Erinnerung, dass wir uns zu einem 

früheren Zeitpunkt einmal darauf verständigt ha-

ben, dass wir solche Fragen eigentlich nicht stel-

len wollen, sondern die Nachvollziehbarkeit ab-

fragen wollen, also: Sind die Entscheidungs-

grundlagen nachvollziehbar? Das verkompliziert 

zwar die Frage und führt vielleicht dazu, dass 

diejenigen, die sich überhaupt beteiligen, noch 

weniger werden, wobei ich dazu eine etwas an-

dere Einschätzung habe, wenn es wirklich um so 

etwas geht, ob da die Gleichgültigkeit so groß ist 

wie in der Schweiz. Das glaube ich nicht.  

Aber könnten wir das noch einmal diskutieren? 

Ich meine, über die Frage, ob das hier passieren 

soll oder nicht, waren wir schon einmal hinweg. 

Die Frage müsste vielmehr lauten: Ist die Ent-

scheidungsgrundlage nachvollziehbar? Das ist 

eine völlig andere Fragestellung, die auch zu ei-

ner anderen Befassung mit dem Thema einlädt.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Meister, 

bitte. 

Vorsitzender Ralf Meister: Herzlichen Dank. Um 

das aufzunehmen: Auch ich habe in Erinnerung, 
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dass wir an der Stelle den Aspekt, den Frau Kot-

ting-Uhl genannt hatte, eher in den Vordergrund 

gerückt haben, ohne dass wir festgelegt haben, 

wie die Frage dann konkret lauten soll. Die Frage 

lautet also: Konturiert sich die Glaubwürdigkeit 

dieser Abfrage über die Glaubwürdigkeit in die 

bis dahin vollzogenen Verfahren, oder ist es ein 

Commitment - ja oder nein - insgesamt, wie es 

hier formuliert ist? Da war in unserer Debatte ein 

bisschen die Schwierigkeit, dass wir sagten: Wie 

viel Seiten wollen wir mitschicken, damit die 

Glaubwürdigkeit der Verfahren illustriert wird,  

oder wie wollen wir illustrieren, dass es ein qua-

lifiziertes Urteil des Wahlbürgers/der Wahlbür-

gerinnen sein kann?  

Das wäre für mich auch nicht unbedingt eine De-

tailfrage, aber durchaus eine interessante zusätz-

liche Frage, die noch einmal abgeklärt werden 

müsste, ebenso wie das, was Sie, Herr Kudla, sa-

gen oder was auch Herr Jäger sagt.  

Ich wollte noch einmal etwas zu dem letzten 

Punkt von Herrn Jäger sagen. Natürlich kann zu 

dieser Frage, aber auch zu anderen die erste Ver-

mutung sein, dass es einschlägig überwältigend 

negativ sein wird. Nun wird man die Frage auf-

werfen: Gibt es denn Momente, mit denen man 

einen sozial-altruistischen Reflex auslösen 

könnte? Ich bin da eher skeptisch, auch als Theo-

loge.  

Das heißt aber: In welcher Art und Weise wird 

im Vorwege und während dieses Prozesses des 

Wahlvorgangs Menschen deutlich, dass sie nicht 

allgemein aufgrund des Gemeinwohls entschei-

den, sondern dass es auch konkrete Maßnahmen 

des Benefits gibt? Ich will es nicht zu simpel ma-

chen, also Kompensation. Aber es gibt über 

Fonds, Arbeitsplätze etc. auch Situationen, wo 

manche sagen können: Gut, wenn das Verfahren 

zeigt, es ist der sicherste Ort, und es kann nach 

all dem, was wir wissenschaftlich zurzeit wis-

sen, eigentlich keine Gefahr, kaum eine Gefahr  

oder eine überschaubare Gefahr davon ausgehen, 

dann kann ich mir in Abwägung der möglichen 

positiven Reaktionen, die es auch für unsere Re-

gion, unseren Landkreis geben wird, auch vor-

stellen, dass ich mit Ja stimme. Auch das wird 

eine Rolle spielen, damit nicht einschlägig gesagt 

wird: Nein, auf gar keinen Fall. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Sommer, 

bitte. 

Jörg Sommer: Ein Bedenken noch und eine Moti-

vation.  

Das Bedenken ist: Wir diskutieren das gerade 

noch am Beispiel einer sehr frühen Runde, der 

ersten Runde, die wir drehen. Wir haben das 

Nachprüfungsmodell eigentlich bis zum Ende 

drin, bis zum letzten Standort. Wenn es da dann 

langsam auf diesen letzten Standort zufliegt und 

im Prinzip die digitale Entscheidung „Ja oder 

Nein“ ansteht, dann, glaube ich - da bin ich auch 

bei Ihnen -, könnte kein Theologe der Welt mit 

keiner Predigt altruistische Entscheidungen mo-

tivieren. Ich glaube, da ist dieses Verfahren ein-

fach noch nicht rund genug.  

Die Motivation ist: Ich bin trotz aller Kritik und 

Bedenken, die wir gerade gehört haben - ich war 

auch einer der großen Bedenkenträger -, absolut 

nicht der Meinung, wir sollten das verwerfen - 

darum geht es gar nicht -, sondern wir sollten da-

rum ringen, wie wir dieses Modell. 

Ich gehe noch einmal zurück auf die Ursprungs-

idee. Die lautete ja nicht „Zustimmung/Ableh-

nung“, sondern „Nachprüfungen einleiten“. Es 

geht darum, wie wir dieses Modell, dass die Be-

troffenen sagen: „Es ist noch nicht überzeugend, 

das muss noch besser werden, noch überzeugen-

der werden“, in diesem Verfahren umsetzen. 

Dazu haben wir ein paar interessante Ansätze, 
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die aber letztlich noch nicht in dieser Form über-

zeugen. Ich glaube, das ist der Stand der Diskus-

sion, den wir aktuell haben.  

Ich glaube auch, dass wir nachher nicht mit ein-

fachen digitalen Fragen wie „Ja oder Nein?“ hin-

bekommen. Mit der Frage: „Ja - soll das hier jetzt 

weiterlaufen?“ oder: „Nein - soll es hier nicht 

weiterlaufen?“ kann man das wohl nicht so rich-

tig definieren, weil dann die Interpretation los-

geht. Im Vorfeld sind die Debatten dann auch di-

gital „Ja oder Nein“. Vielmehr müssen wir die 

Frage stellen: Ist es überzeugend? Ist der Prozess 

fair gewesen? Hat uns das Ergebnis, das jetzt vor-

liegt, mitgenommen? Können wir das nachvoll-

ziehen? Können wir das tolerieren? Respektieren 

wir das, was da passiert? Das sind die Sachen, 

die wir abfragen müssen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich würde das 

gerne aufgreifen und Herrn Fuder und Herrn Jä-

ger noch mit auf den Weg geben, ob tatsächlich 

die Überlegung, dass man etwas ausdifferenzier-

ter fragt, auch die Möglichkeit gibt, genauer ab-

zuwägen, ob man das Votum übergehen würde  

oder nicht. Tatsächlich, wenn man auf den Bun-

destag guckt, ist es natürlich ein Unterschied, ob 

ich die Ja-/Nein-Entscheidung over-rule oder ob 

ich letztendlich eher in Richtung von sechs, acht 

oder zehn Punkten frage, was ich als Grundlage 

habe. Wenn Sie das bitte einmal mit aufnehmen. 

Herr Fuder, bitte. 

Michael Fuder: Erst einmal steht diese Proble-

matik, wer einen Grund haben sollte, mit Ja zu 

stimmen, sicherlich im Raum. Aber wenn ich es 

richtig sehe, dann haben diverse Landesverfas-

sungen dafür ja durchaus Lösungen, dass sich 

nämlich zum Beispiel eine ganz bestimmte Pro-

zentzahl der Wahlbevölkerung erstens beteiligt 

haben muss und dann mit Ja bzw. Nein gestimmt 

haben muss. Ansonsten reicht es eben nicht aus. 

Da kann man dann über die Höhe streiten, aber 

grundsätzlich diese Variante zu nehmen, finde 

ich richtig. Sie ist ausprobiert, sie ist üblich und, 

ich glaube, im Grundsatz auch unbestritten. 

Wenn zwar 80 Prozent mit Nein und 20 Prozent 

mit Ja stimmen, sich aber nur 20 Prozent der Be-

völkerung überhaupt beteiligt haben, dann reicht 

es eben nicht aus. Das zu definieren, wäre unser 

Entwicklungsjob.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich möchte an das anknüp-

fen, was Frau Kotting-Uhl eben sagte. Das wäre 

auch mein Verständnis. Der Kern der Frage ist 

nicht, soll es stattfinden oder soll es nicht statt-

finden, wie es dort jetzt formuliert ist, übertägige 

Erkundung oder untertägige Erkundung, was de 

facto natürlich aus der vorgelagerten Frage abge-

leitet ist, sondern der Kern der Frage lautet: Ist 

der Prozess bis dahin so gelaufen, dass er den 

Ansprüchen derjenigen, die es per Gesetz verab-

schiedet haben, tatsächlich genügt und auch dem 

Bürger genügt?  

Wenn ich über eine solche Frage abstimme, dann 

muss ich mich damit auseinandersetzen, dann 

muss ich mich damit beschäftigen. Wenn ich das 

aber nicht tue, weil ich mich zum Beispiel auf 

Vertreter in einer Regionalkonferenz verlasse, 

dann brauche ich auch nicht abzustimmen.  

Deswegen würde ich neben den Szenarien, die 

wir jetzt sicherlich diskutieren oder uns an-

schauen, immer noch dieses zweite Szenario pa-

rallel fahren, ob eine repräsentative - das ist ja 

eine Ergänzung der direkten Demokratie - 

Stimmabgabe nicht doch durchaus tragfähig ist, 

insbesondere weil die Regionalkonferenzen nicht 

irgendwelche Träger öffentlicher Belange sind, 

sondern sie sind ja auch offen für Bürger. Das 

heißt, auch an dieser Stelle hat der Bürger die 

Möglichkeit, sich unmittelbar zu informieren, 

sich einzubringen und die Frage für sich zu be-
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antworten: Ist dieses Verfahren vernünftig gelau-

fen oder nicht? Das hat eine deutlich höhere 

Chance.  

Noch einmal: Ich bin sehr skeptisch, ob wir über-

haupt relevante Jastimmen bekommen, weil die 

Grundlagen für die Jastimmen sehr schwer zu 

fassen sind, insbesondere wenn man die Frage-

stellung präzise so fasst, Frau Kotting-Uhl, wie 

Sie sie formuliert haben: Ist das Verfahren bis da-

hin fair und nachvollziehbar gewesen? Wenn Sie 

diese Frage mit Ja beantworten, müssen Sie sich 

damit beschäftigen, oder Sie müssen großes Ver-

trauen in irgendwen haben. Dann lassen Sie den 

aber doch gleich abstimmen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Frau Kotting-Uhl, 

bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich würde jetzt nicht so 

gerne ganz wieder zurück zur repräsentativen 

Abstimmungsgestaltung gehen, weil ich es schon 

ganz gut finde, allen Menschen die Möglichkeit 

zu geben, sich zu beteiligen. Ich würde es aber 

einmal von Volksabstimmungen und auch 

Quoren, die eingehalten werden müssen, tren-

nen. Es sollte keine Volksabstimmung sein, denn 

eine Volksabstimmung ist im Grunde immer ein 

Vetorecht. Da geht es um ein Ja oder um ein 

Nein, um nicht mehr. Es ist nie differenziert, 

sondern „Ja“ oder „Nein“. Das soll es ja hier nun 

auch gerade nicht sein.  

Wir haben auch aus dem Regionen-Workshop 

ganz eindeutig mitbekommen: Weg vom Veto-

recht, auch weg von dem Begriff „Vetorecht“, 

und haben deswegen jetzt diesen Begriff „Nach-

prüfrecht“ gewählt. Ein Nachprüfrecht ist aber 

etwas völlig anderes als eine Ja /Nein-Entschei-

dung. Deswegen kann es eigentlich kein Referen-

dum im eigentlichen plebiszitären Sinn sein - so-

undso viele müssen sich beteiligen, dann hat es 

auch Gültigkeit -, sondern es geht darum, jedem, 

der sich beteiligen möchte, die Chance zu geben, 

sich zu beteiligen, der sich dann natürlich auch 

damit befassen muss. Das ist die Voraussetzung, 

um eine qualifizierte Antwort geben zu können. 

Deswegen muss die Fragestellung auch so ge-

wählt sein, dass die Antwort nur qualifiziert sein 

kann.  

Wir haben, als wir nur über Vetorecht - noch nur 

- gesprochen haben, immer gesagt, es darf nicht 

sein, dass dann einfach ein Nein kommt aus der 

Motivation heraus: „Ich habe jetzt aber keine 

Lust mehr“, sondern das muss begründet wer-

den. Das Nein muss also begründet sein. Auch 

das widerspricht dem Ja/Nein: Es muss eine Be-

gründung geben. Da das in einer solchen Abfrage 

schwierig ist - es kann nicht jeder eine Begrün-

dung dazu geben -, muss es in der Fragestellung 

enthalten sein. Wir brauchen also eine ausdiffe-

renzierte, qualifizierte Fragestellung, die dann 

auch nur eine qualifizierte Antwort zulässt.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wir sind am 

Ende der aktuellen Redeliste. Ich glaube, dass es 

jetzt nur verfahrensmäßig und nicht inhaltlich 

zusammengefasst werden kann. Ich würde ein-

mal versuchen, die Richtung anzugeben, indem 

ich sage: Wir bitten um eine Szenarienanalyse, 

die zu zwei Dritteln ein Referendum fördert und 

zu einem Drittel noch ziemliche Zweifel anmel-

det. Ich möchte den Konsens aus den letzten Sit-

zungen nicht gerne aufgeben, aber er ist nicht per 

Definition möglich. Ich würde sagen, es ist noch 

einige Skepsis vorhanden.  

Man geht aber an eine solche Szenarienanalyse 

eine Nuance anders heran, wenn man sich zu-

nächst einmal das Ziel setzt, zu sehen, ob man 

sie begründet bekommen kann oder nicht. Ich 

sehe jetzt beispielhaft auch Herrn Jäger so, dass 

er zwar deutliche Bedenken hat, dass er sich aber 

gegenüber dem Gedankenexperiment weiterhin 

offen zeigt. Von daher sollte diese Szenarienana-

lyse auf jeden Fall darauf abzielen, abzuklären, 
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ob und inwieweit ein solches Referendum, wie 

wir es angedacht haben, möglich wird. 

Das Zweite: Wenn wir in eine solche Szenarien-

analyse einsteigen, dann würde ich gerne noch 

einmal festhalten, dass der Diskussionsstand, 

dass es keine individualisierte Regionenabstim-

mung gibt, sondern wenn, dann eine Abstim-

mung jeweils in der Mehrheit gibt, ein Zwi-

schenschritt ist, den wir nicht aufgeben sollten. 

Wenn es in der weiteren Betrachtung ein Refe-

rendum gibt, dann sollten nicht die einzelnen 

Regionen abstimmen, sondern die Regionen als 

Gesamtheit. Das wären dann einmal sechs, und 

später wären es dann zwei oder drei.  

Was wir auf jeden Fall zu einer Szenarienanalyse 

mit auf den Weg geben, ist die folgende Frage: 

Wenn es sich denn nahe an das anlehnt, was mo-

mentan verschriftet ist, dann müsste noch ein-

mal beschrieben werden, dass es nicht zweimal 

zu der gleichen Abstimmung kommt. Also: Wel-

cher Lernprozess steckt zwischen Phase I und 

Phase II? 

Dann muss auf jeden Fall an der Fragestellung 

gearbeitet werden, wenngleich die Zielsetzung 

der Fragestellung auf irgendeiner Seite sowieso 

darüber steht, nämlich dass es eigentlich darum 

geht, die Leute mitzunehmen. Das ist aber so 

deutlich kritisiert worden, dass das noch einmal 

geändert werden muss. Ein Schlagwort war die 

Nachprüfbarkeit.  

Frau Kotting-Uhl hat gesagt, es muss eine Quali-

fizierung in der Fragestellung sein, gegebenen-

falls auch mit der Überlegung, dass quasi nur ein 

qualifiziertes Publikum teilhat. Das scheint mir 

aber wieder ein Ausschnitt zu sein, der noch 

weiter diskutiert werden müsste.  

Ich würde die Fragestellung mit auf den Weg ge-

ben, ob man nicht durch eine Art von sechs, acht 

oder zehn Punkten mehr einen Maßstab für die-

jenigen schafft, die beurteilen müssen, was das 

Nein heißt. Ein Ja-Nein-Nein ist ein anderes Ja-

Nein-Nein als ein Nein, dass sich an zehn Punk-

ten orientiert, weil ich dafür möglicherweise 

noch Zwischenmehrheiten finden kann und sa-

gen kann: Das Verfahren ist zwar als fair empfun-

den worden, aber. Das korrespondiert mit der 

Frage: Was wäre der Lernprozess zwischen I und 

II, sodass sich dann der Stimmzettel verändert?  

Dann würde ich gerne aufnehmen - das ist noch 

nicht richtig gefallen; ich nehme es aber auf -: 

Soll es überhaupt eine digitale Abstimmung sein, 

oder findet sie an der Wahlurne statt? Das hat 

Herr Sommer jetzt relativ schnell gesetzt. Die an-

deren haben es übernommen. Ich sehe das noch 

nicht als abschließend an.  

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Das ist ein Miss-

verständnis. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Okay.  

Michael Fuder: Ich habe digital so verstanden: 

Eins-Null - Ja/Nein. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Aha. Okay, herz-

lichen Dank. Dann war noch die Überlegung - 

ich nenne es jetzt einmal allgemeiner -, ausge-

hend eher von der Fragestellung, wie sie Frau 

Kotting-Uhl aufgeworfen hat, also: Kommen eher 

diejenigen, die sich interessieren, respektive die-

jenigen, die qualifiziert sind, oder machen wir es 

doch breiter? Bis hin zu der Frage von Herrn Fu-

der bezüglich eines Beteiligungsquorums, also zu 

fragen: Wie förmlich wird es? Das müssen wir 

natürlich auch ein Stück weit gestalten.  

Dann sollte auch erst einmal die Frage von Herrn 

Jäger auftauchen, nicht als Entweder-Oder, son-

dern: In welchem Verhältnis würde ein solches 

Referendum noch einmal wieder zu dem reprä-
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sentativen Element des „Rats der Regionen“ ste-

hen? Den würde ich jetzt mit Ihrem Einverständ-

nis nicht wieder aufrufen, sondern für die andere 

Fragestellung vorsehen, die wir noch nicht - in 

Anführungszeichen - förmlich entschieden ha-

ben, nämlich dass wir eine Gruppe von uns bit-

ten, sich noch einmal über Rollen zu verständi-

gen. Dabei müssten wir diese Frage natürlich 

auch mit auf den Weg geben: Wie förmlich 

müsste der Rat der Regionen sein, dass er an der 

Stelle eines Referendums handeln könnte? Denn 

nach meinem Verständnis ist der Rat der Regio-

nen momentan auch etwas sehr Wichtiges, aber 

eher nicht Förmliches.  

Alles ist für mich nicht so förmlich. Deshalb 

komme ich noch einmal zu dem Punkt „Bürger-

versammlungen“ zurück. Ich bin skeptisch, ob 

wir gut beraten sind, manche dieser Gremien, die 

wir uns gerade überlegen, schon mit einem sol-

chen Gewicht auszustatten, dass ich sie dann 

letztendlich wieder - ich sage mal einfach - wäh-

len müsste. Ein Rat der Regionen, der aus einer 

Regionenkonferenz herrührt, wo die Regionen-

konferenz öffentlich und offen ist, ist hinsicht-

lich der Legitimationsbasis deutlich geringer als 

im Kreistag. Das müssen diejenigen, die sich 

noch einmal mit Rollen und Gremien beschäfti-

gen, überlegen. Deshalb wird es natürlich 

schwierig, gegebenenfalls den Rat der Regionen 

doch auch als einen eher vom Gremium enga-

gierten oder nur gewählten… Oder reicht die Le-

gitimation aus dem Kreistag aus, dass sie gewählt 

sind? Der Rat der Regionen und sein Verhältnis 

zu dem Referendum hängen noch einmal davon 

ab, wie wir den Rat der Regionen zusammenset-

zen; das ist selbstredend. Das muss dann noch 

mit verschweißt werden.  

Würden zwei Personen das, was wir jetzt als Sze-

narienanalyse vorgeschlagen haben, mit Herrn 

Hagedorn und Frau Simic zusammen unterstüt-

zen? Würden Sie, Herr Kudla, die Diskussion mit 

strukturieren? Das fände ich sehr gut. Dürften 

wir, weil das ein ganz wichtiger Punkt ist, Sie, 

Herr Jäger, trotz der Doppelbelastung, die an-

steht, dass Sie heute zwei Untergruppen mitneh-

men, bitten?  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich kann mich aus der an-

deren gerne ausklinken. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Nein. Ich frage 

einfach ganz konkret, weil Sie natürlich diejeni-

gen sind, die dieses Element hier stark einge-

bracht haben und die letztendlich sich und uns 

überzeugen müssen.  

Ich würde es auch so wie Herr Sommer sehen: 

Wir sollten erst einmal versuchen - so habe ich 

eingeleitet-, an einem Referendum festzuhalten. 

Denn wenn wir im Wortprotokoll nachlesen, 

welche Bedenken wir äußern, dann bestehen 

schon immer ein wenig Bedenken, die Bevölke-

rung zu fragen.  

(Zurufe) 

Dann habe ich das Stichwort getroffen. Dann 

macht die Untergruppe das so, dass dieses Vor-

urteil von mir sofort wieder aus dem Protokoll 

gelöscht werden kann. Dazu möchte ich jetzt 

keine Debatte. Es gibt drei Wortmeldungen zu ei-

nem Halbsatz: Herr Kudla, Herr Völker und Herr 

Fox. Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Herr Gaßner, ich 

habe keine Bedenken, die Bevölkerung zu fragen. 

Ich habe aber Bedenken, dass man sich durch 

das Abstimmungsergebnis eventuell in eine 

Sackgasse hineinmanövriert, aus der wir nicht 

mehr herauskommen.  

Ich möchte kurz das Beispiel aus der Schweiz 

nehmen. In der Schweiz ist über den Standort 

Wellenberg auch zweimal abgestimmt worden, 

und zwar negativ abgestimmt worden. Damit war 

der Standort verbraucht. Wenn wir jetzt über 
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sechs Standorte abstimmen lassen und zweimal 

eine Negativwahl bekommen, dann sind sechs 

Standorte verbraucht - das absolute Fiasko. Ich 

kann mir gar nicht vorstellen, was wir dann ma-

chen. Dieser Fall darf nicht eintreten, auf Biegen 

und Brechen nicht. Deshalb: Wenn eine Wahlab-

stimmung kommt, muss ausgeschlossen werden, 

dass wir in eine solche Sackgasse kommen.  

Ich diskutiere gerne mit Herrn Sommer und 

Herrn Becker: Was machen wir dann? Wie kom-

men wir da wieder heraus? Das müssen wir lö-

sen, bevor wir unseren Wahlvorschlag in die 

große Kommission hineintragen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Armer, schwa-

cher Bundestag. Herr Völker, bitte.  

Dr. Uwe Völker: Vielen Dank. Ich werde das 

nicht alles wiederholen. Viele Punkte, die mir an 

diesem Konstrukt aufgestoßen sind, wurden 

schon benannt.  

Einen Aspekt möchte ich aus Sicht eines Bun-

deslandes beleuchten, in welchem sich zwei 

bzw. drei Zwischenlagerstandorte befinden. Wir 

sollten auch Sorge dafür tragen, dass zwischen 

zwei möglichen Abstimmungsrunden nicht allzu 

viel Zeit vergeht. Der Vorhabenträger wird nach-

arbeiten müssen, wenn die erste Abstimmungs-

runde negativ ausgehen sollte, bis es zu der 

zweiten Befragung kommt. Das kann - je nach 

der Phase, in der wir uns in dem Verfahren be-

finden - unter Umständen einen langen Prozess 

mit sich bringen, der mit Blick auf die Zwischen-

lagerstandorte sicherlich nicht gewollt sein kann. 

Aus diesem Grunde könnte es sein, dass es für 

das Verfahren Vorteile mit sich bringt, wenn wir 

einen maximalen Zeitraum festlegen, der zwi-

schen den zwei Befragungsrunden vergehen darf. 

Das möchte ich hier nur noch einmal als Diskus-

sionspunkt in die Runde geben.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Fox, bitte. 

Andreas Fox: Ich möchte nur noch einmal vor 

der Vorstellung warnen, dass sich eine Bevölke-

rung bei irgendeiner Abstimmung darauf be-

schränkt, über das faire Verfahren nachzuden-

ken, und dann am Ende zu sagen, ja, das ist 

schon alles ganz in Ordnung, und dann das Ver-

trauen in die Ergebnisse über das Verfahren aus-

zusprechen. Es wird sich auf jeden Fall jeder, der 

vor eine solche Abstimmung gestellt wird, auch 

Gedanken machen: Was bedeutet das? Was be-

deutet das für mich? Was bedeutet das für meine 

Region? Ist das sachlich-inhaltlich das, was ich 

möchte, oder möchte ich das nicht? Dann geht es 

nicht mehr um das Verfahren, sondern um das, 

was nachher daraus resultiert.  

Ansonsten würde ich gerne an dieser kleinen Ar-

beitsgruppe zu den Szenarien teilnehmen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Frau Kotting-Uhl, 

bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich bin jetzt ein biss-

chen irritiert, dass ich in den Debattenbeiträgen 

immer noch das Gefühl habe - auch bei Ihnen 

eben, Herr Kudla -, es geht immer noch um die-

ses Ja/Nein. Ich war eine große Verfechterin von 

so etwas wie Vetorecht, habe mich aber in der 

Zwischenzeit überzeugen lassen, dass wir nichts 

machen können, was den sicherheitsbasierten 

Auswahlprozess an die Wand fährt. Deswegen 

waren wir doch eigentlich so weit, dass wir sa-

gen, es muss bei den Abstimmungsfragen um das 

Verfahren gehen und nicht um die Bekundung: 

Ja, hier kann ein Standort her, oder hier will ich 

keinen Standort haben.  

Wenn sich eine Mehrheit äußert, sie vertraut 

dem Verfahren nicht, dann kann dahinter auch 

natürlich stehen: Ich will das gar nicht haben. 

Deswegen muss das zumindest von der Regional-

konferenz, die das durchführt - so steht es, 

glaube ich, auch im Papier von Herrn Hagedorn -

, aufgegriffen werden: Was hat denn zu dieser 
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Abstimmung geführt? Die muss dann die Begrün-

dung liefern: Warum jetzt nicht? Dann heißt es 

aber nicht wie beim Ja-Nein-Referendum: 

„Stopp! Schluss! Aus! Zurück auf null!“, son-

dern es heißt: „Halt! Nacharbeiten!“ Das ist ein 

Unterschied. Das ist das eine. 

Der andere Grund dafür, dass ich vorhin vor dem 

Quorum gewarnt habe, ist: In plebiszitären Ab-

stimmungen geht es immer darum, dass das Volk 

über etwas abstimmen kann und dass es Ja oder 

Nein sagen kann. Wenn es Nein sagt, hat es Nein 

gesagt; dann ist das so. Dann findet irgendetwas 

nicht statt.  

Das geht hier aber nicht. Wir haben hier nichts, 

wo wir sagen können, das findet dann nicht statt. 

Deswegen warne ich vor einem Quorum, dass am 

Ende dazu führt, dass uns alleine das Nichterrei-

chen des Quorums an die Wand fährt. Das kann 

irgendwie nicht sein. Deswegen bin ich dagegen, 

ein Quorum einzuführen, sondern spreche mich 

dafür aus, zu sagen: Jeder, der interessiert ist, 

kann sich beteiligen, und natürlich müssen alle 

Akteure ein Interesse daran haben, dass sich 

möglichst viele Menschen interessieren.  

Wir wissen jetzt aber aus dem Vorprozess, wie 

schwer es ist, Interesse zu wecken, wenn keines 

da ist. Ich glaube nicht, dass das Interesse später 

im Verfahren nicht da sein wird, aber möglich ist 

es. In der Schweiz ist es erstaunlicherweise auch 

so, dass doch vielfach das Interesse gar nicht da 

ist. Wenn das Interesse da ist, dann brauchen wir 

uns um ein imaginäres Quorum gar keine Gedan-

ken zu machen, weil es dann ohnehin darüber 

liegen wird. Wenn es aber nicht da ist, es bliebe 

unter einem Quorum, und deswegen stünden wir 

dann an der Wand, das - so finde ich - ist eine 

Sackgasse, in die wir nun wirklich nicht hinein 

müssen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. Wir 

sind bei der Zusammensetzung der Arbeits-

gruppe und letztendlich dabei, ihr noch ein paar 

Inputs zu geben. Ich bitte noch Herrn Fox und 

Herrn Becker um ihren Beitrag. Danach würde 

ich zunächst einmal abbrechen wollen, weil ich 

glaube, die Aufgabenspanne ist jetzt beschrieben. 

Wir geben es dann in eine Untergruppe. Herr 

Fox, bitte. 

Andreas Fox: Zu den Bedenken von Frau Kot-

ting-Uhl bezüglich des Quorums: Die Frage ist ja 

tatsächlich, was dann zur Abstimmung steht. 

Wenn möglicherweise nur eine Ablehnung zur 

Abstimmung steht - zum Beispiel: „Wir wollen 

das nicht“ -, und dafür wird ein Quorum nicht 

erreicht, dann findet eine Ablehnung nicht statt. 

Da gibt es auch noch verschiedene Möglichkei-

ten der Ausgestaltung einer solchen Abfrage ei-

nes Referendums.  

Das Zweite nur als eine Anmerkung, und zwar 

aus dem resultierend, was Sie gerade sagten: Der 

Prozess zurück, die Überarbeitung nach einer 

Ablehnung - was auch immer abgelehnt wird -: 

Die Leute lehnen ab, was sie dort vorgelegt be-

kommen. Sie lehnen zum Beispiel dann aber in 

unserer Logik erst einmal nur das Verfahren ab. 

Soll sich das Verfahren jetzt ändern, oder sollen 

sich dann doch die inhaltlichen Vorschläge än-

dern? Dann sind wir nämlich doch wieder bei 

den inhaltlichen Überlegungen, bei den sachli-

chen Entscheidungen, die am Ende anstehen. Es 

kann nicht nur um das Verfahren gehen. Danke. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Becker, 

bitte.  

Thorben Becker: Ich glaube, dass tatsächlich die 

Anregung von Frau Kotting-Uhl, nicht eine Ja-

Nein-Entscheidung - wollt ihr das haben? - zu 

machen, sondern wieder das Thema Rücksprung 

bzw. Nachprüfrecht nach vorne zu stellen, ganz 

gut zum Quorum passt, also zu sagen: Von allen 
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betroffenen Regionen muss gemeinsam eine 

Mehrheit der Wahlbevölkerung für ein Nachprüf-

recht stimmen. Dann kann ich an diese Mehrheit 

auch noch Bedingungen knüpfen. Ich finde, das 

passt durchaus, tatsächlich zu sagen, die müssen 

aktiv für ihr Nachprüfrecht hingehen und ab-

stimmen. Ich finde, das ist jetzt nicht unbedingt 

ein Problem.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Warum findet 

mein Vorschlag, dass das die Untergruppe aufbe-

reitet und wir es das nächste Mal intensiver dis-

kutieren, jetzt keinen Zuspruch? Es ist doch kein 

neuer Aspekt, der der Arbeitsgruppe aufgegeben 

wird, sondern der eine hat „Quorum“ gesagt, der 

andere hat „nicht Quorum“ gesagt. Wenn sich 

noch einmal drei dazu äußern - zwei für Quo-

rum, einer gegen Quorum - wird der Arbeitsauf-

trag nicht anders.  

Jörg Sommer: Entschuldigung, warum hat man 

hier nach jedem Redebeitrag ein schlechtes Ge-

wissen, Herr Gaßner? Sie müssen vielleicht ein-

mal zur Kenntnis nehmen, dass hier sehr viele 

ausgeprägte Charaktere sitzen, die sich nicht im-

mer genau vorher sagen lassen, was sie in der 

Debatte zu sagen haben  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Dieser Beitrag 

würde jetzt wahrscheinlich Zuspruch finden, 

weil es tatsächlich teilweise so war. Damit wer-

den aber die Beiträge, die in den die sitzungslei-

tenden Anmerkungen weiterführen, etwas unter-

gepflügt. Insgesamt ist es so, dass wir uns heute 

kein Zeitkorsett gegeben haben. Deshalb ist im-

mer noch ein bisschen die Handsteuerung: Wel-

che der anderen Schwerpunkte sprechen wir 

noch an und welche nicht?  

Ich nehme diese Rüge entgegen und habe ihr 

gleichzeitig aber auch wieder etwas entgegnet. 

Letztendlich könnte ich nie sagen, dass ein Bei-

trag nicht wichtig ist. Ich kann nur anmerken, ob 

er sich vielleicht unter etwas anderes subsumie-

ren lässt, gerade wenn wir eine Untergruppe bil-

den. Das hatte ich gerade gemacht; das war jetzt 

verfehlt. Ich nehme die Schelte entgegen und 

rufe Herrn Kudla auf. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich ziehe zurück, 

nachdem wir das in der Untergruppe anspre-

chen, wahrscheinlich dazu eine schriftliche Un-

terlage erstellen werden und alles beim nächsten 

Mal noch einmal diskutieren.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Das hätte ich 

jetzt nicht sagen dürfen. Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich möchte nicht gegen das 

Vorgehen, das wir besprochen haben, diesen 

Punkt in einer Untergruppe weiter zu erörtern, 

sprechen. Ich möchte nur noch einmal aus mei-

ner Sicht zum Abschluss der heutigen Diskus-

sion Folgendes in Erinnerung rufen: Aus meiner 

Sicht haben wir eine gewisse Inbalance. Den 

Vorschlag von Herrn Renn aufgreifend, sind wir 

jetzt dabei, diesen Gedanken weiterzuentwi-

ckeln. Das finde ich gut. Da bin ich auch offen; 

das sollten wir tun.  

Wir sollten uns aber auch noch einmal in Erinne-

rung rufen, was wir vorher gemacht haben. Sie, 

Herr Gaßner, haben in einer sehr frühen Phase 

ein Papier vorgelegt, wo wir, ausgehend von dem 

AkEnd, in diesen Prozess eingestiegen sind. Da-

bei ging es um das Thema Beteiligungsbereit-

schaft. Ich meine, mich zu erinnern, dass wir ge-

sagt haben, Beteiligungsbereitschaft führt nicht 

zum Ergebnis. Deswegen werden wir das nicht 

nehmen.  

Ihr Beitrag von eben hat mich noch einmal an 

unsere früheren Diskussionen erinnert, wo wir 

über ein Veto gesprochen haben. Wir sind eben 

zu dem Schluss gekommen: Nein, ein klassisches 

Veto in dem Sinne, dass es den Prozess zum Auf-
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halten bringen, nicht. In dem heute schon mehr-

fach angesprochenen Papier steht jetzt ja auch 

die Weiterentwicklung unserer Diskussion in 

Richtung eines Nachprüfrechts, was aus meiner 

Sicht konsequent diesen Gedanken verfolgt: Wie 

können wir es schaffen, die Qualität des Prozes-

ses nach oben zu halten, ohne einen Stopp hin-

zubringen?  

Jetzt sind wir aber mit dem Referendum auf dem 

Weg wieder zurück an den Anfang, wo wir, 

wenn wir es nicht sauber machen - das sollte 

jetzt in der Arbeitsgruppe noch einmal austariert 

und ausgecheckt werden -, an den Anfangspunkt 

zurückkommen, dass es faktisch am Ende dann 

doch ein Veto mit bindenden Wirkungen ist, die 

wir nicht mehr wegbekommen.  

Das wollte ich nur noch einmal einordnen. Wir 

befinden uns diesbezüglich in einem gewissen 

Widerspruch zu unseren Eingangsdiskussionen.  

Damit möchte ich es bewenden lassen und erst 

einmal die Szenarien durchdeklinieren. Wenn es 

klappt, ist es gut. Wenn es aber nicht klappt, 

dann sollten wir wirklich noch einmal an die 

Prinzipien denken, die wir bei dem Nachprüf-

recht definiert haben: Es soll nicht den Prozess 

zu Ende bringen, sondern es soll eine qualifi-

zierte Nachprüfung auslösen, die den Prozess 

verbessert und dann weitergehen lässt. Das ist 

das Ziel. Ob das Referendum dies tatsächlich 

schafft, werden wir in der Szenarienanalyse hof-

fentlich austesten. Vielen Dank.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. 

Jetzt würde ich gerne die zwei Untergruppen bil-

den und beginne mit der zweiten, also mit derje-

nigen, deren Aufgabenstellung Herr Jäger noch 

einmal umschrieben hat. Dafür hatte sich Herr 

Kudla gemeldet.  

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Szenarienanalyse.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Szenarien, ja. 

Herr Fox. Wer noch? Herr Jäger, Sie würden die 

Einladung annehmen?  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Herr Becker? Dann sind es vier.  

Dann rufe ich die zweite Arbeitsgruppe auf. Ich 

weiß nicht, was leistbar ist. Bezüglich der zwei-

ten Arbeitsgruppe hat Herr Sommer mit Unter-

stützung von Herrn Jäger und anderen vorge-

schlagen, wir sollten uns noch einmal spezifisch 

darauf verstehen, die Akteure, die zu identifizie-

ren sind, aufzulisten, ihnen letztendlich eine 

Rolle zuzuweisen und die Interessen, die ihnen 

zuzuordnen sind, zu identifizieren, sodass wir 

einen Gesamtüberblick über diejenigen haben, 

die relativ augenscheinlich sind und denen ich 

auch schon einen bestimmten Raum in dem Zwi-

schenbericht gegeben sehe. Beispielsweise hat 

Herr Sommer am Vormittag den Bundesrat ge-

nannt, oder auch spezifisch die EVU, die wir in 

diesem Papier noch nicht identifiziert haben. 

Man sollte also eine Zusammenschau haben: 

Wer taucht in dem Standortauswahlgesetz als 

Akteur auf, wer taucht in dem Zwischenberichts-

papier auf, und wer taucht aus dem Verständnis 

heraus auf, dass er die Strukturen und die Pro-

zesse, die wir strukturieren wollen, vor Augen 

hat? Wie wird man da was zuordnen? Das sollte 

eine Hilfestellung, eine Grundlage sein, um, da-

rauf aufbauend, besser identifizieren zu können, 

welche Gremien und welche Prozesse wir haben 

wollen.  

Da würde Herr Sommer mitmachen. Wer würde 

freundlicherweise auch noch mitmachen? Herr 

Fuder, Herr Ott und Herr Jäger. Dann haben wir 

zweimal vier. Habe ich jemand übersehen? Ich 

darf mich sehr herzlich bedanken.  
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Ich bitte Herrn Hagedorn, dass er diese zwei Un-

tergruppen mit betreut, und würde dann schon 

einmal dazu einladen. Wir müssen als Gruppe - 

das ist letztendlich nur für die Geschäftsstelle 

schwer - ein Gefühl dafür haben, was das Leis-

tungsprofil des Beteiligungsmanagers ist. Ich bin 

sehr dafür, dass er viel arbeitet. Wir müssen 

dann irgendwann auch vertraglich nachziehen. 

Das würde ich gerne irgendwann besprechen, da-

mit wir diesbezüglich ein gemeinsames Ver-

ständnis haben. Es ist dann leichter. Wir addie-

ren Aufgabenstellungen auf Aufgabenstellungen, 

die sinnvoll sein können. Es gibt es ein bestimm-

tes Budget, das irgendwann auch mal eine 

Grenze hat. Deshalb wollte ich Herrn Hagedorn 

die Sorge nehmen, dass wir ihm eine Aufgabe 

nach der anderen rüberschieben, ohne dass wir 

vertraglich nachziehen. Das sollten wir dann 

auch in dem Verständnis machen.  

Ich bitte Herrn Hagedorn zusätzlich, dass er die 

Terminabstimmungen vornimmt, und kann nur 

die Bitte äußern - das klingt zurückhaltend -: Es 

müssten in der nächsten Sitzung Ergebnisse - 

wenn auch keine endgültigen - vorliegen, weil 

wir in der nächsten Sitzung eigentlich schon den 

Zwischenbericht fertig haben. Davon müssen wir 

uns ein bisschen emanzipieren. Wir müssen also 

sehen, dass wir einen weiteren Entwurf zum 

Zwischenbericht haben, der teilweise zunächst 

diese Untergruppen-Ergebnisse voraussetzt, was 

ich insbesondere bei der Untergruppe „Rollen“ 

so sehe. Bei der Untergruppe „Nachprüfung“ 

kann man sich vielleicht noch damit behelfen, 

dass man das als „Work in Progress“ bezeichnet. 

Bei der Fragestellung „Rollenverteilung“ müss-

ten wir schon ein bisschen weiter sein. 

Ich hatte dann die Frage zum weiteren Vorgehen 

aufgeworfen. Es gibt zwei Möglichkeiten: Die 

eine Möglichkeit ist die, dass wir innerhalb der 

Schwerpunkte bis zu den Punkten „Vereinbar-

keit der StandAG mit europäischen Vorgaben“ 

springen und dass wir uns das entsprechend den 

Überlegungen von Herrn Becker einmal darstel-

len lassen. Außerdem würden wir uns die Über-

legungen von Herrn Becker zum bestmöglichen 

Standort vortragen lassen. Das hätte den großen 

Vorteil, dass Herr Becker mit seinen Inhalten 

hier hereinkommt. Es hätte den weiteren Vorteil, 

dass wir möglicherweise das Thema Bürgerver-

sammlungen nicht gänzlich unvorbereitet disku-

tieren.  

Da es heute Vormittag gelungen ist, zu dieser An-

hörung „Großprojekte“ zu einem gewissen Aus-

tausch zu kommen, würde ich Ihnen vorschla-

gen, dass wir versuchen, unter dem Schlagwort 

„Bürgerversammlung“ 20 Minuten bis eine halbe 

Stunde zu diskutieren. Wenn es sich dann fest-

fährt, lassen wir es sein. Ansonsten hätten wir 

einfach einen weiteren Schritt, den ich gerne 

markieren würde und den wir auch für den Be-

richt brauchen.  

Wenn Sie damit einverstanden wären, würde ich 

jetzt vorschlagen, 20 Minuten oder eine halbe 

Stunde zu versuchen, zu dem Thema „Bürgerver-

sammlung“ zu diskutieren. Ich würde noch ein-

mal kurz einführen. Wenn Sie nicht einverstan-

den sind, würden wir gleich mit Herrn Becker 

anfangen und würden dann weiter - in Anfüh-

rungszeichen - improvisieren; denn wir haben 

noch genügend Schwerpunkte, die wir behan-

deln müssen.  

Würden Sie sich auf den Versuch einlassen, zu-

nächst unter der Überschrift „Bürgerversamm-

lung“ noch einmal das Verhältnis formell/infor-

mell anzusprechen? Dann würden wir es so ma-

chen, dass Herr Becker auf jeden Fall heute auch 

noch mindestens eine halbe bis dreiviertel 

Stunde zum Zuge kommt. Sind Sie damit einver-

standen? Gut. 

Dann knüpfe ich, weil das dann sehr bildhaft ist, 

an die Fragestellung an, die Herr Kudla heute 

Vormittag aufgeworfen hat: Wenn wir eine gut 
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strukturierte Regionalkonferenz haben - wir ha-

ben also eine gute Basis auf der Regionalebene -, 

ist dann diese auch von Engagement getragene 

Konferenz nicht eigentlich - in Anführungszei-

chen - viel besser als die Bürgerversammlung? 

Brauchen wir die Bürgerversammlung dann 

noch? Welche Funktion hat eigentlich die Bür-

gerversammlung?  

Ich habe dazu keine abschließende Meinung, 

sondern ich habe gegenüber Herrn Hagedorn, der 

genau die gleiche Frage aufgeworfen hat, in fol-

gende Richtung argumentiert: Ich habe gesagt, 

wir bekommen ein großes - in Anführungszei-

chen - Widerstandspotenzial von allen Verwal-

tungsjuristen, wenn wir das Element des Erörte-

rungstermins einführen, zu dem ich gleich sage, 

dass Auslöser aller Überlegungen zu gelungenen 

Beteiligungsprozessen immer dadurch ausge-

löscht werden, dass der Erörterungstermin 

schlecht ist. Ein Erörterungstermin ist ein 

Kampffeld. Ein Erörterungstermin ist ein Ort von 

Aggressionen. Der Erörterungstermin taugt unter 

dem Gesichtspunkt einer qualifizierten Beteili-

gung eigentlich nicht. Das ist mein Verständnis.  

Trotzdem gehe ich davon aus, dass wir Obacht 

geben müssen, dass wir das, was wir überlegen, 

was wir einführen wollen, nicht zu stark ver-

rechtlichen. Wenn ich das, was ich strukturieren 

will - bleiben wir beim Beispiel Regionalkonfe-

renz -, nicht zu stark verrechtlichen möchte, 

stellt sich die Frage, ob man nicht parallel doch 

noch etwas vergleichsweise formales Rechtliches 

braucht. Wofür? Erst einmal für das, was man ge-

meinhin die Beteiligung der Träger öffentlicher 

Belange nennt. Die beteiligten Träger öffentlicher 

Belange werden in einem Erörterungstermin, der 

auf ein bis zwei Tage terminiert ist, eingeladen, 

anzugeben, ob - ich sage jetzt etwas ganz Forma-

les - da eine Gasleitung liegt, ob da Stromleitun-

gen liegen oder ob ein Wasserschutzgebiet über-

sehen wurde, was ich mir eigentlich nicht vor-

stellen kann. Aber nehmen Sie Ihre eigenen Bei-

spiele. Die Trägerbeteiligung braucht also einen 

Ort.  

Ich fände es nicht so gut, wenn die Regionalkon-

ferenz jetzt die Aufgabenstellung hätte, diese ver-

gleichsweise förmliche Aufgabenstellung mit ab-

zuarbeiten. Ich müsste also Verwaltungsjuristen 

davon überzeugen, dass die Trägerbeteiligung bei 

einer Regionalkonferenz aufgehängt ist, wo dann 

die Frage auftritt: Wie ist die Regionalkonferenz 

aufgebaut? Da haben wir zwar Grundstrukturen, 

aber das soll auch ein lernender Prozess sein, 

und wir wollen relativ hohe Selbstverwaltungs-

qualitäten haben. Wir wollen sie gerade nicht zu 

einem förmlichen Instrument im engeren Sinne 

machen, sondern ihnen Gestaltungsmöglichkei-

ten geben. 

Die zweite Sache - insoweit dann auch eine Brü-

cke zu Herrn Becker -: Inwieweit brauche ich für 

das Bauelement „Strategische Umweltprüfung“ 

eine im Sinne des UVPG ausgestaltete Öffent-

lichkeitsbeteiligung? Die Öffentlichkeitsbeteili-

gung nach dem UVPG brauche ich. Ich würde 

mir quasi die Finger wundschreiben, wenn ich 

den Versuch unternehmen würde, den Termin 

der Öffentlichkeitsbeteiligung innerhalb der SUP 

mit der Regionalkonferenz gleichzusetzen. Da 

fällt es mir leichter, zu sagen, das delegieren wir 

an die Bürgerversammlung. 

Das dritte Element, das auftreten kann: Es gibt 

auch die Frage, ob Eigentümer beteiligt werden. 

Das finde ich, ehrlich gesagt, nicht so wichtig. Es 

ist aber ein sehr wichtiges Argument für Verwal-

tungsjuristen. Eigentümer müssen auch einmal 

ihr Forum haben. Sie sollen jetzt nicht verpflich-

tet sein, in so einer Schwatzbude wie einer Regi-

onalkonferenz wochenlang dabeisitzen zu müs-

sen, um irgendwann einmal aufzeigen zu dürfen 

und zu sagen: „Ich bin hier Eigentümer“. Ich 

sage es bewusst provokativ, um letztendlich zu 
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dokumentieren, in welchem Spannungsverhält-

nis wir uns bewegen. Da ist es einfacher, zu sa-

gen, es gibt einmal eine konzentrierte Bürgerver-

sammlung.  

Ich habe das Verständnis, dass die Regionalkon-

ferenz eine Dauerinstitution ist, dass sie letzt-

endlich über Monate, Jahre und sogar prozess-

übergreifend institutionalisiert ist, während 

diese Bürgerversammlung eine Punktaufnahme 

ist.  

Ich verbinde damit weiterhin die Vorstellung, 

dass wir überlegen, dass es eine förmliche Betei-

ligung gibt, die für uns eigentlich nicht so wich-

tig ist und die wir durch eine gute andere Beteili-

gung - wie soll ich sagen? - in ihrer Bedeutung 

zurückstufen. Aber es ist viel einfacher, durch ei-

nen gelungenen Prozess, durch gute Inhalte, 

durch überzeugende Arbeit und durch Nachvoll-

ziehbarkeit des Prozesses die formelle Beteili-

gung zu einem Appendix zu machen, als umge-

kehrt zu argumentieren, alles, was die förmliche 

Beteiligung leisten soll, nehmen wir zusätzlich 

noch in die Regionalkonferenz auf.  

Deshalb werbe ich dafür, dort keine großen Wi-

derstände aufzubauen und zu sagen, wir schaffen 

jetzt die Bürgerversammlung ab, sondern die 

Bürgerversammlung als ein relativ formales Ele-

ment anzusehen, in dem formale Fragestellungen 

aufgehängt werden und in dem die Inhaltlichkeit 

hoffentlich durch die gute Arbeit, die wir in den 

anderen Gremien schaffen, quasi ersetzt wird, so-

dass es im Idealfall so ist, dass diesem Erörte-

rungstermin wirklich wenig Bedeutung zu-

kommt, dass er aber jedenfalls als formales Ele-

ment auftaucht. 

Das ist mein Verständnis. Wenn Sie dieses Ver-

ständnis mit mir diskutieren, bitte ich zu verste-

hen, warum ich nicht jedes Mal sagen möchte, 

dass das, was wir entwickeln, natürlich auch for-

mell ist, aber in meinem Sprachverständnis eher 

informell ist, nämlich Selbstverwaltungsele-

mente beinhaltet, Gestaltungsmöglichkeiten er-

öffnet und selbstlernend sein kann - deshalb in 

dem Sinne eher informell -, und dass wir das, 

was wir dann an Strukturen haben - SUP, Träger-

beteiligung, Eigentümeranhörung etc. -, als die 

formelle Beteiligung in der Bürgerversammlung 

sehen.  

Das wäre sozusagen mein Grundverständnis, das 

ich zur Diskussion stelle, damit Herr Hagedorn 

und Frau Simic auch weiterarbeiten können. 

Herr Sommer, bitte. 

Jörg Sommer: Ich muss gestehen: Weil ich kurz 

draußen war, habe ich nur den Rest mitbekom-

men. Habe ich das richtig verstanden, dass es da-

rum geht, dass Sie die Bürgerversammlung eher 

als den formellen Teil der Beteiligung sehen? Ich 

habe diesbezüglich eine etwas andere Sicht-

weise, lasse mich aber gerne überzeugen. Für 

mich war eigentlich immer der Gedanke, dass 

die Bürgerversammlung und die Regionalkonfe-

renz ein teilweise dialektisches Verständnis ha-

ben. Die Bürgerversammlung sollte auch ein 

bisschen die „Rückkopplungsursuppe“ sein, in 

der sich die Regionalkonferenz öfter mal bestäti-

gen, korrigieren, vielleicht auch mal beschimp-

fen lässt, um zu spüren, was denn in der Bürger-

schaft gerade reflektiert wird von dem, was sie 

tut. Ansonsten ist die Gefahr sehr groß, dass eine 

Regionalkonferenz … Je nachdem, wie lange; 

denn Sie sagen „verstetigt“. Ich sehe es auch so, 

dass es ein relativ intensiv, konstant, länger in 

ähnlicher Zusammensetzung arbeitendes Gre-

mium ist. Da entsteht dann wiederum immer 

schnell das Risiko der Verselbständigung bzw. 

der Abkopplung von dem, was vor Ort diskutiert 

wird.  

Es wäre sehr spannend, wenn Regionalkonferen-

zen... Ich sehe das ähnlich wie in einem Unter-

nehmen, Kollege Ott, die Beziehung zwischen 

Betriebsrat und Betriebsversammlung, wo der 
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Betriebsrat in der Betriebsversammlung öfter mal 

Rechenschaft über das ablegt, was er tut, argu-

mentiert und versucht, sich ein Feedback zu ho-

len. So ähnlich sehe ich da eine Option. Das 

wäre eine etwas andere Sichtweise; das gebe ich 

gerne zu.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Nur ein Satz 

dazu: Das würde insoweit meine Sichtweise et-

was erweitern. Der Eingangspunkt, als Sie noch 

nicht da waren, war ein Aufhänger. Es war noch 

keine Meinung, sondern ein Aufhänger und eine 

Frage von Herrn Kudla, ob man bei einer gut 

funktionierenden Regionalkonferenz möglicher-

weise auf die Bürgerversammlungen verzichten 

kann. Herr Becker, bitte. 

Thorben Becker: Auf der einen Seite, um das 

Thema noch komplizierter zu machen, sind in § 

9 noch die Einrichtungen von Bürgerbüros und 

die Durchführung von Bürgerdialogen vor Ort 

und im Internet, unterstützt durch eine regionale 

Begleitgruppe unter Einbindung von Bürgeriniti-

ativen, vorgeschrieben. Das ist eine ganze Menge. 

Mir ist zum Beispiel das Verhältnis dieser in der 

StandAG vorgeschriebenen Sachen völlig unklar.  

Ich weise immer wieder darauf hin ist, dass das, 

was vorgeschrieben ist, was aber im StandAG 

selber gar nicht drinsteht, alles ist, was an SUP, 

Öffentlichkeitsbeteiligung, sogar grenzüber-

schreitende Öffentlichkeitsbeteiligung usw. 

dranhängt.  

Deshalb wäre mein Vorschlag, tatsächlich zu sa-

gen: Auf der einen Seite haben wir den Baustein, 

den wir eben diskutiert haben und der in dem 

Papier Hagedorn/Gaßner aufgeführt ist: Wie stel-

len wir uns etwas Formelles vor? Ich würde es 

„formell“ nennen, auch wenn es so ist, wie wir 

es uns wünschen, weil es ja auch formelle 

Rechte definiert. Das ist das eine.  

Das andere ist, tatsächlich das klassische for-

melle Verwaltungsverfahren dann auch mit hin-

einzuschreiben, und zwar möglichst aus einem 

Guss, also die Bürgerversammlung dann tatsäch-

lich als Teil der SUP, damit klar ist: Das gibt es 

auch noch. Das ist die Beteiligung, die sein 

muss, die auch die Beteiligung von allen, die 

nicht in diesen Regionalkonferenzen und Ähnli-

chem vertreten sind, ermöglicht, also Träger öf-

fentlicher Belange, grenzüberschreitend - das al-

les -, das dann aber auch wirklich zu regeln und 

das meinetwegen mit einer Bürgerversammlung, 

wenn es denn Sinn macht, auch hineinzuschrei-

ben. Alles, was sich darüber hinaus noch im 

StandAG an informeller Beteiligung befindet, 

wäre eigentlich eher zu streichen und mit einem 

Satz zu versehen: Das kann natürlich gemacht 

werden.  

Aber ich weiß nicht, warum das jetzt noch ge-

setzlich geregelt werden soll. Das ist dann so 

ähnlich, als wenn man sich das Verfahren Ent-

wicklungsplanung anguckt. Darin sind ja auch 

nur die formellen Schritte genannt, und trotzdem 

macht die Bundesnetzagentur, machen die Über-

tragungsnetzbetreiber viel informelle Bürgerbe-

teiligung. Das machen sie aber, obwohl es in kei-

nem Gesetz steht. Ich glaube, das muss man 

dann auch nicht hineinschreiben, sondern wir 

haben diese zwei Stränge und haben damit 

schon genug zu tun.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Bitte nehmen Sie 

mit, dass wir jetzt eine Bürgerversammlung ha-

ben, die relativ regelmäßig als Korrektiv kommt, 

und die andere Bürgerversammlung, die eine 

sehr formale Stellung hat. Das widerspricht sich 

nicht, sondern wir müssen gucken, ob wir dann 

neue Begriffe schaffen. Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: In der Tat: Wir sind jetzt an 

einem Punkt, wo wir über uns über Begrifflich-

keiten verständigen müssen.  
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Herr Gaßner, wenn ich Sie richtig verstanden 

habe, hätten Sie nach Ihrem Vorschlag die Bür-

gerversammlung anders definiert, als sie im 

StandAG steht; denn im StandAG steht expressis 

verbis, dass das Bundesamt für kerntechnische 

Entsorgung Bürgerversammlungen mit dem Ziel 

durchführt, die jeweiligen Verfahrensschritte im 

Zusammenwirken mit der Öffentlichkeit vorzu-

bereiten. Das ist eine ganz andere Intention als 

das, was Sie als Vorschlag formuliert haben.  

Laut StandAG ist sozusagen die Bürgerversamm-

lung ein Instrument des BfE, um den nichtförm-

lichen Teil zu steuern. Nach meinem Eindruck 

ist das, was im StandAG steht, eine Mischung 

aus verfahrensnotwendiger Bürgerbeteiligung, al-

tem Planungsrecht und „Add on“, nach dem 

Motto: Planungsrecht, Erörterungstermin sind 

notwendig, aber nicht hinreichend. Deswegen 

sind wir dabei, den darüber hinausgehenden Be-

teiligungsprozess zu designen. So wäre mein 

Verständnis.  

Ich könnte Ihrem Vorschlag sehr viel abgewin-

nen, wenn wir differenzieren und fragen: Was 

müssen wir an förmlicher Bürgerbeteiligung tat-

sächlich erledigen, woran wir gar nicht vorbei-

kommen? Herr Becker, Sie werden Sie uns nach-

her vielleicht noch etwas zum Thema EU-Recht 

und strategische Umweltprüfung sagen, also dass 

wir das als Grundbasis der Bürgerbeteiligung 

nehmen, an der wir nicht vorbeikommen. Wie 

wir das einordnen, sei einmal dahingestellt. Das 

ist notwendig, aber nicht hinreichend. Darauf 

setzen wir dann: Was stellen wir uns an darüber 

hinausgehender Bürgerbeteiligung vor? Dann 

gibt es möglicherweise im nächsten Schritt noch 

Kombinationsmöglichkeiten, es miteinander zu 

verweben.  

Aber zunächst einmal, damit man nachher vom 

Verwaltungsrecht her keine Schwierigkeiten hat, 

sollten wir alle Pflichten erfüllen, die irgendwo 

im Gesetz ein Stück weit mit Kürelementen ver-

woben sind, wenn ich das mal so sagen darf, 

dass wir sie auseinanderdividieren und dass wir 

das in jedem Fall machen müssen, wie wir auch 

bei dem Rechtsschutz das Thema EU-Recht jetzt 

noch einmal aufrufen, und dann unseren Öffent-

lichkeitsbeteiligungsprozess mit der Definition 

der Gremien und der Einordnung daraufsetzen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Bevor ich Herrn 

Fuder und Herrn Kudla das Wort erteile, möchte 

ich einen vergleichsweise überraschenden Hin-

weis geben: Bei der AG 2 ist es guter Brauch, 

spätestens an dieser Stelle zu sagen, dazu brau-

chen wir eine Vorlage vom BMUB. Wir haben 

das BMUB in der AG 1 noch nie in Anspruch ge-

nommen. Es würde mir und uns allen aber sehr 

helfen, wenn Sie die Fragestellungen aufgreifen - 

was sind die Stationen, die wir für die Drittbetei-

ligung brauchen, was sind die Stationen für SUP 

- und dazu eine Skizze fertigen könnten. Das 

werden auch Sie in dem Sinne für Ihre weitere 

Arbeit brauchen. Das würde uns sehr helfen. 

Dann würde ich Herrn Fuder und Herrn Kudla 

einladen, Herrn Reckers noch ein paar Fragen 

mit ins Aufgabenheft zu schreiben.  

Jörg Reckers (BMUB): Sie möchten das jetzt ha-

ben, wie es jetzt im Standortauswahlgesetz dar-

gestellt ist? Ganz klar ist mir noch nicht, was der 

Arbeitsauftrag ist, aber ich nehme ihn gerne ent-

gegen.  

Michael Fuder: Der entsteht jetzt. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich verstehe die 

Nachfrage. Ich würde erst noch die anderen Bei-

träge aufrufen. Dann sammeln wir noch einmal 

gemeinsam. Herr Fuder, bitte. 

Michael Fuder: Ich schlage vor, dass der Arbeits-

auftrag jetzt langsam entsteht.  
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Die Begriffsverwirrung, die hier zum Teil 

herrschte und die aus dem Standortauswahlge-

setz resultiert, ist exakt Ausdruck der Tatsache, 

dass mit dem Gesetz noch nicht einmal andeu-

tungsweise eine klare Rollendefinition vorge-

nommen worden ist. Da wird nämlich alles in ei-

nen großen Topf geworfen.  

Ich bitte Sie, sich noch einmal daran zu erin-

nern, was wir in der letzten Sitzung gehört ha-

ben. Da hat Herr Schürmann aus dem Landkreis 

Wolfenbüttel in Bezug auf die Asse - das war 

sein erstes Statement, das ich ausdrücklich un-

terstütze - gesagt, wir müssen drei verschiedene 

Prozesse sehr sauber unterscheiden. Das eine ist 

der staatliche Prozess mit Ministerien, Behörden 

und allem Drum und Dran, Vorhabenträger usw. 

Da werden die Entscheidungen letztlich materi-

ell getroffen.  

Zweitens haben wir Rechtsschutzelemente. Die 

sind dafür da, staatliche Willkür abzuwenden. 

Da kann jeder, der persönlich betroffen ist, ir-

gendwann vor Gericht ziehen und im Rahmen 

dessen, was vorhanden ist, die ganzen rechts-

staatlichen Instrumentarien ziehen.  

Und wir haben - das ist davon deutlich abzutren-

nen - diesen Beteiligungsprozess, der dem Staat 

nicht die Verantwortung für sein staatliches Han-

deln abnehmen kann. Er ist auch mindestens 

tendenziell - ich bin einmal ganz vorsichtig - ge-

meinwohlorientiert. Das unterscheidet ihn vom 

Rechtsschutz. Jemand, der Rechtsschutz in An-

spruch nimmt, muss nicht allgemeinwohlorien-

tiert sein, sondern der nimmt persönliche Rechte 

wahr. Insofern ist es nämlich etwas ganz Eigenes, 

weshalb wir sauber trennen müssen.  

Wie formell muss das Ganze sein? Insofern hat es 

natürlich per se sozusagen etwas Informelles in 

sich, Herr Gaßner, in dem Sinne, glaube ich, wie 

Sie argumentiert haben. Trotzdem glaube ich aus 

der Erfahrung heraus, dass es notwendig ist, die-

sen Beteiligungsprozess relativ formal und for-

mell durchzudeklinieren; denn alles, was wir an 

Rahmensetzungen nicht vornehmen, kann später 

intern zu ganz bösen Konflikten führen. Ich 

glaube also, dass es notwendig ist, eine ganz 

klare Rahmensetzung für einen informellen Pro-

zess vorzunehmen. Das mag als Widerspruch er-

scheinen, ist aber nach meiner Erfahrung und 

meiner Meinung nach absolut notwendig.  

Thema Damit komme ich zum Thema Bürgerver-

sammlung. Das eine sind Bürgerversammlungen, 

die für den staatlichen Prozess notwendig sind, 

damit dass Ganze Rechtssicherheit bekommt. 

Darüber müssen wir, glaube ich, gar nicht reden, 

denn es ist eindeutig Aufgabe der staatlichen Be-

hörden, das entsprechend zu organisieren.  

Dass ein Vorhabenträger darüber hinaus auch 

eine Form von Öffentlichkeitsarbeit macht, wie 

es zurzeit zum Beispiel das Bundesamt für Strah-

lenschutz tut, ist - so finde ich - in Ordnung, ist 

legitim.  

Dann stellt sich ergänzend die Frage: Wie gestal-

ten die Gremien dieses Beteiligungsprozesses - 

sowohl das nationale Begleitgremium als auch 

die regionalen Begleitgremien - die Rückkoppe-

lung zur Bevölkerung? Da habe ich eine Ten-

denz, zu sagen: Das kann man diesen Gremien 

selbst überlassen. Sie müssen die Ressourcen da-

für bekommen, dass sie das tun können, und 

dann sollten sie das tendenziell - das ist meine 

Meinung - sozusagen aus eigenem Fingerspitzen-

gefühl heraus in der Art und Weise und so häu-

fig und so intensiv machen, wie es für sie not-

wendig ist, um die notwendige Legitimität für 

ihr Handeln ständig aufrechtzuerhalten.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Herr Fuder, Sie 

haben das gerade schön auseinanderdekliniert. 
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Darauf möchte ich gleich aufbauen. Für mich be-

deutet das, dass im Standortauswahlgesetz ei-

gentlich nur drei Begriffe erscheinen müssen: 

Zum einen die klassischen Bürgerversammlun-

gen, die wir brauchen, wie Sie gerade gesagt ha-

ben, dann die Regionalkonferenzen und das nati-

onale Begleitgremium. Für den quasi informel-

len, aber letztlich doch formellen Beteiligungs-

prozess sind im Wesentlichen die Regionalkonfe-

renzen zuständig. Die sind aus meiner Sicht 

auch für die Information der Bevölkerung auf je-

der nur erdenklichen Ebene zuständig.  

Das heißt, wir hätten, was die Öffentlichkeitsar-

beit anbetrifft, im Prinzip nur drei Begriffe: Bür-

gerversammlungen, Regionalkonferenzen und 

nationales Begleitgremium. Alles andere müssen 

wir in die Satzung für die Regionalkonferenzen 

hineinschieben.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. 

Würden Sie in Ihre Aufzählung den Rat der Regi-

onen noch mit aufnehmen? 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Das gehört auch 

dazu.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Okay. Das gehört 

zur Regionalebene, genau. Ich glaube, das ist erst 

einmal ein guter Zwischenschritt.  

Ich würde dann Herrn Reckers bitten, in diesem 

Verständnis von Herrn Fuder und Herrn Kudla 

die Überlegung anzustellen: Wie muss eine Be-

teiligungsinstitution aussehen, und mit welchen 

Aufgaben ist sie ausgestattet, die sich letztend-

lich aus Demokratieprinzip und staatlicher Ver-

antwortung ableitet und die dann als Schlagwort 

auch vom BfE eingesetzt würde? Also so, wie wir 

das heute Morgen besprochen haben: Wo ist es 

notwendig, dass wir letztendlich - Herr Fuder 

hat es schon gesagt; ich will es eigentlich nicht 

wiederholen - eine Verantwortlichkeit des Staa-

tes im Sinne des Demokratieprinzips haben?  

Der andere Teil ist eher der, wo wir einen struk-

turierten Beteiligungsprozess haben, dem wir 

aber möglicherweise nicht die Fesseln der voll-

ständigen repräsentativen Demokratie anlegen 

wollen, weil wir den Prozess der Beteiligung - 

der formellen, nicht klassischen Beteiligung und 

der formellen klassischen Beteiligung, wenn ich 

das jetzt so unterscheiden darf -, und zwar der 

formellen, nicht klassischen Beteiligung, nicht 

überfrachten wollen, da sie Teilelemente mög-

licherweise nicht abdecken kann, für die wir das 

Schlagwort genannt haben: Träger eines vom Eu-

roparecht und dem UVPG-Recht verlangten Öf-

fentlichkeitsbeteiligungstermins innerhalb der 

SUP. Das ist das eine Beispiel gewesen.  

Das andere Beispiel war das, dass die Träger öf-

fentlicher Belange selbstverständlich auch in der 

Regionalkonferenz vorsprechen können und viel-

leicht auch gute Impulse geben. Aber ich würde 

aber dieses Element der Beteiligung der Träger 

öffentlicher Belange nicht unbedingt bei Regio-

nalkonferenzen angesiedelt sehen wollen.  

Ich werbe mit Ihnen noch dafür, dass wir zwar 

möglichst strukturieren, uns aber nicht formale 

verwaltungsrechtliche Legitimationsprobleme 

auf den Tisch ziehen, die Freiheiten nehmen. 

Wenn wir diese Überfrachtung nicht hätten, kön-

nen wir Freiheiten gewinnen.  

Die Bitte an Herrn Reckers lautet, darüber noch 

einmal nachzudenken, dass das, was uns gar 

nicht so vor Augen ist, uns nicht möglicherweise 

dazu zwingt, plötzlich unter demokratietheoreti-

schen Aspekten Legitimationen durch Wahlen 

schaffen zu müssen, wo wir dann gar nicht ge-

nau wissen, ob eine Teilgebietskonferenz, wenn 

sie so zusammengesetzt wäre, rechtswidrig wäre. 

Wollen wir das Maß der Rechtswidrigkeit bei der 

Zusammensetzung und bei Teilgebieten über-

haupt eröffnen?  
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Das ist sozusagen der Schrecken, den ich zeich-

nen möchte. Das ist aber nicht die Bürgerver-

sammlung von Herrn Sommer, denn die Bürger-

versammlung von Herrn Sommer bedeutet, dass 

sich bestimmte Gremien davor schützen, sich in 

sich zurückzuziehen oder ein Binnenklima zu 

schaffen, wo sie sich nicht mehr dem Außenkon-

takt stellen. Dem sollten wir einen anderen Titel 

verleihen, oder wir bleiben bei Bürgerversamm-

lungen und nehmen für das, was… Ich habe den 

Begriff nicht geschaffen, sondern Sie wissen, 

dass § 10 auf jeder Stufe des Standortauswahlge-

setzes in Bezug genommen ist. Herr Thomauske 

hat am Anfang schon einmal gesagt, das ist ei-

gentlich nur der Erörterungstermin unter regio-

naler Beteiligung.  

Es ist jetzt nicht juristisch sauber formuliert, aber 

ich glaube, Sie wissen, was die Überlegungen 

sind: Wie schaffen wir eine Entformalisierung 

unserer Beteiligungen? Was muss dabei bedacht 

werden?  

Dann würde ich das so stehen lassen wollen und 

Sie einladen, in der Pause noch einmal kurz dar-

über nachzudenken. Danach würde ich gerne 

Herrn Becker das Wort geben. Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Vielleicht noch eine Anre-

gung oder eine Bitte an Herrn Reckers: Wie eben 

schon festgestellt wurde, ist das aktuelle Stan-

dAG jetzt eine Mischung aus - ich verwende jetzt 

einmal die Begriffe von Herrn Gaßner - formeller-

formeller Beteiligung und formeller-informeller 

Beteiligung. Wenn wir das jetzt auseinanderdivi-

dieren, wird der formelle-formelle Teil natürlich 

im Gesetz aufscheinen. Dann ist die nächste 

Frage - weil das jetzt schon mehrfach angeklun-

gen ist, will ich die Frage zumindest noch ein-

mal aufgreifen, damit wir sie lösen -: Wo er-

scheint dann am Ende der formelle-informelle 

Teil? 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Natürlich auch im Ge-

setz.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Auch im Gesetz.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Natürlich.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Gut. Das ist eben mitunter 

anders angeklungen. Dann bin ich für die Klar-

stellung dankbar. Das wäre auch mein Verständ-

nis.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich würde auch 

die Überlegung, die Herr Becker angestellt hat, 

nämlich auf vieles schon verzichten zu können 

im Sinne von Ideensammlungen, im Sinne von 

Auslösungen, von Budgetbedarfen, durchaus 

noch als Merkposten stehenlassen. Ich wider-

spreche also nicht, aber ich könnte mir durchaus 

vorstellen, dass man die Ausstattung einer Regio-

nalkonferenz beispielhaft auch mit den Begriff-

lichkeiten, die schon einmal vom Gesetzgeber in 

Bezug genommen wurde, auch nutzt. Darüber 

müssen wir jetzt aber nicht diskutieren. Sie ha-

ben angedeutet, es wäre vielleicht verzichtbar. 

Ich würde eher sagen, als Ideenbaukasten, und 

um später der Regionalkonferenz ein notwendi-

ges Gewicht zu geben, könnte man vielleicht das 

eine oder andere dort wieder aufscheinen lassen, 

also § 9 Abs. 3 und 4.  

Wir machen jetzt eine Pause.  

(Unterbrechung von 15.30 Uhr bis 15.40 Uhr) 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wir diskutieren 

jetzt das Thema „Vereinbarkeit des StandAG mit 

den europäischen Vorgaben“ anhand des Pa-

piers, das Frau Lorenz-Jurczok Ihnen zugesandt 

hat.  

Wenn wir noch Zeit haben, werden wir eventuell 

noch einen kurzen Input von Herrn Becker zum 
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Thema „bestmöglicher Standort“ hören. Wir hät-

ten dann zuletzt das Thema „Trägerschaft“, das 

ich dann noch aufrufen würde, wenn wir mit 

den Punkten von Herrn Becker gegen 16.15 Uhr 

oder 16.20 Uhr fertig werden. Dann würde es 

Sinn machen, noch einmal 20 Minuten zu nut-

zen, weil auch das Thema „Trägerschaft“ wichtig 

ist, insbesondere die Fragen: Kann das BfE ein 

Gremium einsetzen? Könnten sie Träger der Re-

gionalkonferenzen sein? Wie würde man sicher-

stellen, dass die Regionalkonferenzen nicht zu 

eng angebunden sind? Das fände ich sehr schön. 

Das würde in den Kontext passen. Ich möchte 

das jetzt aber nicht unmittelbar anknüpfen, son-

dern nur, wenn wir noch ein Zeitfenster finden.  

Dann hätte zunächst Herr Becker das Wort, ver-

bunden mit der Bitte, uns durch sein Papier zu 

führen, in dem er die zwei Rechtsgutachten, die 

die AG 2 eingeholt hat, ausgewertet hat. Herr Be-

cker, bitte.  

Thorben Becker: Vielen Dank. Eine Vorbemer-

kung: Das ist jetzt nicht der große inhaltliche In-

put des BUND, sondern die Vorsitzenden hatten 

darum gebeten, die beiden Gutachten, die im 

Kern den Blick Richtung Rechtsschutz geworfen 

haben und die die Vereinbarkeit der Regelungen 

mit den europäischen Grundlagen überprüft ha-

ben, die aber auch Aussagen zum Thema „Öf-

fentlichkeitsbeteiligung“ enthalten, auszuwerten. 

Die beiden Gutachten haben sich zwar eher am 

Rande mit diesem Thema beschäftigt, aber - so 

denke ich - durchaus relevante Aussagen getrof-

fen.  

Ich beginne mit dem Ende des Papiers: Welche 

Aufgaben ergeben sich aus meiner Sicht bzw. aus 

unserer Sicht aus diesen beiden Gutachten für 

die Kommission? Ich habe es heute Morgen 

schon kurz angesprochen: In dem einen Gutach-

ten wird als Begründung, warum die Regelungen 

im Standortauswahlgesetz zum Beispiel mit den 

Regelungen der Aarhus-Konvention vereinbar 

sind, angeführt, es werde sehr frühzeitig mit der 

Beteiligung der Öffentlichkeit angefangen. Das 

Stichwort in der Aarhus-Konvention lautet: 

„wenn alle Optionen offen sind“. Das ist genau 

das, was in § 9 als „Beteiligung an den Entschei-

dungsgrundlagen“ steht. Das steht war tatsäch-

lich als Anforderung im StandAG, spielt jedoch 

in dem geregelten Verfahren eigentlich keine 

Rolle. Das ist etwas, was heute Morgen kurz un-

ter dem Thema „schwarzes Loch“ diskutiert wor-

den ist: Wie kann man eine Beteiligung an den 

dann beschlossenen Entscheidungsgrundlagen 

gewährleisten? Ich denke, das ist eine spannende 

Frage. 

Beide Gutachten kommen zu der Aussage, dass 

die Regeln der Öffentlichkeitsbeteiligung, was 

die Verbindlichkeit und die Wirkung angeht, 

wohl europäischen Vorgaben entsprechen. Beide 

Gutachten empfehlen jedoch eine Konkretisie-

rung in diesem Bereich. Daran arbeitet die Ar-

beitsgruppe bereits, und zwar mit großem Nach-

druck. Insofern sind wir bei diesem Punkt tat-

sächlich auf dem Weg. Das ist auf jeden Fall et-

was, was in den beiden Gutachten angesprochen 

wurde. Eines der Gutachten geht so weit, dass 

darin empfohlen wird, auch die Frage von zu-

sätzlichen Rechtsschutzmöglichkeiten in Be-

tracht zu ziehen. Das wäre aber eher ein Thema 

für die Arbeitsgruppe 2.  

Bezüglich der strategischen Umweltprüfung 

stellt eines der beiden Gutachten fest, dass euro-

parechtlicher Zwang der Nachbesserung besteht. 

Grundsätzlich ist es keine europarechtliche An-

forderung, eine strategische Umweltprüfung 

durchzuführen, sondern das ist im deutschen 

UVP-Gesetz geregelt. Es ist im Standortauswahl-

gesetz in §§ 14 und 17 vorgesehen. Jeweils im 

Vorfeld der BfE-Entscheidung soll bezüglich der 

Auswahl der Standorte - übertägige und untertä-

gige Erkundungen eine strategische Umweltprü-

fung durchgeführt werden. Nur weil das so gere-

gelt ist, sind das Standortauswahlverfahren bzw. 
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das StandAG europarechtskonform. Wenn es 

nicht so wäre, dann gäbe es tatsächlich ein Prob-

lem.  

Das ist allerdings nur über einen Querverweis 

auf das UVP-Gesetz geregelt. Wenn man sich das 

StandAG anguckt, fällt es bei dem Verfahren, wie 

es sich daraus ergibt, deshalb zunächst einmal 

nicht auf, dass das so ist. Es steht auch in keinem 

Verhältnis zu den anderen Regelungen.  

In dem Gutachten von Keienburg wird ausge-

führt, dass durch diesen Verweis in § 11, wo es 

um eine zusätzliche Behördenbeteiligung geht, 

der Eindruck entstehen könnte, dass die SUP nur 

optional durchgeführt werden sollte. Aus diesem 

Grund sollte dieser Verweis korrigiert werden. In 

dem anderen Gutachten wird zumindest auch 

empfohlen, eine entsprechende Korrektur vorzu-

nehmen. Die AG 2 hat mit dem BMU bespro-

chen, dass das BMU in Kürze einen Vorschlag 

vorlegen wird, wie sich diese Regelung in § 11 

präzisieren ließe. Insofern wäre dieser kleine 

Punkt, der potenziell ein europarechtliches Prob-

lem darstellen könnte, in den Griff zu bekom-

men.  

Ich sehe es als eine spannende Aufgabe an - das 

habe ich vorhin bereits gesagt -, das Verfahren 

der strategischen Umweltprüfung aktiv in das 

Verfahren einzubeziehen, wie es die Kommis-

sion und die AG 1 vorschlagen, zum Beispiel 

jetzt im Verhältnis zu § 10 Bürgerversammlung: 

Das findet jeweils zu unterschiedlichen Zeiten 

statt. Die Bürgerversammlungen finden zu den 

Entscheidungen durch den Vorhabenträger statt, 

also konkret §§ 13, 15, 16 und 18, und die strate-

gische Umweltprüfung im Rahmen der Entschei-

dung des BfE.  

Ich halte es für sinnvoll, in einem Verfahrensvor-

schlag die strategische Umweltprüfung und die 

damit verbindlich zusammenhängende Öffent-

lichkeitsbeteiligung sichtbar in das Verfahren zu 

integrieren und dann möglichst als Kernteil der 

formellen Öffentlichkeitsbeteiligung zu sehen, 

damit Verfahren nicht zweimal, parallel oder so-

gar widersprüchlich laufen. Das Beispiel Netz-

entwicklungsplanung ist dafür kein positives 

Beispiel. Zwar ist von der Bundesnetzagentur 

eine strategische Umweltprüfung vorgesehen; al-

lerdings läuft sie zu einem sehr ungünstigen 

Zeitpunkt und parallel zu vielen anderen Beteili-

gungsverfahren, was insofern nicht unbedingt 

sinnvoll ist.  

Ich denke, das wären im Kern die Punkte, die 

sich aus den Gutachten ergeben.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ganz herzlichen 

Dank. Ich würde sagen, dass Sie selbstverständ-

lich, weil Sie sich jetzt gut eingearbeitet haben, 

jederzeit nachtragen können. Es geht jetzt also 

nicht um Vollständigkeit. Sie haben uns einige 

Diskussionspunkte genannt.  

Ich würde gerne mit der SUP-Frage anfangen, 

weil sie jetzt von Ihrer Darstellung her noch gut 

erinnerlich ist her, und zunächst einmal im Dia-

log mit Ihnen und dann mit den anderen Folgen-

des klären: Wenn bei dem Gutachten Kümmer-

lein die Überlegung auftaucht, die SUP nach § 13 

bzw. § 16 vorzuziehen, um selbst Teile der frü-

hen Öffentlichkeitsbeteiligung vom Vorhabenträ-

ger durchführen zu lassen, müsste man eine Nu-

ance klären: Was ist Gegenstand einer SUP, und 

was ist die Methodik? Die SUP als Methodik be-

deutet, dass ich die umweltrelevanten Belange, 

die umweltrelevanten Daten im Verhältnis zu 

dem Vorhaben sehe. Je früher das Vorhaben ist, 

desto unkonkreter ist noch der Gegenstand.  

Wenn wir jetzt beispielsweise den Vorschlag ma-

chen würden, eine SUP auf der Ebene der Teilge-

biete durchzuführen, dann habe ich noch keine 

vollständige Vorstellung davon. Wir müssten uns 

noch einmal, ohne in juristische Details zu ge-

hen, klarmachen: Welchen Gegenstand hätte die 
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SUP? Was würde sie mit dieser Information, es 

gibt zehn bis 20 Teilgebiete, machen?  

Dann müssten wir uns noch überlegen, wer der 

Träger wäre. Es klingt mehr danach, dass es eine 

staatliche Veranstaltung ist. Wenn es eine staatli-

che Veranstaltung ist, dann hat sie ein Stück 

weit eine Parallelität, die uns herausfordert, es 

irgendwo zu verzahnen, aber sie steht erst ein-

mal auch für sich. Wir müssen Obacht geben, 

dass wir da nicht zu viele Ebenen haben.  

Ich überlege gerade, wie wir das wiederum ins 

Verhältnis zu der Aufgabenstellung des nationa-

len Begleitgremiums setzen würden, das keine 

förmliche SUP machen wird, aber das sich hof-

fentlich in besonderem Maße der Umweltbelange 

annimmt. Das würde mich im ersten Schritt wie-

der eher dazu bringen, die SUP lieber an einem 

wichtigen Ort einmal zu machen als viermal zer-

stückelt. Aber das ist noch keine Meinung, son-

dern nur ein Bauchgefühl. Vielleicht könnten Sie 

dazu noch etwas sagen. 

Thorben Becker: Vielleicht nur ganz kurz zu 

dem Vorschlag, die SUP vorzuziehen: Das ist 

jetzt wirklich ein Punkt, wo ich nur Berichter-

statter bin und die Positionen, die in diesen Gut-

achten stehen, einfach wiedergebe. Das ist keine 

Position von mir oder vom BUND.  

Ich denke, das hat auch noch ein bisschen mit 

der alten Behördenstruktur im jetzigen StandAG 

zu tun, wonach Vorhabenträger nur das Bundes-

amt für Strahlenschutz ist. Wenn es jetzt nach 

der neuen Behördenstruktur liefe, wäre es, 

glaube ich, problematisch, die SUP dann einem 

privaten Betreiber zu übergeben, auch wenn er 

sich in staatlichem Eigentum befindet. Ich 

denke, es spricht viel dafür, dieses Verfahren mit 

den anderen Verfahren zu harmonisieren. Ein 

Vorziehen auf die Phase Vorhabenträger halte 

ich nicht für sinnvoll. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Dann würde ich 

das Herrn Reckers insoweit mitgeben, als das es 

sehr eng mit der Frage zusammenhängt: Welche 

Institution müsste letztendlich welches Verfah-

ren leiten? Das sind zwei Seiten der gleichen Me-

daille. Wir haben gefragt: Welche staatlichen 

Aufgabenstellungen ergeben sich? Ich würde mo-

mentan sagen, das SUP-Verfahren wird vom BfE 

durchgeführt, und wenn es vom BfE durchge-

führt wird, dann würde ich die nicht gerne auf 

jeder Stufe SUP-mäßig im Einsatz sehen, sondern 

eher relativ spät. Warum sollen die auf jeder 

Stufe jeweils SUP machen? Das, was an Materiel-

lem vorhanden ist, möchte ich relativ gerne bei 

unseren Formaten allokiert sehen, während ich 

das, was letztendlich formal eine Pflichtübung 

ist, gerne relativ spät und punktuell sehen 

würde. Von einer Dauer-SUP habe ich nicht die 

Vorstellung.  

Aber ich habe auch die Frage aufgeworfen, ob 

Sie noch einmal ein paar Sätze dazu sagen kön-

nen, was Gegenstand der SUP ist und wie eine 

solche SUP abläuft.  

Thorben Becker: Vielleicht kann Herr Reckers 

das noch ergänzen, aber Gegenstand einer SUP 

sind in diesem Fall Entscheidungen oder Pläne, 

die dann auch Auswirkungen auf die spätere Ge-

nehmigung haben können.  

Ein Beispiel dafür, wie frühzeitig das anfangen 

kann, ist das in der Kommission intensiv disku-

tierte nationale Entsorgungsprogramm. Es ist 

freiwillig am Anfang einer strategischen Umwelt-

prüfung unterzogen worden. Es wird gesetzlich 

so geregelt sein, dass es einer strategischen Um-

weltprüfung unterzogen werden muss. Diesbe-

züglich hat auch eine grenzüberschreitende Be-

hördenbeteiligung und Öffentlichkeitsbeteili-

gung stattgefunden. So frühzeitig kann das an-

fangen. Das ist ja gerade auch der Sinn, frühzei-

tig anzufangen, und zwar zu einem Zeitpunkt, 

wo noch möglichst viel offen ist.  
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In einem der Gutachten ist auch in Frage gestellt 

worden, ob tatsächlich zu diesen beiden Zeit-

punkten für die Auswahl der Standorte für die 

obertägige und untertägige Erkundung tatsäch-

lich eine SUP europarechtlich vorgeschrieben ist 

oder ob nicht eine ausreicht. Ich bin jetzt nicht 

der große Europarechtsexperte, aber ich denke, 

es spricht sehr viel dafür, dass das tatsächlich 

beides europarechtlich geboten ist, dass wir also 

nicht die Freiheit haben, zu sagen, wir machen 

es nur bei der Auswahl der untertägig zu erkun-

denden Standorte, und dass es am Ende, wenn es 

konkret um die Auswahl des Standorts geht - ich 

denke, das ist ohnehin unstreitig -, einer UVP zu 

unterziehen ist. Dabei spielt dann auch die stra-

tegische Umweltprüfung keine Rolle mehr.  

Es kann sogar eher so weit gehen, dass wir sagen, 

wir ziehen noch eine neue Phase Ia ein, wie es ja 

diskutiert wurde und von der AG 1 auch - ich 

denke, zu Recht - gefordert wird, wo dann am 

Ende auch eine Entscheidung des BfE im Zweifel 

steht, dass es diese 15 bis 20 Teilgebiete sind. 

Das würde ich zumindest noch einmal mit einem 

Fragezeichen versehen. Das wäre auch eine Ent-

scheidung, die einer strategischen Umweltprü-

fung unterzogen werden müsste.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich danke Ihnen 

sehr herzlich. Ich glaube aber, dass wir jetzt in 

eine rein juristische Debatte hineinkommen wür-

den, an der sich die anderen nicht mehr beteili-

gen können. Ich gebe nur ein Schlagwort: Wir 

haben innerhalb des Zwischenberichts den Vor-

schlag von Herrn Hagedorn, dass wir von Mei-

lensteinen sprechen. Das stammt aus dem Pro-

jektmanagement. Es ist kein rechtlicher Begriff. 

Er will bewusst durch eine andere Begrifflichkeit 

markieren, dass der Grad der Verbindlichkeit 

nicht feststeht. Der Grad der Verbindlichkeit ist 

wiederum auch maßgeblich für die SUP, denn 

die SUP hat die Aufgabe, solche verbindlichen 

Entscheidungen zu überprüfen, die gegebenen-

falls Vorentscheidungen für Standortentschei-

dungen sind, sodass die UVP am Standort nicht 

mehr frei ist in der Gesamtbeurteilung. Deshalb 

wird die SUP vorgelagert. Wenn es Abschichtun-

gen gibt, dann gibt es also die SUP als Vorgriff 

zur UVP.  

Deshalb müssten wir im Weiteren tatsächlich se-

hen - das ist an dieser Stelle zu fachjuristisch; 

man müsste die Gutachten auch noch einmal auf 

diesen speziellen Punkt hin untersuchen -, ob 

die Zwischenschritte, die Meilensteine, die wir 

schaffen, eine Verbindlichkeit annehmen, die die 

Überlegungen, die Herr Becker aus dem Gutach-

ten Kümmerlein referiert hat, tatsächlich auslö-

sen. Das überfordert jetzt, glaube ich, alle. Ich 

habe aber die Aufgabenstellung in dem Sinne 

noch einmal markiert: Je verbindlicher, desto 

SUP. Herr Reckers, bitte. 

Jörg Reckers (BMUB): Es hörte sich gerade so an, 

als würden durch eine SUP schon Vorfestlegun-

gen getroffen. Dem ist eigentlich nicht so. Das 

SUP ist dazu da, um schon frühzeitig die Um-

weltauslegung der Themen zu analysieren und 

darzustellen. Wenn es in einem sehr ganz frühen 

Stadium im Verfahren ist, wird es nicht den Tief-

gang haben wie später im Verfahren. Es geht da-

rum, diese Umweltauswirkungen frühzeitig zu 

ermitteln, um sie in den Entscheidungen berück-

sichtigen zu können. Es hat keine vorfestlegende 

Wirkung im Sinne dessen, was in der SUP ge-

macht wird.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Dann habe ich 

mich missverständlich ausgedrückt. Ich habe ge-

sagt, wenn es Meilensteine gibt, die Verbindlich-

keit ausstrahlen, dann muss die SUP auf jeden 

Fall einsetzen. Das heißt, dass nicht die SUP ver-

bindlich ist, sondern dass möglicherweise die 

Zwischenstufen verbindlich sind. Das ist das 

gleiche Verständnis.  
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Ich würde gerne auf den Anfang Ihrer Einord-

nung zurückkommen. Auch das ist im Moment 

juristisch, aber vielleicht können wir es aus dem 

engen Juristischen heben. Sie haben gesagt, wie 

die Beteiligung in den Entscheidungsgrundlagen 

aussieht, und dass das eine Fragestellung sei. Sie 

haben ein bestimmtes Verständnis geäußert, 

nämlich dass die Entscheidungsgrundlagen erst 

feststehen würden, wenn das Standortauswahl-

gesetz schon verabschiedet ist. Ich finde, das ist 

ein interessanter Ausgang aus dieser Fragestel-

lung. Man könnte es nämlich auch umgekehrt se-

hen, nämlich dass sich der Beteiligungsprozess 

während unserer Arbeit nicht nur auf die Krite-

rien beziehen sollte, sondern auch auf die Ent-

scheidungsgrundlagen. Ich hatte bislang eine an-

dere Lesart, habe mich damit aber auch nicht in-

tensiver beschäftigt. Dazu sollten wir uns noch 

einmal einen Moment austauschen. Bitte, Herr 

Kudla.  

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich sehe das ei-

gentlich genauso. Wir erarbeiten doch seit ein-

einhalb Jahren Entscheidungsgrundlagen. Wir 

haben ein großes Öffentlichkeitsbeteiligungspro-

gramm gestartet, das Herr Hagedorn managt. Es 

ist eine Fachkonferenz geplant, drei Regionen-

Workshops, wir haben Veranstaltungen mit der 

Jugend, und wir hatten im Juni ein Forum. Das 

ist für mich doch die Öffentlichkeitsbeteiligung, 

und zwar die Öffentlichkeitsbeteiligung an den 

Entscheidungsgrundlagen. Das ist Punkt 1. 

Punkt 2: Ich dachte eigentlich, wir haben diesbe-

züglich schon Konsens. Wir hatten doch einmal 

gesagt, vor dem Beginn der nächsten Phase müs-

sen die Entscheidungsgrundlagen und Kriterien 

feststehen. Aus meiner Sicht sind wir jetzt in der 

Phase 0. Bevor wir in die Phase I kommen, müs-

sen die Entscheidungsgrundlagen und die Krite-

rien für die Phase I feststehen. Ansonsten be-

kommen wir doch das gleiche Problem, das ins-

besondere die Gorleben-Gegner thematisiert ha-

ben, dass nämlich während des Verfahrens Krite-

rien geändert worden sind. Deshalb müssen in 

der Phase 0 alle Kriterien und Grundlagen für 

die Phase I feststehen. Mit Beginn der Phase II 

müssen alle Grundlagen für die Phase II festste-

hen. Diese Grundlagen müssen also in I festge-

legt werden, damit die Phase II gestartet werden 

kann. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gibt es noch eine 

Wortmeldung? Herr Becker, bitte. 

Thorben Becker: Das war dann vielleicht ein 

Missverständnis. Ich wollte nicht sagen, dass mit 

Verabschiedung des Gesetzes der Vorschlag für 

die Entscheidungsgrundlagen da ist, sondern mit 

Vorliegen des Kommissionsberichts, wie wir es 

heute Morgen kurz diskutiert haben. Das ist jetzt 

erst einmal nur die Feststellung, dass das Gesetz 

eine Öffentlichkeitsbeteiligung zu diesen Vor-

schlägen einfordert. Man kann sagen, es wird ein 

formelles Gesetzgebungsverfahren geben, und da 

gibt es natürlich auch die Möglichkeit, sich wie 

auch immer zu beteiligen - oder auch nicht. Aber 

es gibt zumindest zu dieser Forderung in § 9 Ab-

satz 2 im StandAG keine Verfahrensregelung. Es 

ist ja schon mehrfach diskutiert worden, dass das 

eventuell ein Problem sein könnte, vielleicht 

nicht rechtlich, aber tatsächlich.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich würde mit 

dem Blick in das Gesetz zunächst noch einmal 

auf eine andere Sache zurückkommen. Ich habe 

vor vielen Monaten einmal angeregt - das ist 

auch gemacht worden -, dass Herr Voges ins 

Stammbuch geschrieben bekommt, eine kleine 

Ausarbeitung zu fertigen, was eigentlich die Er-

wartung an den Bericht ist. Das wurde von Herrn 

Müller wiederum so kommentiert, dass er sagte, 

das sei ihm zu kompliziert. Es war auch eine re-

lativ komplizierte Ausarbeitung, aber es stellt 

sich tatsächlich die Frage: Was hat der Bericht 

den Kunden zu liefern? Da taucht das Wort „Ent-

scheidungsgrundlagen“ auch auf. Wenn man 
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dann ein bestimmtes Verständnis hat, dass das 

Wort „Entscheidungsgrundlagen“ in § 4 Abs. 5 

genannt wird und dass in § 9 Abs. 2 festgelegt 

wird, die Öffentlichkeit ist zu hören - zumindest 

für die Vorschläge für die Entscheidungsgrundla-

gen -, dann ergibt sich für mich das Verständnis, 

das auch Herr Kudla hat: Weil die Entschei-

dungsgrundlagen Gegenstand des Berichts sind, 

ist eine Beteiligung der Öffentlichkeit bei der 

Entwicklung der Entscheidungsgrundlagen ein 

Element des Berichts.  

Wenn wir dieses Verständnis so haben, dann 

heißt es natürlich, dass wir beim Bericht diese 

Begrifflichkeit wiederum ein Stück weit auftau-

chen lassen müssen, die sich jetzt erst einmal in 

der Gliederung hauptsächlich darin bewegt, zu 

sagen, es gibt Sicherheitskriterien und Beteili-

gungen.  

§ 4 Abs. 5 lautet, die Ausschlusskriterien, die 

Mindestanforderungen, die Abwägungskriterien 

und die weiteren Entscheidungsgrundlagen wer-

den von der Kommission als Empfehlungen erar-

beitet. Es gibt in diesem Paragraphen noch drei, 

vier andere Stellen, wo immer irgendwie steht, 

was der Bericht zu leisten hat. Wir müssen jetzt 

keine Wortklauberei machen, aber man muss es 

inhaltlich einmal so zuspitzen, dass der Bericht 

dann auch ein Deckel auf den Topf ist, der hier 

aufgemacht wird. 

Noch einmal zu dieser einen Fragestellung: Ich 

glaube, wir haben das gemeinsame Verständnis, 

dass die Entscheidungsgrundlagen, die in § 9 

Abs. 2 Nr. 1 aufgerufen sind - die Öffentlichkeit 

ist zu den Vorschlägen für die Entscheidungs-

grundlagen zu hören, nach meinem Verständnis - 

ich will es jetzt nicht oktroyieren - eine Beteili-

gung zum Bericht ist.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Genau. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Anders wird es 

nicht gehen. Das sollten die anderen noch ein-

mal überprüfen, aber ich gehe davon aus, dass 

ein anderes Verständnis nicht sehr sinnvoll ist. 

Im nächsten Satz steht, die Kommission hat ins-

besondere einen Bericht vorzulegen sowie Vor-

schläge für die Handlungs- und Entscheidungs-

grundlagen nach § 4 zu erarbeiten. Das heißt, 

Entscheidungsgrundlagen werden auch im Rah-

men des Berichts vorgelegt.  

Ich weiß gar nicht, ob sich daraus eine Verschie-

bung ergibt. Ich glaube, Herr Fox und Herr Be-

cker hatten heute Vormittag die Überlegung ge-

habt, ob die Entscheidungsgrundlagen erst dann 

vorliegen, wenn es das Gesetz gibt. Ich meine, 

das habe ich aus dem Vormittag mitgenommen. 

Auch nicht. Dann will ich nicht verwirren. Wir 

haben ja einen Konsens festgestellt: Es ist Gegen-

stand des Berichts. Herr Fox, bitte. 

Andreas Fox: Gegenstand des Berichts hin oder 

her, aber nach dem, was im Gesetz in § 9 - Öf-

fentlichkeitsbeteiligung - steht, werden auch die 

Vorschläge für die Entscheidungsgrundlagen, 

also das, was die Kommission erarbeitet, noch 

einmal einem offiziellen formellen Verfahren un-

terzogen werden müssen. Das steht hier einfach 

drin.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Okay. Dann habe 

ich Ihr Verständnis, und Sie haben jetzt mein 

Verständnis. Das wollen wir jetzt nicht noch in-

tensiver austauschen, weil es auf jeden Fall so 

sein sollte, dass Konsens besteht, dass bei Ent-

scheidungsgrundlagen, im Wortlaut genannt, 

eine Gelegenheit eingeräumt werden muss, dass 

die Öffentlichkeit Stellung nehmen kann. So 

steht es hier. Wie sich das ausgestaltet, haben 

wir letztendlich im Sinne unserer ganzen Beteili-

gungsformate auszudiskutieren.  

Die Frage, die Sie jetzt noch aufwerfen, lautet, ob 

das abgedeckt ist oder nicht. Dann verstehe ich 
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Sie nicht ganz. Ich fasse es jetzt einmal zeitlich: 

Wann gibt es die Entscheidungsgrundlagen? Gibt 

es die Entscheidungsgrundlagen vor dem Stand-

ortauswahlgesetz in einer Evaluierung oder da-

nach? Ich gehe momentan davon aus, dass es sie 

davor gibt. Sie werden dann durch das evaluierte 

Standortauswahlgesetz geschaffen. Aber die Vor-

schläge für Entscheidungsgrundlagen schafft der 

Bericht, und der Bundestag muss entscheiden, 

ob er sie übernimmt oder nicht. Das ist momen-

tan mein Verständnis. Dann wäre alles, was an 

Beteiligung an der Erarbeitung der Entschei-

dungsgrundlagen erfolgt, daran zu messen, dass 

die Öffentlichkeit Stellung nehmen kann. Nach 

meiner Interpretation nimmt es dem aber eine 

Nuance der Besonderheit. Es ist dann nur ein 

Teil des Gesamtberichts, nämlich: Es gibt die 

Kriterien, es gibt die Beteiligungen, und es gibt 

die anderen Entscheidungsvorschläge. Ich 

merke, dass Sie nicht ganz zufrieden sind. Herr 

Fox, bitte.  

Andreas Fox: Das Ganze trägt sicherlich nicht 

zur Vereinfachung der Lage bzw. zur Vereinfa-

chung des ganzen Prozesses bei. Das ist mir völ-

lig klar. Auf der anderen Seite wird uns doch in 

dieser Arbeit immer wieder deutlich, dass sich 

relevante gesellschaftliche Kräfte bisher nicht da-

ran beteiligen, und zwar aus guten Gründen, aus 

zum Teil nachvollziehbaren Gründen. Wenn die 

Kommission Ergebnisse vorlegt, die ja doch sach-

lich weitgehend eingehend begründet sein wer-

den und auch eine Grundlage für die weitere Ge-

setzgebung und für das weitere Verfahren dar-

stellen sollen, und wenn dazu direkt im Gesetz 

im Zusammenhang mit Grundsätzen der Öffent-

lichkeitsbeteiligung und einem grob beschriebe-

nen formellen Verfahren steht, dass genau dies 

dann auch noch einmal in einem solchen formel-

len Verfahren zu würdigen ist - mit anderen 

Worten: dass diejenigen, die sich davon betroffen 

fühlen, auch die Chance haben, sich dazu zu äu-

ßern, positiv oder negativ -, dann - so denke ich - 

müssen wir auch genau diese Möglichkeit ein-

räumen und von vornherein in den Plan einbe-

ziehen.  

Das bedeutet im Klartext, dass, nachdem der Be-

richt verbindlich von der Kommission abgeliefert 

wurde, ein formelles Verfahren der Öffentlich-

keitsbeteiligung, das durchaus relativ knapp ge-

halten sein kann, stattfindet, bevor es letztlich 

im Bundestag in ein Gesetz gegossen wird, was 

nicht heißt, dass nicht zum Beispiel eine Anhö-

rung des Umweltausschusses des Bundestags o-

der auch eine Anhörung im Bundesrat noch 

stattfinden kann. Das ist ganz unbenommen. 

Aber es macht nach dem, was im Gesetz steht, 

auch unter dem Gesichtspunkt der bisherigen 

Nichtbeteiligung von eigentlich doch sehr inten-

siv befassten Kreisen durchaus Sinn, dass diese 

Möglichkeit der formellen Beteiligung eingezo-

gen wird.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Ich glaube, alle haben jetzt verstanden, wie Sie 

es meinen. Ich würde Sie fragen, ob wir es so fas-

sen können, dass wir diese Fragestellung im 

Kontext mit der Frage - ich scheue mich, dass 

ständig zu sagen, aber wir bleiben bei diesem Be-

griff „schwarzes Loch“ - auf jeden Fall weiter be-

handeln werden. An dieser Stelle muss aufgeru-

fen werden, welche Förmlichkeit sich aus dem 

Gesetz ergibt bzw. welche Förmlichkeit sich aus 

unserem Verständnis vom Beteiligungsprozess 

ergibt. Dazu haben Sie jetzt eine klare Position 

bezogen - die sollten wir dann auch mitnehmen -

, dass Sie darin einen Anker sehen, dass noch 

einmal eine Art förmliche Beteiligung stattzufin-

den hat.  

Jedenfalls ist Konsens in dieser Arbeitsgruppe, 

dass wir am „schwarzen Loch“ überhaupt etwas 

machen. Sagen wir mal: Die Mehrheit. Die Be-

richterstatter sind da noch etwas zögerlicher, 

weil wir es einfach noch nicht weiter diskutiert 
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haben. Ich will an dieser Stelle keine neue Dis-

kussion aufmachen. Wir haben gesagt, dass die 

Frage, welche Verantwortlichkeit im Gesetzge-

bungsverfahren von der Struktur her gegeben 

sein soll, noch nicht diskutiert ist, weil wir die 

Struktur noch gar nicht haben. Das haben wir so 

angedeutet. Herr Sommer, bitte.  

Jörg Sommer: Ich sehe es so, wie Sie es gerade 

auch interpretiert haben. Herr Fox hat uns einen 

möglichen Hebel geliefert, wenn wir über diese 

Thematik „schwarzes Loch“ und dessen Über-

windung diskutieren. Das sollten wir uns auf alle 

Fälle als ganz dicken Merkposten eintragen, 

wenn wir dahin kommen. Das könnte eine Steil-

vorlage aus dem Gesetz heraus sein.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Gut. Dann würde 

ich, weil es zeitlich passt, Herrn Becker fragen, 

ob er uns einmal in ein paar Sätzen skizziert, wie 

der Diskussionsstand in der AG 2 zum Thema 

„bestmöglicher Standort“ ist. Das Thema „best-

möglicher Standort“ ist, wenn ich mich richtig 

erinnere, aktuell in dem Gliederungsvorschlag 

der Vorsitzenden bei der AG 3 angesiedelt. Die 

AG 2 hat es - für mich erkennbar - schon disku-

tiert. Ich weiß nicht, wie weit die AG 3 ist. Ich 

glaube, Sie hatten vor längerer Zeit schon mal ei-

nen Vorschlag gemacht, Herr Kudla.  

Ich würde der nächsten Runde zwei Anker geben 

wollen. Der eine Anker ist der: Wir werden uns 

als Kommissionsmitglieder damit befassen müs-

sen. Der zweite Anker: Hat es etwas mit AG 1 zu 

tun? Hat es etwas mit dem Beteiligungsprozess 

zu tun? Das sollten wir einmal diskutieren. 

Herrn Becker, bitte. 

Thorben Becker: Das eine war der Wunsch, eine 

Vorlage, die der BUND für die letzte Sitzung der 

AG 2 zu dem Thema „Standort mit der bestmög-

lichen Sicherheit“ eingebracht haben, kurz dar-

zustellen. Jetzt haben Sie gesagt, ich sollte noch 

kurz den Diskussionsstand in der AG 2 darstel-

len. Das versuche ich, aber dazu können gerne 

auch Kollegen, die anwesend waren, etwas sa-

gen.  

Das ist in der AG 2 schon mehrfach Thema gewe-

sen, und es war auch eigentlich immer der 

Wunsch, sich damit zu beschäftigen, vor dem 

Hintergrund der Frage, ob die Notwendigkeit ei-

ner gesetzlichen Überarbeitung und Klarstellung 

besteht. Das ist sozusagen der Grund, warum 

sich die AG 2 mit diesem Thema beschäftigt.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Auf Grundlage 

der Anhörung der Experten, die Zweifel hegen. 

Hintergrund war die Expertenanhörung. 

Thorben Becker: Die Expertenanhörung, aber 

durchaus auch Diskussionen innerhalb der Kom-

mission. Das Thema war sowohl in der Gesamt-

kommission als auch in mehreren Arbeitsgrup-

pen schon Diskussionsthema.  

Wir haben die Situation, dass in § 1 StandAG als 

Ziel des Gesetzes und als Zielbestimmung steht, 

dass ein Standort zu finden ist, der die bestmög-

liche Sicherheit für eine Million Jahre gewähr-

leistet. Es steht auch sehr klar in der Gesetzesbe-

gründung, dass es dabei um einen Vergleich 

mehrerer Standorte geht, orientiert an Sicher-

heitskriterien, mit dem Ziel der bestmöglichen 

Sicherheit. Das ist jedoch im Gesetz - außer in 

der Zielbestimmung - nicht konkret geregelt. Ins-

besondere in § 19, wo es um die Auswahl mehre-

rer Standorte geht, ist es zumindest mehreren In-

terpretationen zugänglich.  

Es ist der Tat in der Anhörung relativ heftig vor-

gebracht worden mit dem Argument, das Stand-

ortauswahlverfahren würde überhaupt keinen 

Mehrwert, keinen sicherheitstechnischen Mehr-

wert bringen, sondern wäre im Prinzip eine poli-

tische Spielwiese, weil am Ende ohnehin nur 
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Standorte herauskommen, die den Anforderun-

gen des Atomgesetzes entsprechen, und man 

dann unter mehreren eine Auswahl treffen 

könne. Nach der Gesetzesbegründung und auch 

nach dem, wie sich viele eingelassen haben, die 

an der Erarbeitung des Gesetzes beteiligt waren, 

war der Wunsch des Gesetzgebers ein anderer. § 

1 lässt sich eben auch anders interpretieren. 

Die Relevanz dieses Themas für die Kommission 

ergibt sich möglicherweise aus folgenden drei 

Punkten:  

Erstens. Es kann durchaus Relevanz für die Ent-

wicklung von Kriterien - gerade Abwägungskrite-

rien - haben, je nachdem, mit welchem Ziel ich 

arbeite. Habe ich das Ziel, diese Abwägung bis 

zum Ende orientiert an Sicherheitskriterien zu 

machen, oder öffne ich es irgendwann? 

Dann natürlich - das betrifft die Kernkompetenz 

der AG 2 -: Suchverfahren. Bedarf es einer ge-

setzlichen Präzisierung im Suchverfahren - konk-

ret auch in § 19 -, was dem Willen des Gesetzge-

bers eindeutig Rechnung trägt?  

Der letzte Punkt ist das, was in der Anhörung of-

fen gesagt wurde, nämlich dass es auch Auswir-

kungen auf die Frage der Kostentragung haben 

kann. Wenn letztendlich kein sicherheitstechni-

scher Mehrwert über dieses zusätzliche Verfah-

ren geleistet wird, wurde von einigen Anwälten, 

die unter anderem für das Deutsche Atomforum 

arbeiten und die auch schon entsprechende Gut-

achten schon erstellt haben, eine Kostentragung 

gefordert. 

(Zuruf von Prof. Dr. Gerd Jäger)  

Na ja, in dem Fall haben sie ja genau zu diesem 

Thema Gutachten gemacht. Insofern ist das völ-

lig okay. Diese Meinung wurde da eingeführt, 

und damit muss man sich auseinandersetzen. 

Dafür war die Anhörung auch gedacht.  

Man muss die rechtliche Auffassung nicht teilen, 

aber sie wurde vorgebracht: Wenn das Verfahren 

so ausgestaltet ist, dass es keinen sicherheits-

technischen Mehrwert gibt und dass man letzt-

endlich immer bei den Anforderungen von § 9 

Atomgesetz landet, gibt es keinen dafür Grund 

gibt, dass dieses Standortauswahlverfahren von 

dem Abfallverursachern zu finanzieren sei. 

Der BUND hat mit dieser Vorlage noch einmal ei-

nen Impuls geben wollen, dass eine Klarstellung 

durch die Kommission erfolgt, wie dieses Thema 

gesehen wird, weil es möglicherweise Auswir-

kungen auf die Arbeit der Kommission haben 

kann. Man sollte sich zumindest gut überlegen, 

ob es möglicherweise einer gesetzlichen Klarstel-

lung bedarf. Es gibt auch eine Aussage der Kom-

mission, wie sie diese Frage der Kostentragung 

sieht.  

Ich fasse die Diskussion in der AG 2 zusammen: 

Es bestand der Wunsch, das Thema „Kosten“ zu-

nächst zurückzustellen und abzuwarten, ob sich 

die neue Rückstellungssicherungskommission zu 

äußert, dazu arbeitet oder Ähnliches, dieses 

Thema also nicht beiseite zu legen, aber zu-

nächst zurückzustellen. Das war, glaube ich, die 

Formulierung, die gewählt wurde.  

Ansonsten war das Bild uneinheitlich. Es gab auf 

der einen Seite gerade von denjenigen, die näher 

bei den Urhebern des Gesetzes waren, also bei 

Bundestagsabgeordneten und Ländervertretern, 

eine große Sympathie, glaube ich, für eine Klar-

stellung seitens der Kommission und auch für 

eine Klarstellung im Gesetz. Das wurde aber 

nicht eindeutig so gesehen. Vor allen Dingen 

wurde auch die Frage aufgeworfen: Bedarf es, 

wenn die Gesetzesbegründung doch eigentlich 

eindeutig ist, einer juristischen Klarstellung im 

Gesetz? Das wurde in der Arbeitsgruppensitzung 

nicht endgültig geklärt, aber es gab die klare Aus-

sage - auch in der Ergebniszusammenfassung der 

AG-Vorsitzenden -, dass Einigkeit darin besteht, 
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dass das Verfahren nach StandAG auch einen si-

cherheitstechnischen Mehrwert gegenüber einem 

normalen Verfahren nach dem Atomgesetz haben 

soll.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Wollen Sie unmittelbar anschließen, oder wollen 

wir erst einen Moment darüber diskutieren?  

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich tue mich jetzt 

etwas schwer, weil ich die Tischvorlage, Herr 

Becker, die Sie eingebracht haben, nicht kenne. 

Vielleicht ist sie irgendwie an mir vorbeigegan-

gen. Die hatten Sie kürzlich in die AG 2 einge-

speist. Ist das richtig? Ich weiß nicht, ob Sie 

meine Tischvorlage zum bestmöglichen Standort 

kennen. Sie ist etwa ein halbes Jahr alt. Von 

dem, was Sie jetzt sagten, bin ich mir nicht si-

cher, ob wir an dieser Stelle einen Widerspruch 

haben. Ich kann noch nicht sagen, ob Ihr Vor-

schlag und mein Vorschlag ähnlich sind oder wi-

derspruchsfrei sind.  

Mein Vorschlag ist in die AG 3 eingebracht wor-

den. Er ist dort diskutiert worden, ist im Prinzip 

so abgenickt worden und sollte zusammen mit 

anderen Themen in die Kommission eingespeist 

werden. So ist es in der AG 3 entschieden wor-

den.  

Was enthält mein Vorschlag inhaltlich? Die 

Frage lautet: Wie kommt man zum bestmögli-

chen Standort? Gibt es Kriterien dafür? Zum 

bestmöglichen Standort kommt man in meinen 

Augen, indem man das bestmögliche Verfahren 

festlegt, und dabei sind wir gerade. Darüber dis-

kutieren wir seit eineinhalb Jahren und noch ein 

dreiviertel Jahr.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Entschuldigung, 

die AG 3 diskutiert das seit eineinhalb Jahren? 

Oder die AG 1? 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Alle. Wie finden 

wir ein Verfahren, um zum bestmöglichen Stand-

ort zu kommen? „Bestmöglich“ kann man mehr 

nach geowissenschaftlichen Kriterien definieren. 

Man kann es aber auch insgesamt definieren: 

Bestmöglich für Deutschland. Dazu zählt Bürger-

beteiligung; dazu zählt alles. Ich sehe es eigent-

lich eher so, wie ich es zum Schluss sagte: Best-

möglich für Deutschland. Da kommen wir zum 

bestmöglichen Standort, indem wir das bestmög-

liche Verfahren haben.  

Herr Becker, ich werde mir Ihren Vorschlag noch 

einmal anschauen und abgleichen. Vielleicht 

können wir gemeinsam etwas daraus machen.  

Das Thema „Finanzierung“ - das möchte ich 

noch anschließen - ist von mir überhaupt nicht 

betrachtet worden. Das haben wir in der AG 3 

überhaupt nicht diskutiert.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Bevor ich die 

Rednerliste eröffne, gebe ich folgenden Hinweis: 

Was die Finanzierung angeht, ist die Argumenta-

tion derjenigen, die angehört wurden, sinngemäß 

die folgende: Das Atomgesetz verlangt die best-

mögliche Sicherheit nach Stand von Wissen-

schaft und Technik. Die bestmögliche Sicherheit 

nach den Kriterien „Stand von Wissenschaft und 

Technik“ wäre denkbar an vielen Standorten. 

Deshalb, wenn Sie sich erinnern, ist vor einem 

Jahr auch die Diskussion aufgekommen: Hat 

„bestmöglich“ ein komparatives Element, hat es 

also ein vergleichendes Element, oder könnte ich 

an einer Vielzahl von Standorten feststellen, dass 

dort die bestmögliche Sicherheit im Hinblick auf 

Risiko nach Stand von Wissenschaft und Tech-

nik gegeben ist?  

Das könnte auch für Gorleben gelten. Deshalb ist 

die Finanzierungsfrage aufgeworfen, wenn ich 

nicht einen Standort nehme, der nach Stand von 

Wissenschaft und Technik die bestmögliche Si-

cherheit verkörpert, sondern vergleichend auch 
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noch fordere, dass es ein Mehr sein muss, näm-

lich komparativ gesehen, was das andere Ver-

ständnis ist. Wenn ich mir die Anhörung vor Au-

gen führe, dann ist es in dem Sinne die Finanzie-

rungsfrage, nur unter dem Aspekt, ob man an-

schließend sagen könnte - Herr Becker hat das in 

einer anderen Terminologie gesagt -: Es kommt 

über das Standortauswahlgesetz eine neue Quali-

tät hinzu.  

Insoweit kommt diese politische Frage auf, ob es 

einer Korrektur bedarf, da „bestmöglich“ nicht 

ausreichend beschrieben ist ohne ein komparati-

ves Element. Das ist letztendlich der Teil. Frau 

Kotting-Uhl, bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich bin offenbar die ein-

zige der damaligen Gesetzgeber, die im Moment 

gerade da ist. Ich habe es auch schon öfter gesagt 

- ich finde es trotzdem wichtig, es zu wiederho-

len -: Die Intention war ganz klar, „bestmöglich“ 

auf Sicherheit gerichtet und vergleichend ge-

meint. Auf Sicherheit gerichtet über das, was das 

Atomgesetz sowieso fordert, noch hinaus, näm-

lich im Vergleich. Das war ganz klar die Inten-

tion. Herr Becker, Sie haben gerade gesagt, die 

Berichterstatter waren schon ein bisschen festge-

legt in die Richtung: Müssen wir da etwas evalu-

ieren? Müssen wir eine Veränderung im Text 

vornehmen? Ich meine: Ja. Wenn dieser Begriff 

missverständlich ist, wenn er zu Missverständ-

nissen führt und anschließend zu Klagen einlädt, 

dann muss man ihn klären.  

Vielleicht ist es ein falscher Begriff. Ich als Ger-

manistin fand diesen Begriff ohnehin ein biss-

chen schräg, habe aber gedacht: Okay, er ist ver-

ankert und wird in Ordnung sein. Aber vielleicht 

ist er einfach falsch, und man muss das tatsäch-

lich ein bisschen anders erklären.  

Warum sind wir denn überhaupt von dem Ver-

fahren Gorleben weggekommen? Das war, weil 

spätestens nach dem Untersuchungsausschuss 

Gorleben deutlich geworden ist, dass es für die-

sen Standort in der lokalen Bevölkerung niemals 

eine Akzeptanz geben wird. Das ist im dem Gor-

leben-Untersuchungsausschuss auch noch ein 

paar anderen Menschen deutlich geworden. Das 

war ein wichtiger Baustein. Dann kamen 

Fukushima und der Regierungswechsel in Ba-

den-Württemberg usw. als auslösende Elemente 

hinzu. Ohne das hätte es den Auslöser nicht ge-

geben. Aber die Grundlage war, dass wir gesagt 

haben, das Verfahren von Gorleben führt zu kei-

nem guten Ende; das wird nicht akzeptiert.  

Deswegen geht es nicht nur darum, einen ande-

ren Standort zu haben, sondern es geht um ein 

anderes Verfahren. Und was ist ein anderes Ver-

fahren als das von Gorleben? Es ist eben nicht 

mehr das Verfahren, dass man einen Standort 

nimmt, dass man an diesen Standort die Krite-

rien anlegt und dass man schaut, ob er am Ende 

als sicher definiert werden kann, sondern es ist 

ein vergleichendes Verfahren. Das heißt, der 

Kern des neuen Verfahrens ist der Vergleich. Mit 

diesem vergleichenden Verfahren soll der best-

mögliche Standort gefunden werden, der selbst-

verständlich dieses Vergleichende beinhaltet.  

Wenn ich jetzt sage, ich brauche einen Mehrwert 

an Akzeptanz oder Toleranz - in diesem Begriff 

bewegen wir uns ja, was ich auch völlig richtig 

finde -, dann bekomme ich den natürlich auch 

nur mit dem, was Sie vorhin als Kern benannt 

haben, nämlich mit dem sicherheitstechnischen 

Mehrwert. Das geht in diesem Fall des neuen 

Verfahrens Hand in Hand: Ich hoffe durch einen 

sicherheitstechnischen Mehrwert und durch die 

dann mögliche Aussage gegenüber der Bevölke-

rung am zukünftigen Standort, das ist von der Si-

cherheit her betrachtet das Beste, was wir in 

Deutschland haben, und deswegen werden es 

euch leider zumuten müssen, auf mehr Toleranz. 

Insofern liegen der sicherheitstechnische Mehr-

wert und der Toleranzmehrwert sehr nahe beiei-

nander.  
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Vorsitzender Hartmut Gaßner: Vielen Dank. 

Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Dieses Thema wird in der 

Tat unter zwei Aspekten zu diskutieren sein, wo-

bei ich noch einmal dafür werben möchte, dass 

wir den Finanzierungsaspekt zur Seite schieben, 

wie wir es besprochen haben.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich werde nichts dazu 

sagen.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Kompliment, Respekt, An-

erkennung! Wir sollten dieses Thema separieren. 

Es ist in der AG 2 gesagt worden bzw. es ist auch 

in der Vorsitzendenrunde - ich denke, das kann 

ich hier auch erwähnen - noch einmal aufgegrif-

fen worden, dass man sich nicht mit diesem 

Thema beschäftigt und es nicht parallel bearbei-

tet, um dann möglicherweise festzustellen, dass 

sich die Ergebnisse widersprechen. Ich halte das 

für einen vernünftigen Kurs. 

Eine Anmerkung zur Zusammenfassung, Herr 

Becker: Mir ist nicht erinnerlich, dass in der AG 

2 festgestellt worden ist, dass durch das, was Sie 

vorgeschlagen haben, ein sicherheitstechnischer 

Mehrwert gegenüber dem AtG erzielt wird. Das 

würde ich jetzt noch einmal in Frage stellen.  

Der aus meiner Sicht allerdings praktische und 

wesentliche Grund auch für unsere Arbeit zielt 

auf das Verfahren. Ich nehme einmal diese Pro-

zessdarstellung zur Hand. Das, was Sie eben aus-

geführt haben, Frau Kotting-Uhl, würde bedeu-

ten, dass wir bis zur Auswahl des Standorts kein 

Kriterium in die Entscheidung einbringen kön-

nen, das nicht reine Sicherheit bedeutet. Also 

keine planungsrechtlichen, planungswissen-

schaftlichen Kriterien, keine ökonomischen Po-

tenzialanalysen als Entscheidungselemente, son-

dern rein nach Sicherheit. Wir hatten das in der 

AG 2 so plastisch diskutiert: Dann kann am Ende 

Berlin herauskommen. Das wäre die Konsequenz 

für das Design des Prozesses. Insofern ist das na-

türlich ein ganz wichtiger Punkt in der AG 3. Da 

sehe ich die besondere Relevanz.  

Für uns sehe ich die besondere Relevanz darin, 

dass wir am Ende, wenn wir den Prozess - dar-

über werden wir sicherlich noch diskutieren 

müssen - festgelegt haben, möglicherweise doch 

ab einem bestimmten Stadium die sicherheits-

technischen Entscheidungsgrundlagen zum Bei-

spiel um planungsrechtliche erweitern, dass wir 

am Ende daraus eine Definition ableiten müssen, 

die wir dann auch gegenüber der Öffentlichkeit 

erläutern.  

Das, was Sie eben als Verständnis erläutert ha-

ben, ist leicht zu vermitteln, indem man sagt: 

Wir haben nur nach Sicherheit geschaut, und al-

les andere spielt keine Rolle. Es geht nur um Si-

cherheit, und wenn das der Standort ist, der am 

Ende aus diesem Sicherheitsvergleich als der 

beste herausgekommen ist, gibt es keine Diskus-

sion. Dann kann es auch keinen Raum für andere 

relevante Entscheidungsmöglichkeiten geben, o-

der es kann überhaupt keine Entscheidungsmög-

lichkeiten, überhaupt keine weiteren Aspekte 

mehr geben. Das wäre wahrscheinlich sehr strin-

gent durchzuhalten, aber auf der anderen Seite 

nicht akzeptiert.  

Insofern müssen wir uns bei dem Prozess, bei 

der Frage, bei welcher Entscheidung welche Kri-

terien angewendet werden, diesem Thema wid-

men und dann am Ende die Definition noch ein-

mal aufrufen. Wenn ich es richtig in Erinnerung 

habe, hat Herr Kudla vorgeschlagen, zu sagen: 

Wenn wir einen Prozess definiert haben, der un-

seren Ansprüchen in Summe gerecht wird und 

der auch andere Kriterien einbezieht, ist das der 

bestmögliche Standort. Das ist das, was wir dann 

auch in der Öffentlichkeit entsprechend vertre-

ten. Insofern hat das eine große Relevanz für den 

operativen Prozess und natürlich auch für unsere 

Öffentlichkeitsbeteiligung.  
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Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich setze Herrn 

Kudla erneut auf die Rednerliste, weil er den 

besten Standort für Deutschland noch einmal 

selbst definieren soll. Ich hatte das eher verfah-

rensbezogen verstanden. Deshalb lautete auch 

mein Zwischenruf: „Zählen die Ergebnisse der 

AG 1 bezüglich des Beteiligungsprozesses auch 

dazu?“ Herr Völker, bitte.  

Dr. Uwe Völker: Die Formulierung „bestmög-

lich“ im Sinne von „bester Standort für Deutsch-

land“ war eigentlich eine Formulierung, die 

mich ein bisschen hat aufschrecken lassen, so-

dass ich mich zu Wort gemeldet habe. Tatsäch-

lich ist mir das - ich glaube, dass entspricht auch 

der breiten Einschätzung der Kommission - ein 

bisschen zu schwammig. Darunter kann man al-

les Mögliche verstehen.  

Als das StandAG auf den Weg gebracht wurde, 

ist man von dem Grundsatz der bestmöglichen 

Schadensvorsorge ausgegangen. Das hat dazu ge-

führt, dass man den bestmöglichen Standort 

auch ganz klar unter Sicherheitsaspekten be-

trachtet hat.  

Herr Jäger, Sie haben gerade beschrieben, was 

das in letzter Konsequenz bedeuten würde. Ich 

bin mir nicht sicher, ob man dahinkommt, aber 

gleichwohl ist es sicherlich Ausdruck dessen, 

dass wir uns dabei in einer ganz sensiblen Frage 

bewegen. Wenn wir einfach sagen würden, wir 

schneiden ab einem bestimmten Sicherheitsni-

veau ab, und alles andere ist Restrisiko, bekom-

men wir auch ein enormes Akzeptanzproblem. 

Die Geschichte der Kernenergie hat ja gezeigt, 

dass genau dies eben nicht akzeptiert werden 

wird.  

Insofern müssen wir an dieser Stelle, glaube ich, 

tatsächlich nacharbeiten, und zwar sowohl in 

der AG 1 als auch in den anderen Arbeitsgrup-

pen und in der Gesamtkommission, sodass wir 

diesen Prozess auf der Grundlage des rechtlichen 

Gebots - ich sage es noch einmal: es ist keine po-

litische Entscheidung, sondern es ist rechtlich 

geboten, für eine bestmögliche Schadensvorsorge 

zu sorgen - zu einem ausgewogenen Ergebnis 

führen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich habe heute 

schon viele Rügen bekommen, dass ich es nun 

einfach riskiere: Aber bei Ihnen war das Kompa-

rative jetzt nicht drin.  

Dr. Uwe Völker: Entschuldigung, das hatte ich 

jetzt nicht noch einmal ausdrücklich gesagt. Ich 

habe tatsächlich implizit angenommen, dass 

Konsens darüber besteht, dass wir uns mit einem 

vergleichenden Verfahren beschäftigen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Meister, 

bitte. 

Vorsitzender Ralf Meister: Ich glaube, dass diese 

Debatte auch noch einmal zeigt, dass es eine Klä-

rung geben muss. Für mich ist noch die Erinne-

rung wach, dass wir diesen Begriff schon in einer 

der ersten drei Kommissionsitzungen aufgerufen 

haben, dass er in allen Arbeitsgruppen mehr o-

der weniger mitläuft und dass wir uns bis jetzt 

diesbezüglich immer noch mit schwammigen 

Äußerungen einschränken oder nicht einschrän-

ken.  

Für mich - das muss ich gestehen - ist es von 

vornherein an dieser Stelle völlig außer Zweifel 

gewesen: Wenn man einen Superlativ mit einem 

Adjektiv verbindet, dann ist das komparativ. Sie 

können es weder sprachtheoretisch noch prak-

tisch noch juristisch in irgendeiner Weise anders 

begründen, wenn Sie mit einem Superlativ agie-

ren. Entschuldigung, das ist eine zum Teil will-

kürliche Diskussion oder - ich sage es einmal aus 

germanistischer Sicht - eine komplett sprach-

fremde Diskussion. An der Stelle ist er eindeutig, 

aber er scheint an diesem Punkt oder zumindest 

zeitweilig noch nicht eindeutig genug gewesen 
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zu sein. Deswegen würde ich dafür plädieren, es 

in diesem Punkt noch einmal zu überarbeiten.  

Ich habe Herrn Kudla bei dem Bezug auf 

Deutschland eben anders verstanden. Diesen Su-

perlativ hat das Gesetz sofort relativiert. Es kann 

eben nicht London sein und nicht Paris, aber es 

könnte Berlin sein. Das ist für mich die Reduk-

tion gewesen. Wenn man an dieser Stelle sozusa-

gen vom Begriff her eine Einschränkung für die-

sen Superlativ sucht, dann ist er ganz klar das 

Exportverbot. So habe ich das eben verstanden. 

Aber ich habe Sie an dem Punkt wahrscheinlich 

wunderbar missverstanden.  

Dennoch finde ich es, Herr Jäger, wunderbar, zu 

sagen, die Grundidee, es könnte Berlin sein - ja. 

Das glaubwürdige Verfahren ist ein Teil des Pro-

zesses, den wir hier abbilden müssen. Ich finde, 

daran wird es im Kern sehr gut deutlich.  

Einen Schlusspunkt noch einmal, der nicht auf-

taucht, der für mich aber in dieser ganzen De-

batte immer mitläuft, den ich allerdings auch 

nicht plausibel so durchsetzen kann, dass dem 

andere folgen: Ich plädiere nach wie vor dafür, 

dass wir den Sicherheitsbegriff aufrufen. Sicher-

heitsbegriffe sind Wertideale. Dazu gibt es in der 

Soziologie und auch in der Philosophie eine 

Fülle von Literatur. Wir tun so, als wenn es abso-

lute Werte sind. Bis in die 50er-Jahre des vergan-

genen Jahrhunderts hat man den Sicherheitsbe-

griff überhaupt nicht mit technischen Fragestel-

lungen verbunden. Es ist eine neuzeitliche Ent-

wicklung. Das waren soziale Grundbewegungen. 

Es ging um Staatsformen, es ging um soziale Hie-

rarchien, indem man von Sicherheiten sprach, es 

ging um nationale Konflikte. Seitdem bewegt 

sich dieser Begriff permanent und wird immer 

wieder neu definiert.  

Zumindest diese Problematisierung in diesen Be-

griff einzutragen, muss irgendwo auch einmal 

auftauchen, dass wir darüber also wenigstens ein 

bisschen nachgedacht haben. Sonst heften wir 

ihn tatsächlich in einer absoluten Selbstver-

ständlichkeit an technologische Fragestellungen, 

weitestgehend dann doch in dem zurzeit existie-

renden Kontext sowohl der technologischen Wis-

sensbestände wie auch der sozialen Akzeptanz 

dessen, was Sicherheit ist. Da muss man zumin-

dest einmal sagen: Ganz so einfach ist das nicht. 

Ich habe keine Lösung dafür. Ich will nur, dass 

es auch von anderen ein bisschen problematisie-

rend mitgedacht wird.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Frau Kotting-Uhl, 

bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Herr Jäger, Sie haben 

jetzt eine wunderbare Nebelkerze geworfen. 

Denn natürlich wird es Ausschlusskriterien ge-

ben, und damit haben wir auch schon den Streit-

wert unserer Debatte. Ausschlusskriterien jen-

seits von Störungszone, Erdbebengefahr usw., 

die also nicht an Sicherheit orientiert sind, wird 

es geben, aber am Anfang des Verfahrens und 

nicht am Ende. Das ist genau das, worüber wir 

jetzt streiten: Kann ich am Ende an einer be-

stimmten Stelle abschneiden und sagen, jetzt ist 

das Sicherheitsniveau für alle gleich? Nein, ich 

finde, das kann ich nicht. Aber sehr wohl kann 

ich natürlich am Anfang des Verfahrens, ohne 

dass ich es damit belaste, nachvollziehbare, ver-

nünftige Ausschlusskriterien formulieren und sa-

gen, diese Standorte kommen aus den und den 

Gründen - und auch die müssen natürlich gesell-

schaftlich akzeptiert sein - nicht in Frage. Dann 

startet das Auswahlverfahren, und dann geht es 

entlang dieses Sicherheitsbegriffs. Natürlich 

wird es solche Kriterien geben. Ich vermute, dass 

sich die AG 3 damit auch befasst. Aber sie müs-

sen eben am Anfang des Verfahrens stehen und 

nicht am Ende.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Becker, 

bitte.  
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Thorben Becker: Nur kurz zu dem Punkt von 

Herrn Kudla. Wir haben Ihren Vorschlag natür-

lich zur Kenntnis genommen und haben Sie so-

gar in unserer Drucksache zitiert. In diesem Vor-

schlag steht nichts von „vergleichend“ oder 

„komparativ“. Sie verweisen auf das Verfahren, 

was danach beschrieben wird. Man könnte sa-

gen, Sie lassen die entscheidende Frage offen.  

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich habe sie nicht 

offen gelassen.  

Thorben Becker: Das ist meine Sichtweise. Sie 

können gerne eine andere haben. Aus unserer 

Sicht lassen Sie die Frage offen, ob es ein kompa-

ratives Verfahren ist und ob es bis zum Ende an 

Sicherheitskriterien orientiert ist. Sie verweisen 

auf das bestmögliche Verfahren. Das kann natür-

lich alles und nichts sein, was dann im An-

schluss beschrieben werden sollte. Aus unserer 

Sicht sollte man schon definieren, dass es ein 

Vergleich mehrerer Standorte anhand von Si-

cherheitskriterien ist und dass es um Mindest- 

und Abwägungskriterien geht, die durch Erkun-

dung zugänglich sind. Das wäre eine Möglichkeit 

der Beschreibung. Sicherlich gibt es viele andere, 

aber das Entscheidende ist tatsächlich, dass man 

das komparativ macht und an Sicherheitskrite-

rien orientiert.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Kudla, bitte. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Kurz noch zur 

Klarstellung; In der AG 3 ist das auch diskutiert 

worden. Der AG 3 ist eigentlich klar, dass ein 

vergleichendes Verfahren kommt. Das war jedem 

klar. Herr Völker hat es gerade auch nicht gesagt, 

weil es ihm so klar war, dass er es nicht noch 

einmal kundtun musste. So viel zur Klarstellung.  

Herr Meister hat gerade genannt, dass der Sicher-

heitsbegriff nicht nur technisch betrachtet wer-

den sollte. Im Standortauswahlgesetz steht, dass 

der Standort mit der bestmöglichen Sicherheit 

gesucht werden soll. Ich habe das bisher weitge-

hend technisch verstanden. Wenn das jetzt je-

mand anders interpretiert, dann müssten wir uns 

noch einmal unterhalten, wie man den Begriff 

„Sicherheit“ interpretieren muss. Ich habe es bis-

her weitgehend technisch verstanden.  

Ich hatte in der AG 3 einmal vorgeschlagen, man 

sollte anhand geowissenschaftlicher Kriterien 

doch einmal den Standort suchen, der die best-

mögliche Sicherheit aufweist, und einmal so tun, 

als sei Deutschland unbevölkert. Wir haben 

keine Naturschutzgebiete, wir haben keine 

Städte. Es sollte nur einmal der Standort ausge-

wiesen werden, wo der dann eigentlich liegt. Er 

kann vielleicht unter Berlin liegen; aber damit 

man den mal findet, damit man sich dahin mal 

auf den Weg macht. Der wird natürlich durch ei-

nen Vergleich von Standorten gefunden.  

Das ist in der AG 3 nicht ganz so gesehen wor-

den, sondern es ist gesagt worden, wir müssen 

auch planungsrechtliche Kriterien berücksichti-

gen. Auch wenn diese sekundär sind, müssen sie 

berücksichtigt werden. Ich habe mich dem dann 

angeschlossen. Ich wollte es eigentlich nur mal 

als theoretisches Gedankenmodell haben, dass 

der Standort ausgewiesen wird, der geowissen-

schaftlich am besten geeignet ist.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Das ist eine Spielphase, 

die 25 Jahre vor dem eigentlichen Verfahren 

währt.  

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Na ja, die muss 

parallel laufen. Die läuft parallel; das fällt sozu-

sagen ab. Das muss ja spätestens in der Phase II 

herauskommen. Damit möchte ich es belassen.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Dann noch ein 

Zwischenruf von Herrn Meister. 
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Vorsitzender Ralf Meister: Nur ganz kurz, damit 

es da kein Missverständnis gibt, Herr Kudla. Ers-

tens haben wir in den vergangenen Monaten in 

Vielfalt Dispute innerhalb der naturwissenschaft-

lichen Eliten an dieser Frage wahrnehmen kön-

nen, die dafür sprechen, dass es in keiner Weise 

ohne eine Auswahlentscheidung zu einer best-

möglichen Lösung kommen kann. 

Das Zweite ist viel simpler: Ich verwehre mich 

nur dagegen, dass die wissenschaftsethischen 

Einsprüche in dieser Fragestellung von den Na-

turwissenschaften selbst vorgenommen werden.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Fuder, bitte. 

Michael Fuder: Ich will die Diskussion, wie ich 

sie bisher verfolgt habe, noch einmal in Bezie-

hung zu der spezifischen Aufgabe unserer Ar-

beitsgruppe setzen. 

Sicherlich hat Sicherheit auf der einen Seite sehr 

viel mit Technologie und Technik zu tun. Auf 

der anderen Seite finde ich das wichtig, was Herr 

Meister gesagt hat, dass nämlich doch noch di-

verse andere Aspekte letztlich eine Rolle spielen 

werden. Ich glaube, das ist genau der entschei-

dende Punkt, und zwar die Anwendung der Ent-

scheidungsgrundlagen - sprich: Kriterien -, die 

irgendwann in Gesetz manifestiert sein werden. 

Diese Kriterien werden irgendwann angewendet. 

An dieser Stelle gehe ich davon aus, dass sie in 

irgendeiner Art und Weise auch interpretiert 

werden, und genau dieses Interpretieren sind 

dann eben nicht nur einfach Naturgesetze, Tech-

nik und Technologie, sondern da kommen 

menschliche Wertungen im weitesten Sinne des 

Wortes hinein. Das wird passieren.  

Genau an dieser Stelle bin ich davon überzeugt, 

dass es notwendig ist, die Anwendung der Krite-

rien durch eine angemessene Öffentlichkeitsbe-

teiligung begleiten und letztlich überprüfen zu 

lassen, wenn Toleranz hergestellt werden soll. 

Wenn diese Anwendung einfach nur mechanis-

tisch passieren könnte, bräuchten wir uns über 

Öffentlichkeitsbeteiligung nämlich überhaupt 

keine Gedanken zu machen. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herzlichen Dank. 

Von mir aus noch zwei, drei Aspekte.  

Der erste Aspekt ist, um das, was Herr Meister 

von seinem Sprachverständnis her gesagt hat, 

noch einmal in Beziehung zu setzen und Ihnen 

auch für die Kommissionssitzungen ein Bild mit-

zugeben: Jedes der deutschen Kernkraftwerke ist 

nach Behördenvotum eines, dass die nach Stand 

von Wissenschaft und Technik bestmögliche 

Schadensvorsorge gewährleistet - jedes deutsche 

Kernkraftwerk. Wenn Sie das auf eine Standort-

suche übertragen, könnte es so sein, dass das 

komparative Moment nicht auftaucht. Deshalb 

ist es mir so wichtig, dass wir uns vor Augen 

führen: Jedes deutsche Kernkraftwerk gewähr-

leistet die nach Stand von Wissenschaft und 

Technik bestmögliche Schadensvorsorge. Diese 

Vorgabe könnte, ein bisschen flapsig gesagt, na-

türlich auch Gorleben möglicherweise wieder er-

füllen. Ich habe nichts gegen Gorleben. Ich 

möchte mit dem Beispiel nur deutlich machen, 

16 ist nicht komparativ.  

Das Zweite: Wenn man das bestmögliche deut-

sche Kernkraftwerk suchen würde, würde man 

die Frage aufwerfen müssen, die umgekehrt ist    

oder noch einmal anders. Ich kenne meine Kolle-

ginnen und Kollegen Rechtsanwälte, die von uns 

in der Expertenanhörung gehört wurden. Die ha-

ben genauso argumentiert, wie ich es Ihnen wie-

dergegeben habe, nämlich zu sagen: Es gibt einen 

Begriff von „bestmöglich“ im deutschen Atom-

recht, und der bedeutet, dass es ausreicht, dass 

der Standort die nach Stand von Wissenschaft 

und Technik bestmögliche Sicherheit gewähr-

leistet, und diese Bestmöglichkeit ist nicht kom-

parativ zu entwickeln, sondern ist am Stand von 

Wissenschaft und Technik zu messen.  
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Ich bitte, mich jetzt nicht für eine Interpretation 

zu verhaften, die in der Anhörung ganz deutlich 

und auch mehrfach zum Ausdruck gekommen 

ist. Deshalb werbe ich sehr intensiv dafür - jetzt 

kommt wieder die Vorsitzendenrunde -, dass wir 

uns die Klarstellung als Notwendigkeit zu Eigen 

machen. Ich halte das für ausgesprochen not-

wendig.  

Eine weitere Anmerkung. Ich frage in dem Sinne, 

wie Herr Fuder es gesagt hat bzw. wie ich es als 

Zwischenruf gegenüber Herrn Kudla ausgedrückt 

habe: Rhetorisch kann ein sehr schrottiges Öf-

fentlichkeitsbeteiligungsverfahren, ein Öffent-

lichkeitsverfahren, das bei weitem nicht unseren 

Ansprüchen gerecht wird, den bestmöglichen 

Standort ausschwitzen - ja oder nein? Da würde 

man mir beim ersten Nachdenken sofort entgeg-

nen: Selbstverständlich. Dann müssen wir wie-

der an unser Selbstverständnis denken und müs-

sen überlegen. Deshalb habe ich gefragt: Wenn 

Herr Kudla auf das nachstehende Verfahren ver-

weist, ist das nachstehende Verfahren dann nur 

die Kriterien, oder ist das beispielsweise auch 

unser Beteiligungsverfahren? Würde Herr Kudla 

jetzt sagen: „Natürlich auch das Beteiligungsver-

fahren“, liefert er den Begriff „bestmöglich“ ein 

Stück weit an das Beteiligungsverfahren aus. 

Dann kann es aber umgekehrt so sein - deshalb 

bringe ich diese rhetorische Zuspitzung -, dass 

jede Art von schlechtem Beteiligungsverfahren 

ausreicht, um den bestmöglichen Standort zu 

finden. Das ist etwas, wozu wir heute Abend 

nicht mehr zu einem Ergebnis kommen werden, 

aber womit wir uns noch einmal beschäftigen 

müssen, ob nämlich der Verweis von Herrn 

Kudla auf das Verfahren uns einbezieht oder 

nicht einbezieht.  

Dass wir natürlich das Verständnis haben, dass 

ein optimaler Beteiligungsprozess dazu beiträgt, 

dass der bestmögliche gefunden wird, ist selbst-

redend. Aber brauche ich eine ununterbrochene 

gerichtliche Überprüfung, dass dieser Öffentlich-

keitsbeteiligungsprozess bei der Stange gehalten 

wird, oder bekomme ich das auch ein Stück weit 

definitorisch hin, indem ich sage: Wenn ihr 

nicht Acht auf ein vernünftiges Beteiligungskon-

zept gebt, bekommt ihr nicht den bestmöglichen 

Standort?  

Das ist nahe zwischen Sprachscholastik und ei-

nem ziemlich auslösenden Impuls, dass nämlich 

diese Definition auch beinhaltet, dass eine Ver-

nachlässigung der Öffentlichkeitsbeteiligung ne-

gativ sein kann.  

Das Dritte: Ich glaube, dass wir auch als AG 1 

trotz des engen Zeitkorsetts noch einmal sehr in-

tensiv einsteigen müssen, wenn der Kriterienka-

talog vorliegt, damit wir ein Stück weit mit der 

Vorstellung aufräumen, dass wir sehr lange na-

turwissenschaftlich deduzieren. Wir haben vor 

den planungsrechtlichen Kriterien auch die Ab-

wägungskriterien, und die Abwägungskriterien 

erschöpfen sich nicht in den planungsrechtli-

chen Kriterien, sondern Sie haben da auch natur-

wissenschaftliche Abwägungen.  

Diese naturwissenschaftlichen Abwägungen, 

diese Abwägungskriterien werden verbalargu-

mentativ bewertet. Da ist nichts mehr mit Durch-

lässigkeitsbeiwert oder mit Rechenschieber, son-

dern da wird auf dieser Kriterienebene ganz klar 

Hand angelegt und gesagt: Dafür spricht dieses, 

dafür spricht jenes. Das spricht überhaupt nicht 

gegen dieses Verfahren, sondern das spricht nur 

die Warnung aus, dass das alles am Rechenschie-

ber passiert. Da sind noch viele Stationen, und 

die sollten wir uns ein Stück weit angucken. In-

sofern ist es gut, dass in unserer Arbeitsgruppe 

auch Mitglieder der AG 3 vertreten sind, damit 

wir diese Stufenfolge, wie die Kriterien sich auf-

bauen und wie sie angewendet werden, noch 

einmal einen Moment beleuchten.  
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Wenn Sie mit dieser Zusammenfassung einver-

standen sind, dass wir das eine Element heraus-

nehmen - AG 1 plädiert für Klarstellung des Be-

griffs „bestmögliche Sicherheit“ -, dann würde 

ich es das so bestehen lassen, weil das Weitere, 

was ich ausgeführt habe, eigentlich erst im wei-

teren Prozess der Diskussionen in der Kommis-

sion und in der AG 3 ausgeführt werden kann.  

Auf dieser der Seite habe ich Nicken gesehen. 

Sie haben schon gesagt, Sie stimmen dem auch 

zu, dass wir den Begriff „bestmöglich“ noch ein-

mal gesetzlich anfassen, um die Missverständ-

nisse auszuräumen.  

Ein Halbsatz noch: Wenn ich mich darauf verlas-

sen könnte, dass die Gesetzesbegründung aus-

reicht, hätten die Experten in der Anhörung min-

destens zwei Stunden am Thema vorbeigeredet, 

weil es ja in der Begründung steht. Von daher 

möchte ich das nicht sein Bewenden sein lassen, 

denn die Begründung gab es schon zu dem Zeit-

punkt, als die Experten gefragt wurden: Wie in-

terpretiert ihr das? Dann haben sie das letztend-

lich insoweit an der Begründung vorbei interpre-

tiert. Deshalb würde ich mich auf die Begrün-

dung alleine nicht verlassen wollen.  

Ist es okay, dass wir das als Ergebnis der AG 1 in 

der Weise in die Debatte tragen, dass wir auch 

für eine gesetzliche Präzisierung eintreten?  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Wie auch immer sie aus-

sieht. 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wie auch immer 

sie aussieht. Genau.  

 

Tagesordnungspunkt 7:  
Initiativen zum Gespräch mit kritischen Grup-

pen 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Meister 

wird noch etwas zu der Frage des Kontakts zu 

den von uns als kritische Gruppen bezeichneten 

Gruppen sagen. Herr Meister, bitte. 

Vorsitzender Ralf Meister: Die meisten, die da-

von betroffen sein werden, sind nicht mehr da. 

Ich glaube, Herrn Becker betrifft es noch. Am 26. 

November 2015 wird an einem sogenannten 

neutralen Ort, der erstaunlicherweise das Lan-

deskirchenamt in Hannover ist - ich muss geste-

hen, für mich ist das alles andere als neutral -, 

ein informelles Gespräch mit einer ganzen Reihe 

von Vertretern und Vertreterinnen aus den kriti-

schen Gruppen stattfinden. Das ist ein Sondie-

rungsgespräch, das zum einen eine Tagung in 

Loccum, die erst im Frühsommer oder im Som-

mer nächsten Jahres stattfindet, sondieren soll, 

bei dem aber vor allen Dingen auch das Themen-

tableau, in denen Begegnungen und Diskussio-

nen möglich sind, erörtert werden soll.  

Ich würde vorab nichts spekulieren, nichts dazu 

sagen, sondern es ist tatsächlich so, dass es ge-

lingt, dass einige aus unserem Kreis - auch Perso-

nen aus der zweiten Reihe - mit dabei sind - Herr 

Miersch wird, glaube ich, auch dabei sein; Herr 

Becker wird dabei sein -, um zu sondieren: In 

welchen Themenbereichen ist der Kontakt so 

möglich, dass wir uns darüber auseinanderset-

zen? Dazu könnte unter anderem auch das Ge-

spräch über das Papier der Atommüllkonferenz 

oder anderes gehören.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Besten Dank. 

Gibt es dazu noch Nachfragen? Herr Fuder, bitte.  

Michael Fuder: Keine Nachfrage, sondern ich 

hatte heute Morgen, Herr Gaßner, Ihrer stringen-

ten Sitzungsleitung geschuldet, eine Wortmel-

dung zurückgestellt, nämlich zu eben diesem Ta-

gesordnungspunkt 7.  
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Wir haben heute Morgen über die Frage gespro-

chen, wie der Berichtsentwurf noch einmal kom-

mentiert wird. Ich möchte einen Gedanken ein-

speisen, der da lautet: Ich halte es durchaus für 

sinnvoll, diese kritischen Gruppen, die nicht 

mitmachen, dazu einzuladen, den Berichtsent-

wurf inklusive des dazugehörigen Beteiligungs-

prozesses, den wir zurzeit durchlaufen, auf 

schriftliche Art und Weise zu kommentieren. 

Das wäre dann noch Teil der entsprechenden 

Phase.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Herr Becker, 

bitte. 

Thorben Becker: Ich habe auch keine Frage, son-

dern eine kleine Ergänzung bzw. einen Bericht.  

Wir hatten am 23. Oktober 2015 einen breiten 

Trägerkreis von Anti-Atom- und Umweltverbän-

den - inklusive Greenpeace und die BI Lüchow-

Dannenberg - zu einem Atommüllrechtssympo-

sium in Hannover eingeladen. Die Einladung 

ging auch an alle Kommissionsmitglieder. Es wa-

ren leider nicht so viele da, aber es war durchaus 

ein Kreis, wo es gelungen ist, in einer sehr kriti-

schen, aber sehr konstruktiven Art und Weise 

neben vielen anderen Themen auch über das 

Standortauswahlgesetz und über damit verbun-

dene Themen zu diskutieren.  

Das hat jetzt überhaupt nichts mit der Kommis-

sion zu tun, aber es ist, glaube ich, ein Beispiel 

dafür, dass ein innerlicher Dialog absolut mög-

lich ist. Es wäre sicherlich noch gut gewesen, 

wenn - ich kenne die Terminprobleme - zu die-

sem Termin auch noch mehr Kommissionsmit-

glieder gekommen wären.  

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Ich hätte mich 

aufgerufen gesehen, weil es ja schwerpunktmä-

ßig juristische Themen waren, aber ich war im 

Urlaub.  

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Wir ha-

ben gute Fortschritte gemacht und haben wich-

tige Weichen gestellt. Wir haben jetzt viele Leute 

in den Diskussionsprozess einbezogen, was die 

weitere Arbeit angeht. Ich glaube, wir spiegeln 

das notwendige Tempo wider.  

 

Tagesordnungspunkt 8 
Verschiedenes 

Vorsitzender Hartmut Gaßner: Wir sehen uns 

am 19. November 2015 in der Kommission und 

am 9. Dezember 2015 in der AG 1 wieder. Dabei 

müssen wir vor Augen haben, dass wir am 9. De-

zember 2015 etwas erarbeitet haben müssen, was 

in die Kommission eingereicht werden kann, 

weil die Kommission für die Berichterstellung 

insgesamt zwei Doppelsitzungen abhält, eine vor 

Weihnachten und eine nach Weihnachten. Wenn 

diese Doppelsitzungen - ich sage es einmal sa-

lopp - nicht sitzen, dann schwimmt der gesamte 

Zeitprozess. Unser Beitrag muss der sein, dass 

wir hier am 9. Dezember 2015 etwas abstimmen 

können, was wir dann einreichen. Ich möchte 

bewusst nicht die Hürde so hoch legen, dass ich 

sage, das ist etwas, was schon einer Endredak-

tion gehorcht. Das keinesfalls; damit würden wir 

uns überheben. Aber wir müssen uns darüber im 

Klaren sein: Wenn wir am 9. Dezember sagen 

würden, das, was wir erarbeitet haben, ist nicht 

reif, um bei der Kommission eingereicht zu wer-

den, würde das bedeuten, wenn die anderen 

zwei Arbeitsgruppen zu ähnlichen Zwischener-

gebnissen kämen, dass wir dann auf ein Chaos 

zusteuern. Ich sage das so direkt.  

Wir haben es jetzt erst einmal in der Hand, un-

sere eigenen Sachen zu machen. Ich glaube, dass 

es uns heute ganz gut gelungen ist, indem wir 

auch neue Themen angetickt haben und uns 

noch einmal Strukturen gegeben haben, ein-

schließlich BMUB, dem ich dafür danke, dass er 
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sich so schnell bereit gezeigt hat. Wir kommen 

da also schnell vorwärts. 

Ich darf Ihnen einen guten Nachhauseweg wün-

schen.  

(Sitzungsende: 16.45 Uhr) 

Die Vorsitzenden der Arbeitsgruppe:  

 

 

Hartmut Gaßner   Ralf Meister 

 


